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V o r w-o r t. 

Oie wichtigen Unternehmungen der neuesten Zeit 
im Gebiete der Strafgesetzgebung fördern die Theil- 
nahrae auch der Wissenschaft , die hier berechtigt 
und verpflichtet ist, ihren Beitrag zu liefern # und als 
solche zu den noth wendigen Elementen gehört, wel- 
che , mit einander verbunden , zür Erreichung de* 
Zweckes förderlich > ja unentbehrlich sind. Auch der 
Einzelne darf seinen redlichen Beitrag, wenn er ihn 
anspruchslos bietet, nicht zurückhalten, wo erhoffen 
darf, im Interesse der Sache einiges der weitem 
Beachtung nicht Unwerthes vorzubringen und da- 
durch dem. Vertrauen zu entsprechen, das durch di* 
Vorlegung der Gesetz -Entwürfe zur öffentlichen Be- 
rathung auch der Wissenschaft und deren Vertreter« 
erwiesen wird. Von diesem Gedanken geleitet v lasse 
ich meinen kritischen Betrachtungen über den k. nor* 
weg'schen und den k. würtemb. Strafgesetz -Entwurf 
diejenigen folgen , weldhe ich über den k. sächsischen, 
bei dem Studium desselben freilich in verhältnifsmä-- 
fsig kurzer Zelt, die ich nicht einmal wigetheil* die- 
ser wichtigen Erscheinung widmen konnte, mir auf- 
gezeichnet habe. Neben dieser durch die enge Frist 
gesetzten Grenze, wenn das Werkchen noch zum 
Landtage erscheinen sollte, welcher sich mit den 

Digitized by Google 



Berathungen über die neue Strafgesetzgebung be- 
schäfftigen wird , muß ich für die Kürze meiner Dar- 
Stellung einen andern Grund geltend machen. 

Es schien mir nämlich Theils nicht Bedürfnis, 
Theils nicht passend, solche ausfuhrlichere theore- 
tisch-praktische Erörterungen, die ohnehin unserer 
Literatur nicht fehlen und die von einem allgemei- 
nen Standpunkte aus gefaßt sind und werden, gerade 
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knüpfen , ebenso wenig in solche Untersuchungen ein- 
zugehen « welche billig dem gründlichem Kenner des 
sächs. Rechts überlassen oder, als den Betheiligten 
hinlänglich bekannt, besser übergangen werden, wie 
«. ,B. die Geschichte der neueren sächs. Entwürfe 
und des vorliegenden, die Vergleichung des letztern 
mit dem frühern von Erhard, Tittmann, Stü- 
he! etc. Ich muls auch hier mich auf Das bezie- 
hen, was ich bei Gelegenheit meiner anderen Kriti- 
ken bemerkt habe, dafc es bei der Reichhaltigkeit 
des kritischen Apparats, den die letzten Jahrze- 
hende geliefert haben, um so mehr überflüssig er- 
scheinen würde , Alles, was schon von Anderen gut 
erinnert, oder, was erledigt worden ist, zu wieder- 
holen als die neuesten Entwürfe, indem sie selbst 
jene Vorarbeiten umsichtig benutzt enthalten, bei 
Weitem nicht so viel Stoff für die Kritik darbieten, 
als z> B. der Klemschrod'sche Entwurf. Für den 
Zweck, zur gemeinsamen Würdigung einen beschei- 
denen Beitrag zu liefern, schien mir auch hier die 
Weise am Geeignetsten, zunächst den Entwurf auf 
seiner eignen Grundlage und von seinen Principien 
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aus zu betrachten, dann diesen mit den allgemein an- 
erkannten und mit den allgemeinen und concreten 
Bedürfnissen so zu vergleichen, dafs in einer, der 
Ordnung des Entwurfs sich anschliefsenden Untersu- 
chung vorzugsweise die Lehren und Artikel hervor- 
gehoben würden, welche, wie ich glaubte, einer 
Aenderung nach Inhalte oder Form bedürfen, oder 
gegen mögliche Anfechtung in Schutz genommen 
werden zu müssen scheinen , wobei aber Manches 
nur kurz für die Kenner angedeutet, Manches auch, 
um nicht zu weitläufig zu werden, ganz übergangen 
ist Eine solche Kritik, die den Werth der Unter- 
nehmung bereitwillig anerkennt, kann das Lob* des- 
sen letztere ohnehin nicht bedarf, nicht zur Haupt- 
sache machen und mufs sich mehr der Seite einer 
wohlgemeinten Polemik zuwenden. Niemand wird 
defshalb die Verfasser solcher Arbeiten einer Nei- 
gung zum Tadeln beschuldigen , da die Wichtigkeit 
der Sache zum Aussprechen Dessen , was die Beur- 
theiler für Wahrheit nach reifer Prüfung halten, ohne 
Rücksicht auffordert, — übrigens auch solche kriti- 
sche Beiträge selbst wieder nothwendig sich dem Ur- 
theile unterwerfen und nur als Stimme Einzelner 
gelten. 

Als einer solchen bitte ich der meinigen neben 
den Schriften Anderer über denselben Gegenstand 
freundliche Beachtung zuzuwenden, und ich richte 
diese Bitte vorzugsweise an die verehrten Männer, 
die zunächst amtliche Veranlassung haben, sich mit 
dem Entwürfe zu beschäfftigen. Von den mehrern 
Werken, die demselben Gegenstande gewidmet sind, 
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habe ich nur einige, .die an gehöriger Stelle ange» 
fuhrt sind, vergleichen können, andere, sowie die 
neuen beiden Schriftchen, in welchen Herr Pro£ 
Hepp in Tübingen mehrere legislativ interessante 
Punkte, jedoch mit Vorzugs weiser Berücksichtigung 
des neuen wiirtemberg'schen Entwurfs , erörtert hat, 
sind mir erst bei Niedersehr eiburig dieser Zeilen und 
nach Absend ung der Handschrift an den Druckort 
zugekommen. Die bis ietzt erschienenen Bemerkung 
gen zu dem sächsischen Entwürfe beschränken sich 
auf den allgemeinen Theil. Die nachfolgende kurze 
Betrachtung ist aber dem ganzen Entwürfe gewidmet 
und steht hinsichtlich des besondern oder zweiten 
Theiles fiir jetzt noch allein. Efr ist aber zu erwar- 
ten, daJfo'die Theünahme besonders der sächsischen 
fielehiften sich auch dem andern Theile zuwende. 

Möge mein Beitrag sich wohlwollender Aufnahme 
und Prüfung erfreuen und es nur gelungen «ejn, 
durch denselben meine aufrichtigen Wünsche für die 
gute Stehe einigermaßen zu bethätfefcn. i T j: »u 

Breslau, den 12. December 1836. 
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Deu kurze Zeit »nach einander erschienenen Entwürfen 
zu neuen Strafgesetzbüchern , welche die Theilnahme Derer 
in Anspruch nehmen, die sich für das Gelingen grofser, 
, einflufsreicher Unternehmungen und Verbesserungen inter-. » 
essiren, schliefst sich der neue sächsische Entwurf an. 
Auch ihm sind, wie es in anderen Ländern der Fall war, 
mehrere dergleichen vorausgegangen 1 ) und es mufs schon 
diese äufserlich sich bekundende Sorgfalt, das Bestreben, 
• nur langer reiflicher Ueberlegung das Recht einzuräumen, 
ihre Ergebnisse Torzulegen, ein günstiges Vorurtheil er- 
wecken. Aber nicht durch solche, wohl auch anderen 
Veranlassungen zum Theil zuzuschreibende besonnene Zö- 
geruug allein spricht sich der Ernst und die würdige Ge- 
sinnung aus, durch welche etwas dauerhaft Gutes gestiftet 
werden soll. Zwei andere wichtige Zeugnisse liegen dafür 
Tor. Das eine ist der Jnhalt des Werkes selbst, dem wir 
unsere Aufmerksamkeit widmen , das andere, der gleichfalls 
auch sonst beobachtete Weg vor der Einführung eines 
neuen Gesetzbuchs und der dazu erforderlichen Vorlegung 
des Entwurfs zur Prüfung von Seiten der verfassungsmä- 
ssig hierzu Berufenen, — auch denen Gelegenheit zu geben, 
sich zu äufsern, die durch die Richtung ihrer Studien, 
durch ihre einer solchen wichtigen Erscheinung zugewen- 
dete Theilnahme hierzu Neigung und Beruf fühlen. Wenn 
die Regierungen der Wissenschaft und den sonstigen Ele- 
menten, die auch der Gesetzgebung innewohnen, dieses 
Vertrauen bezeigen , nicht blofs die im Laufe der Zeit zu 
Tage geförderten Resultate, wo sie als Wahrheiten sich 
geltend machen, sich anzueignen, sondern auch deren Be- 
nutzungsweise selbst dem öffentlichen Urtheile vorzulegen, 

«» 

*) Von Erhard, Tittmaua, Stübel. ' 
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*o ist es Pflicht für die, welche auf eine unbefangene 

Weise mit der Hoffnung, einiges zur Sache Gehörige be- 
merken zu können vermögen, sich durch keine untergeord- 
nete Rücksicht abhalten zu lassen. 

Nicht als ob jetzt und hier , wo die Vorarbeiten einer 
langen Zeit, die Erfahrungen in vielen Ländern, die dar« 
über vielfach ausgesprochenen Ansichten und Urtheile be- 
nutzt werden konnten, und wie der Inhalt ergibt und die 
Motive bestätigen , auch wirklich benutzt worden sind, 
der Kritik sich Gelegenheit darböte, bedeutend Erheb- 
liches und Neues zu bemerken. Wir haben vielmehr 
Im Dienste der Wahrheit uns derselben Bescheidenheit 
zu belleifsigen, bei Würdigung der legislativen Vorarbei- 
ten, die deren Beförderer geleitet hat und deren Ver- • 
dienst erhöht* Das Streben nach einer mit der Wahrheit 
nicht übereinstimmenden Originalität wurde in beider Hin- 
sicht verwerflich seyn und sich durch Mifslingen strafen. 
Die Wahrheit ist nicht Gegenstand einer Erfindung, die 
der glückliche Zufall, der begünstigte Blick eines Auser- 
wählten in ein ungeahnetes Gebiet herbeiführte — sie ist 
Vorhanden und macht sich geltend; es ist die Aufgabe, sie 
zu erkennen, die erkannte zeitgemäfs auszusprechen—» 
und in diesem Grundsatze, von dem wir noch weitern Ge- 
branch zu machen gedenken, begegnen sich das Geschafft 
der Kritik und der Gesetzgebung. 

Die erfreuliche Beachtung, welche meine kritischen 
Bemerkungen zu zwei neueren Gesetzes - Entwürfen gefun- 
den haben 2 ) und meine durch Aufforderongen von meh- 
reren Seiten noch mehr gesteigerte Theilnahme an dieser 

• •■ *!■« • * • 

.« „f,.,,. ■ .. - . - ■ - 1 . ■« 

*) Der Entwurf eines Strafgesetzbuch s für das Kö- 
nigreich Norwegen. Eine kritische Betrachtung.. Neu- 
stadt a. d. O. 1835. — Beiträge zur Kritik des Entwurf* 
eines Strafgesetzbuchs für das Königreich Würtem- 
berg, vom Jahre 1835. Neustadt a. d. O. 1836. Auch in Sachsen 
dürfte die Benennung „Strafgesetzbuch" der „Cr imi naigesetz- 
buch" vorzuziehen seyn. 



Digitized by Google 



neuen wichtigen Erscheinung im Gebfete der Strafgesetz* 
gebung leihen mir den Math, mit einigen Ansichten über 
Einzelnes hervorzutreten; mögen diese, welche ich an- 
spruchslos weiterer Prüfung unterstelle, eine Aufnahme 
finden, die der Gesinnung Dessen entspricht, der sie vor- 
legt. Was wir mifsbiliigen , geht nicht von Tadelsucht aus, 

* das Lob, welches der Arbeit im Ganzen zugestanden wer- 
den muls, Ist ein unparteiisches, aber auch nicht durch 
den Umstand geschmälert, dafs es ein gemeinschaftliches 
flir mehrere neue Entwürfe ist, welche die Erzeugnisse 
einer Zeit sind , die nicht minder ihr Bedürfnifs und ihre 
eigenthümüche Forderung als ihr Verhaltnifs zu der Ver- 
gangenheit und ihre geschichtlich politische Grundlage er- 
kennt. Eine Aufgabe, wie ich sie mir stelle, möge sie 
als Kritik im Verhaltnisse zu einer wissenschaftlichen Lei- 
stung oder als Versuch, einzelne Beiträge zu liefern, be- 
trachtet werden, darf ohnehin nur Hecht und Wahrheit, 
Wie der Verf. sie zu erkennen glaubt, zu ihrem Inhalte 
und Gegenstände haben. Es kann nicht blofs darauf ankom- 

- taten , Manches zu berichtigen , wozu auch ein im Ganzen 
gelungenes Werk Gelegenheit bietet, oder als zweifelhaft 
einer nahern Erörterung zn unterwerfen; es ist auch noth- 
wendig, das Gute bestimmt hervorzuheben und nach Kräf- 
ten beizutragen, dasselbe gegen Anfechtungen zu sichern, ^ 
Sie bei der Verschiedenheit der Ansichten, auch wohl der 
Interessen, selbst von guten Gesinnungen ausgehend, nicht 
leicht fehlen werden. Vielleicht wäre der erste Weg, aus- 
Schliefslich gewählt, der erfolgreichere, aber schwerlich 
für die Sache selbst. Wenn man aber die Schwierigkeit 
gesetzgebender Unternehmungen nicht etwa als Entschul- 
olgungsgrund für die Mangelhaftigkeit geltend macht, wel- 
cher jedes Menschenwerk unterliegt, wenn man sie zum 
Grunde eines allgemeinen Tadels machen und den Zweifel 
aufstellen wollte, ob es möglich sei, daTs in kurzer Zeit 
in verschiedenen Ländern solche Entwürfe gefertigt wären, 
die sammtlich auf Lob und Billigung Anspruch machen 

1* 

t / 
- - » 

■ » 
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durften, so ruiils man entgegnen, — was «ich aus einer 
richtigen Ansicht über die Natur und das Wesen des po- 
sitiven Rechts, den Beruf der Gesetzgebung und deren 
Verhältnis zur Wissenschaft und dem Leben ergibt und 
was die Erfahrung bestätigt. Wir haben bereits erinnert, 
dafs die Wahrheit z. B. hier über die Notwendigkeit, 
über die Berechtigung nicht blofc, sondern auch über die 
Verpflichtung, die Strafgerechtigkeit zu handhaben, eine 
längst vorhandene, begründete sei, so dafs auch mit einer 
neuen Gesetzgebung nicht eine wesentlich neue Grundlage, 
nicht eine von der frühern ganz verschiedene Aera herbei- 
geführt wird s ). Vieles ist nur der Form nach, nicht als 
Inhalt neu; und wo Letzteres der Fall ist, erscheint es 
nicht als Willkür des Gesetzgebers, sondern als der zeit- 
gemäfse Ausdruck der jetzt mindestens erkannten Wahr- 
heit, als die Erfüllung eines sich geltend machenden Be- 
dürfnisses, und nur selten würde eine Bestimmung, die 
nicht jene organische Rechtfertigung für sich hätte, ans 
blofs politischer Rücksicht vertheidigt und auf längere 
Dauer erhalten werden können. Auf jene Weise wird es 
allein möglich, dem bewährten Hergebrachten, das man 
nicht ungeahndet voreilig aufopfert, die gebührende, scho- 
nende Anerkennung und dem Neuen, welches den Forde- 
rungen unserer Zeit , ihrer Gestaltung und Gesittung Gnüge 
leisten soll , sein unwidersprechliches Recht angedeihen zn 
lassen. Sind gewisse Wahrheiten durch Erfahrung und 
wissenschaftliche Begründung zur allgemeinen Anerkennung 
gelangt und ein Gemeingut geworden, hat sich gegen die 
Fortdauer der gelehrten Streitfragen die Sache selbst, zn 
Folge einer ihr innewohnenden innern Notwendigkeit 
Bahn gebrochen und ist so die Aufnahme vorbereitet, so 
kann es nicht befremden, wenn jetzt und da, wo es anf 

3 ) Meine Schrift: Die Strafrechtstheorieen in ihrem 
Verhältnisse zu einander nnd zu dem positiven Rechte 
und dessen Geschichte. Neustadt a. d. O. 1834. S. 131 fg. 
140 fg. 168 fg. . , 
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Recht und auf die heilige Pflicht der Regierungen, sowie 
der zur Theilnahme an der Gesetzgebung Berufenen und 
auf das Heil der Völker ankommt, eine l) Übereinstimmung 
% sich findet, die wichtiger und höher anzuschlagen ist, alt 
die mifsliche Ehre der Originalität. Vollends in Betreff 
Dessen, was das Gemeinsame der durch Geschichte, Re- 
ligion, Sitte und Bildung verbundenen und einander ver- 
wandten deutschen Länder, noch mehr, was das Allge- 
meine, rein Menschliche betrifft 4 ). 

Selbst wenn nicht, wie es die Motive aller neuem 
Entwürfe bestimmt erklaren , die Arbeiten , welche in ein-r 
zelnen Ländern gemacht sind, zu Käthe gezogen, oft un- 
mittelbar zu Grunde gelegt wurden wären, würde schon 
nach jener Rücksicht und nach dem Einflüsse der Wissen- 
schaft und Praxis, die grofse Uebereinstimmung sich er- 
klären und minder überraschend seyn, als bei den Rechts- 
büchern verschiedener. Völker aus einer weit frühern Zeit. 
Der Kritik ist dagegen ein beschränkteres Gebiet angewie- 
sen, denn, wie ich bereits früher gesagt 5 ), Vieles, was 
vor einigen Jahrzehenden erst mit einem Aufwände von 
Gründen darzulegen war, ist längst anerkannt, was damals 
angefochten oder widerlegt werden mufste, ist aufgegeben, 
Anderes, was, als mindestens bestritten, wiederholt zu be- 
sprechen wäre, ist bei Gelegenheit der neuen und neue- 
sten Entwürfe und Verhandlungen in Betracht gezogen wor- 
den. Man darf daher jetzt und hier insbesondere Theils 
an sieh den Stoff zu Erinnerungen als vermindert ansehen, 
Theils auf die schon vorliegenden Erörterungen verweisen. 
Insbesondere wird es mir verstattet seyn, mich auf die 
Beiträge zu beziehen, die ich zur Kritik des norweg sehen 
und würtemberg'schen Entwurfs unlängst geliefert habe, 
auf letztere um so mehr, als auch der würtembergische 
Entwurf bei Ausarbeitung des sächsischen vielfach benutzt 



«) Meine Kritik de» würtemb. Entwürfe». S. 4 fg. 
n Am a. O. S. 98 fg. 
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Jet«). Was ich tn jenen Schriften einleitend und im All- 
gemeinen bemerken zu müssen geglaubt habe, läfst sich 
im Wesentlichen auch hier auf den sächsischen Entwurf 
tibertragen; auch die Betrachtung mancher einzelner Be- 
ttimmungen kann durch die Verweisung auf die früher vor- 
gelegten Erinnerungen vereinfacht, ja nicht selten ganz 
umgangen werden, da sich eine Wiederholung durch die 
Besorgnifs, man möge jene, als hierher nicht unmittelbar 
gehörig, bei Seite setzen, um so weniger rechtfertigen 
dürfte, als man von der Gründlichkeit der Theilnehmer an 
dem Gesetzeswerke erwarten darf, dafs kein Beitrag für 
so unbedeutend erachtet werde, um nicht mindestens er- 
wogen zu werden. Auch Jiat Herr Prof. Dr. Herrmann 
in seiner Schrift „zur Beurth eilung des Entwurfs eines 
Criminalgesetzbuchs für das Königreich Sachsen*)" mei- 
nen genannten beiden Kritiken eine erfreuliche Aufmerk- 
samkeit gewidmet. Wenn ich nun meiner Seits über die 
von derselben berührten Punkte — die sich jedoch nur 
auf den allgemeinen Theil beziehen, mit Verweisung auf 
dessen be achtens wer the Ausführung, ganz oder doch leich- 
ter hinweggehe, so wird die verhältnifsmäfsig minder um« 
fangreiche folgende Betrachtung, der ich ohnehin nur we- 
nig Zeit widmen darf, sich erklären und nicht minder 
meine Theilnahme und meinen Wunsch, einigermafsen nütz* 
lieh zu seyn, bethätigen. 

So darf ich denn gleich Anfangs Das übergehen , was 
hinsichtlich der Forderung an ein Gesetzbuch als Volks- 
recht für Sachsen zu bemerken wäre. Wir haben es mit 
einem Lande und Stamme deutscher Sitte, rechtlicher und 
politischer Bildung zu thun, in welchem vorzugsweise das 
Gemeinsame vestgehalten und, der vielfachen neuen Gestal- * 
tungen der jüngsten und früher vergangenen Zeit ungeach- 
tet, mit lobens werther Treue bewahrt, aber nicht auf 

■ i . r .., „ f , , ...... , . 

«) Motive zu dem sächs. Entwürfe S. 83 fg. 
*) Leipzig 1836. . ~ 
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Kosten der Ansprüche unserer Tage genährt worden ist. Di« 
sächs. Lande sind auf der einen Seite gerade die, wo dein 
Herkommen und Dem, was langer Gebrauch und Geltung be- 
währt und geheiligt hatte — durch das eich begegnende Stre- 
ben der Regierung und der Bürger — eine besondere Ehr* 
furcht erwiesen worden ist, auf der andern sind sie seit langer 
Zeit der Mittelpunkt wissenschaftlicher Bildung, classischen 
Unterrichts und freier Forschung, welche Neues für sich 
und auf Grundlage des Alten hervorgebracht; woraus ich, 
bei Gelegenheit einiger , das sächsische Strafrecht betref- 
fenden neueren literarischen Erscheinungen weitere, für 
die Würdigung der Sache, wie ich glaube, nicht unerheb- 
liche Folgerungen und Gesichtspunkte abgeleitet habe»). 
Ein solches Verhältnis, solche Vorbildung, Ruhe und Be- 
sonnenheit läfst ein günstiges Ergebnifs erwarten und wenn 
diesem die Bemühungen für dieselbe in anderen deutschen 
Landen zu Statten komraeu, so wird die hierdurch min- 
destens dem Inhalte uach erzielte Uebereinstiinmung Vor- 
theile mit sich führen, deren Auseinandersetzung wohl 
kaum nöthig ist. * v i ris 

Die Motive beginnen mit der gewifs richtigen und 
meist auch 'in neueren Gesetzgebungen, bestimmter noch 
in der frühem anerkannten Bemerkung, dafs das Princip 
der Strafe als gerechter und als Notwendigkeit vorauszu- 
setzen sei. Die Wissenschaft hat dieses aufzuzeigen und 
in dem positiven Rechte nachzuweisen. Man möge sich 
nur über den rechten Standpunkt der Sache versl 







s 


IM 



re tische Seite, sondern auch das praktische Interesse be- 
trifft. Ein Strafrechtsprincip ist in dem Gesetzbuche so 
wenig ausdrücklich aafzustelleu , als es passend wäre , einer 
Erörterung, bei welcher individuale Ansichten uud die 



8 ) Meine beurtheilenden Anzeigen von Erhardt(neoe Ausgabe 
durch Schilling) und Volk mann-'* sachs. peinlicheo Rechte in 
den Jahrb. der juriat. Literatur. Band XXII. S. 233 — 268. und 
t. Weiske Handb. »acht. Strafgesetze , daa. Bd.XXliL S.t7— «0. 
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Zufälligkeit eines Uebergewichts der Stimmen zuletzt ent- 
scheiden, die Erledigung Dessen zu überlassen, was in 
Wahrheit nicht mehr zweifelhaft ist; es würde gefährlich 
werden, wenn insbesondere so irgend ein anderer Grund- 
satz, als der der Gerechtigkeit angenommen werden 
sollte. Ohnehin fafst dieser die in den besonderen Theo- 
rieen nur einseitig hervorgehobenen Momente, soweit sie 
wirklich berechtigt sind, in sich. Allein daraus, dafs ein 
solches Princip nicht im Gesetzbuche genannt werden soll, 
folgt nicht, dafs darauf verzichtet werden dürfe y ). Das 
Princip mute sich aus dem Inhalte der gesetzlichen allge- 
meinen und besonderen Bestimmungen ergeben und darf, 
bei der Notwendigkeit der Berücksichtigung der politi- 
schen Seite der Verbrechen und der Strafen , nimmer sich 
selbst, — die Gerechtigkeit verleugnen. Ob diese gelten 
sollen , kann daher auch nicht weiter Gegenstand einer Be- 
rathung seyn. Der Entwurf, auch hier der Lehre der 
Geschichte und ihr zn Folge einer richtigen Rechtspolitik 
getreu, hat sich in den richtigen Grenzen gehalten und 
diese auch meist folgerecht durchgeführt A0 ). Ich über- 
gehe das Weitere hierüber, da Das, was ich an anderen 
Orten genauer nachzuweisen gesucht habe* in einer un- 
längst erschienenen verdienstlichen Schrift die diesen 
Gegenstand in Beziehung auf den sächsischen Entwurf be- . 
handelt, auf eine Weise dargestellt ist, mit der ich mich 
im Wesentlichen nur einverstanden erklären kann. 

Es sei mir nun erlaubt, den Entwurf selbst näher zu 
betrachten, mit Beschränkung auf die Bestimmungen, die 
zu Bemerkungen Stoff liefern. 



*) Meine Strafrechtstheorieen a. a. O. S. 55 fg. 131 fg. 
Kritik des norweg'schen Entwurfs S. 7., des wurtemb. Entwurfs 
S. 15 fg. 

i°) Motive etc. S. 83 fg. 

*») Einige Worte zur Begrüfsung des. Entwurfs zu 
einen neuen €riminalgesetzbnche für das Königreich 
Sachsen. Leipzig 1836. . , 
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Er zerfallt in einen „ersten Tb eil, M welcher „all- 
gemeine Vorschriften über Verbrechen und deren Bestra- 
fung" aufstellt und den „zweiten Theil," welcher „von 
den einzelnen (besonderen) Verbrechen und deren Bestra- 
fung" handelt. Eine solche Souderung, die in der Theo- 
rie längst und neuerlich auch in den Gesetzgebungen an- 
genommen ist, rechtfertigt sich durch ihre innere Not- 
wendigkeit und praktische Bedeutung. Die hier gewählte 
Bezeichnung hat denselben Sinn, wie die in dem allge- 
meinen und besondern Theile. Sie dürfte aber, als 
für ein concretei Gesetzeswerk berechnet, der letztern, 
die eine mehr doctrinale Bestimmung enthält, umso mehr 
vorzuziehen seyn, als sie die Sache selbst bestimmt und 
passend mittels der weitern Ueberschrift angibt. 
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*• Erster T hell. 

• , . j ..." * 

Allgemeine Vorschriften über I erbrechen 
und deren Bestrafung. 

-,.,.> mi Braten Capitel. , (|i 

- •■ w QTMcnr\ßM>en w o er wie snnivenuung ues 
«'•»•* Gesetzbuchs. 

Es ist hier Art. 1 — 5. die Rede von der Anwendbar- 
keit der Strafgesetze in Beziehung auf die Straffälle (Hand- 
lungen und Unterlassungen verbrecherischer Art) und auf 
die straffälligen Personen Inländer ujyl Ausländer. Ob 
nicht dieses Alles besser in einer den eigentlichen Strafr 
liestimraungen vorausgehenden Einleitung — wie z. B. in 
dem würtemberg. Entwürfe Platz finde, will ich nur aus- 
deuten. Gewifs sind solche Bestimmungen vorausgehende, 
die Anwendung der Strafgesetze bedingende, die wohl nicht 
unter diesen erst ihre Stelle erhalten sollten. Zwar ist 
mir nicht unbekannt, was sich vom praktischen Gesichts- 
punkte aus gegen die ohnehin nicht überall übereinstim- 
mend aufgestellten Forderungen der systematischen Anord- 
nung^ sagen läfst und ich werde mich bei der weitern Be- 
trachtung möglichst der Gegenbemerkungen enthalten, 
aber vorausgesetzt, dafs die wahre Stelle für jeden Satz 
erkannt sei — so hält Nichts ab , dafs auch der Form ge- 
nügt werde, was, wo sonst die Stellung gleichgiltig wäre, 
doch einen jetzt nicht zu verkennenden Grund für sich 
hat, wo sie aber von praktischem Einflüsse ist, um so 
mehr beachtet werden soll. 

Ueber den Art. 1., wonach das Gesetzbuch Anwen- 
dung findet, auf „solche Handlungen oder Unterlassungen, 
welche in den Bestimmungen desselben entweder aus- 
drücklich oder nach deren unverkennbarem G ei ste und 
Sinne mit Strafe bedroht sind, überheben mich Herr- 
,.»•■■— h^») weiten, Eingehen.. 

") S. 14 fg. vergt. auch meine Beiträge zur Kritik de» wür- 
teinb. Entwurfs S. 19 fg. 
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.,.« Ws gegen Ausländer, sofern sie Im blande rar Straff 

Anwendung gebracht werden, ist eine den jetzt allgemein 
.anerkannten Grundsätzen entsprechende Bestimmung 13 ). 
Aber der Entwurf geht zu weit, wenu er ohne Ausnahm« 
Ausländer auch für die außerhalb des Königreichs Sachsen 
verübten Uebertretungen , die in keiner Weise eine Bezie- 
hung auf dasselbe haben 14 ), verantwortlich zu machen 
scheint. Zwar soll nach Art. 4. liier die Anordnung dea 
Justizministerii über das zu beobachtende Verfahren er- 
wartet werden (d. h. wohl nicht über die Weise. des Ver- 
fahrens — Proceäur, sondern wie der Anfang des Art. 4. 
sagt: ob gegen einen Ausländer wegen eines im Auslande 
begangenen Verbrechens mit der Untersuchung zu verfah- 
ren ist, und es scheint hier wohl, vorausgesetzt, dafs nur 
in solchen Fällen, wie sie z. B. der würtemb. Entwurf 
Art. 4. aufstellt, die höhere Genehmigung erfolgen werde. 
Indessen scheint mir diese Bestimmung 1A ) um so bedenk- 
licher, als nach dem Art. 4. „der Richter inmittelst die 
nöthigen, keinen Verzug leidenden Verfügungen zu treffen 
^ halt." Ohne Zweifel wird Alles dieses nur auf den Fall 
bezogen, wo der Ausländer sich im Königreiche aufhält, 
obgleich es nicht gesagt und so das Gesetz allgemein zn 
verstehen ist, dem der Richter nicht berechtigt wäre , Un- 
terscheidungen beizulegen. Sollte aber der Grundsatz ohne 
Unterschied gelten und unter jenen nöthigen» Mafsregeln 
auch die Einleitung eines Contumacial - Verfahrens zu ver- 
stehen seyn, — worüber wohl die Procefs - Ordnung das 
Erforderliche aufstellen wird, so würde dieses leicht den 
völkerrechtlichen Grundsätzen zuwider und die Quelle un- 
endlicher, die Staaten und Individuen behelligender Mifs- 

stände besonders dann seyu , wenn dieser Grundsatz, den 

. , . 

l8 ) Mein Versuch über die Bestrafung der im Auslände began- 
genen Verbrechen. S. 61 fg.' r . 
") Meine Abb. im neuen Archive d. Cr im. - R. J. 1834. S. 422. . 
'*) gegen welche sich auch Herrin au n a. a. O. S. 19 f. erklärt. 
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der sichsische Entwurf bis Jetzt allein aufstellt, von an- 
deren Staaten ebenfalls aufgestellt würde. .So Wünschens- 
werth gerade über -solche Punkte eine materiale Ueberein- 
atimmung der verschiedenen Gesetzgebungen ist, so sehr» 
mufs eine nur formale, die in der Anwendung unvermeid- 
liche Collisionen herbeiführt, bedenklich 



Zweites Capitcl. 

Von den Strafen und deren Vollziehunq. 
*. Ein Theil der BesUmmungen über die Vollziehung { 
hört dem Processe an; das eigentliche Strafgesetzbuch hat 
es mehr mit der Zuerkennung zu thun. Man vermifst ei- 
nen Artikel, der an die Spitze gehört und der, wie unter 
anderen der würtemb. Entwurf thut, die Strafarten aus- 
drücklich benennt, welche die Gesetzgebung als rechtlich 
nothwendige anerkennt 16 ). Hier beginnt die Angabe mit 
der Art, wie die Todesstrafe vollzogen wird (durch 
Enthauptung) und so wird dann weiter von Zuchthaus-, 
Arbeitshaus-, Gefängnifs-, Geld-Strafen und 
Verweis Art 6 — 22. gehandelt. Andere Eutwürfe ent- 
halten nur scheinbar mehr — denn auch der sächsische 
Eutwnrf nennt Verlust der Ehre, Würden, bürgerlicher 
Rechte. Nur liefs sich darüber' rechten , ob, wie hier ge- 
schieht, diese lediglich als Folgen anderer Strafen und 
nicht auch der Verbrechen eintreten soll, welche den Mau- 
gel ehrliebender Gesinnung bekunden , auch wenn die Strafe 
im .besondern Falle nicht eine entehrende wäre lr ). 

Zunächst also dürfte ein einleitender, die Strafarten 
benennender Artikel den Forderungen des Rechts und dem 
praktischen Bedürfnisse um so mehr entsprechen, als es 
nicht ganz passend erscheint, dafs 'man nur gelegentlich 
bei der Bestimmung über die Vollziehung anführt, welche 
Strafen bestehen sollen. Die Todesstrafe kann insbeson- 
dere auch nicht gleichsam nur indirect angegeben und vor- 
* , — ,, . 

■ ") Die Motive helfen zum Theil dem Bedürfnisße ab. ' S. 85. 
ir ) Herrmann a a. O. §. 51. . / 1 



/ 
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ausgesetzt werden , da deren Beibehaltung die Folge einet 
eignen Beschlusses nach gepflogenen längeren Verhandlun- 
gen ist l8 ). Noch dazu ist hier, unerachtet der Bestim- 
mung: ..die Todesstrafe wird durch Enthauntunf voll/n- 
gen" nicht einmal die gerade hier so wichtige genaue An- 
ordnung' über die Vollziehung getroffen. Würde man an- 
nehmen, dafs , wo nicht ausdrücklich etwas Anderes 
verordnet ist, das bisherige Verfahren beibehalten werden 
solle, so müfste man das Schwert verstehen, nach den 
Motiven soll jedoch versuchsweise — in Uebereinstimmung 
mit einigen anderen Entwürfen — das Fallbeil eingeführt 
werden. Ich bin mit Herrmann 19 ) der Meinung, dar? 
eine Bestimmung der Art nicht durch blofse Verordnung, 
sondern durch ein Gesetz zu treffen sei , wofür sich in 
der Criminalprocefs - Ordnung der Platz fände, in welchem 
Falle dann auch gegen den Ausdruck „Euthauptung" Nichtf 
zu erinnern ist. Mit dem Mangel der genauem Bestim- 
mung, die hier vermifst wird, contrastirt die Ausführlich« 
keit, welche Art. ? und 11. bei Freiheitsstrafen, den Be- 
stimmungen über Kleidung, Speisung gewidmet ist, die 
mindestens theilweise in die besonderen Instructionen der 
Anstalten gehört, wie denn andere Entwürfe solche Spe- 
cial! täten , wie sie Art. 11. aufzählt, übergehen. Mit Tol- 
lem Rechte wird nur einfache Todesstrafe, mit Verwer- 
fung jeder Schärfung, anerkannt, aber vielleicht dürfte 
dieses ausdrücklich auszusprechen seyn ; politische Gründe, 
die es etwa für unräthsam erscheinen lassen 20 ), dieses 
bekannt werden zu lassen, können sich nicht gegen die 
nothwendige Oeifentlichkeit geltend machen; zudem kann 

! . 

»•) Diese finden sich abgedruckt bei Grohmann Vernunft und 
Christenthum für die Abschaffung der Todesstrafe. Berlin 1835. 
S. 1 fg. 16 fg. t 

19 ) a. a. O. S. 24. 

*°) Beispiele hiervon i. in meiner Geschichte des Straf- 
rechts und der Strafgesetzgebung der Brand. Preufs. 
Lande. Berlin 1835. S. 138 fg. 167 fg. 
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das Wegfallen der Schärfung nicht verborgen Weibe». Sol- 
cher Abschreckung bedarf auch der Staat keineswegs, die 
ohnehin nicht das Princip der Strafe ist; und der Gerech- 
tigkeit ist mit dem Tode des Schuldigen Gnüge geleistet 
Nur wenige Verbrechen sind als todeswürdig erklärt und 
man kann hier den Entwurf nur billigen. Ganz hinweg- 
fallen kann aber jetzt die Todesstrafe um so weniger, da 
aie nicht etwa durch blofs politische Rücksichten in Folge 
relativer Theorieen, sondern dureh die der Gerechtigkeit 
geboten wird. Möge man Denen , die solche Meinung ver- 
theidigen, wie der erleuchteten sächs. Regierung und den 
Ständen , deren Verhandlungen über diese wichtige Frage 
uns vorliegen, es zutrauen, dafs sie gern auf dieses an- 
fserste — aber gerechte Strafmittel Terzichteten , wenn es 
dem Rechte und der Pflicht nach seyn dürfte. Auf die 
Gefährlichkeit eines einseitigen Versuchs der Abschaffung 
habe ich an einem andern Orte aufmerksam gemacht -i). 
Die in Art. 6. getroffene Bestimmung: „Der Körper des 
Enthaupteten wird an die nächste öffentliche anatomische 
Anstalt abgeliefert," — die wirklich einer Schirfung ähn- 
lich sieht, was sie aber nicht seyn soll, schon weil sie 
allgemein gilt, „sofern dieses thunlich ist** — wünschte 
Ich gestrichen zu sehen; sie mag im Crirainalprocesse in 
den». Oapitel von der Vollaiehung der Strafurtheile ihre 
Stelle finden. Die Gründe für meine Ansieht, die üble 
Wirkung eines solchen Strafbefehls auf das Volk , da ja 
auch Leichname von Nicht - Verbrechern den anatomischen 
Theatern übergeben werden, habe ich bei eitler andern 
Gelegenheit angedeutet* 8 ). 

Bei der Angabe der Freiheitsstrafen, die mit 
Recht die häufigsten und, angemessen abgestuft, auch nicht 
zu weit ausgedehnt sind , vermifst man noch mehr jene ein- 

1 : ♦ ■ 

**) Meine Kritik des w ü r t e m J>. Entwurfs S. 27. Zu der das. 
S. 26. Not. 16. angef. Literatur komme jetzt noch meine Abh. in 
den Jahrb. der Jurist. Liter. Bd. XXVII. S. 166 fg. 

«») Meine Kritik des nor weg' sehen Entwurfs S. 36. 
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i Was für Strafarten 
bestehen sollen. In Art. 1. heifst es: „Die Zuchthaus, 
strafe hat zwei Grade und es ist in den Erkenntnissen 
der Grad der zn verbufsenden Zuchthausstrafe jedes Mal 
anzugeben." Vergebens sucht man die unerläfsliche Be- 
stimmung, die den einen und den andern Grad charakte- 
risirt. Der Artikel erklärt sich über Kleid ung, Arbeit, 
Fesselung der Züchtlinge , der Art. 8. . spricht von den 
Schürfungen beider Grade, Art 9. von den Folgen 
erlittener Zuchthausstrafe, Art. 10. von Arbeitshaus- 
strafe, Art. 11. Gef ängnifsstrafe , Art 12. von 
Schärfung dieser beiden Strafarten, und man erfahrt 
noch immer nicht, worin die Zuchthausstrafe des ersten 
und aweiten Grades bestehe. Endlich, nachdem noch Art 
18 — 15. von Handarbeit, Geldstrafe und Verweis 
gesprochen, kommt in Art 16. „Bestimmungen über die 
Zeitfrist der Strafen," wonach wieder Art. 17. zu den 
Handarbeitsstrafen zurückkehrt und von deren Vollziehung 
handelt Aber auch Art 10, enthält die Angabe der Grade 
zum Theil wieder nur indirect. „Bei lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe ist jedes Mal auf den ersten Grad 
zu erkennen." Eine Strafe, welche, auf Lebensdauer be- 
rechnet, morti proxima ist, dürfte wohl nicht nur über- 
haupt schon bestimmter hervorgehoben, sondern wohl auch, 
weil sie qualitativ wesentlich selbst von der längsten 
zeitlichen Freiheits -Entziehung sich unterscheidet als 
speeifisch von der letztern getrennt und demnach ent- 
weder eine Abstufung von drei Graden oder noch besser 
von zwei Graden gemacht werden, wo dann die sonst zu 
billigenden Art. 16. verordneten Abstufungen beizubehalten 



24). 



a ») Denn dak auck jede andere, selbst anf kurze Zeit zuer- 
kannte Freiheitsstrafe in der Vollstreckung zu einer lebenslangen 
werden kann, ist etwas Factisches, was sich erst am Ende ergibt. 

24 J Nämlich entweder: Erster Grad,. lebenslange» Zucht- 
haus, zweiter Grad der im Entwürfe genannte erste, mit Aus- 
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i Erst spater, nachdem Art 18-20. toh alternatiren 
Strafen und der Strafverwandlung handeln, wird der kör- 
perlichen Züchtigung und Art 21. „der Vollziehung und 
des Mafes" derselben (lieber umgekehrt, da die Bestim- 
mung über das Mafs der Vollziehung vorausgeht) gedacht 
Zwar möchte man hiernach und überhaupt annehmen , dafs 
die mit Recht möglichst selten anzuwendende, aber doch 
nicht ganz zu entbehrende körperliche Strafe nur eine 
Ausnahme seyn solle, wie sie denn wirklich nur bei der 
Verwandlung genannt ist, allein da sie denn doch eine der 
Straf arten ist, die der Richter, wenn auch — sofern sie 
andere Personen anfser Vagabunden und Bettlern treffen 
soll, nicht ohne höhere Genehmigung erkennen darf, so 
scheint es, dürfe auch deren besondere gesetzliche An- 
ordnung nicht fehlen. Wie sehr übrigens auch die Be- 
schränkung dieser stets den Menschen unwürdig afficiren- 
den Maßregel zu billigen ist, insbesondere dafs sie gegen 
alle andere als die eben genannten Personen nur ausnahms- 
weise, gegen weibliche gar nicht Vorkommt, so mufs ich 
dennoch Herr mann * 5 ) beistimmen, wenn derselbe erin- 
nert , d a fs gleichwohl zu häufige Auwendung von derselben 
gemacht werde, wogegen man auf das in angemessener Be- 
schränkung gewifs mit gutem Erfolge zu verhängende 
Strafmittel einsamen Gefängnisses, auch wohl der Entzie- 
hung der Arbeit, Verzicht geleistet hat. Gewifs wäre es, 
nach dem Vorgange anderer Gesetzgebungen, zu empfeh- 
len, diese Art der Schärfung Statt der in Art. 8. und 
12. bei dem Zuchthause, Arbeitshause und Gefangnisse 

ver- 

■ • • « • * 

■ • ' ' ' ■ .... ■ . ,. . , 

• 

schlufe des eben genannten Falle«, also soweit die Zuchthausstraf« 
hier zeitliche ist, dritter Grad, der jetzige zweite ; oder: 
als eigne Strafart lebens wieri ges Zuchthaus; dann erster 
und zweiter Grad des zeitlichen Zuchthauses, wie sie der Entwurf 
abstuft. * 

•*) a. a. O. S. 59. Der von diesen auch angef. Klien, denimia 
in jure semtute. P. 51 fg. 

i 
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verordnete Schärfung durch körperliche Züchtigung treten 
zu lassen , welche noch dazu auch mit Beschränkung der 
Kost auf Wasser und Brod verbunden werden kann (Art. 
12.), oder mindestens, wenn man überhaupt solche Art 
der Schärfung in unserer Zeit für unentbehrlich hält, sie 
durch Zulassung des einsamen Gefängnisses seltner zu ma- 
chen und mit Vortheil das Gebiet der von dem Richter 
zu wählenden Strafmittel auf diese Weise zu erweitern. 
Die in Art. 20. erklärte Bestimmung „von ferneren Ver- 
brechen abzuschrecken," welche ich aus den oben.- 
bei Gelegenheit der Frage Über das Princip der Strafe 
angedeuteten Gründen wünschte hinweggelassen zu se- 
hen, vermag keineswegs eine Rechtfertigung zu gewäh- 
ren »*). Am Wenigsten bin ich damit einverstanden, 
daf8 nach Art. 7. nicht als Schärfung, sondern als 
regelmäfsiger Bestand thefil der Zuchthausstrafe er- 
sten Grades eine körperliche Züchtigung von zehn bis , 
dreifsig Hieben bei der Einlieferung Statt finden soll, 
also der ehemalige, mit empörendem Spotte sogenannte 
Willkommen, den mit Grund andere Gesetzgebungen ver- 
lassen haben, wieder eingeführt wird. Gewifs sind un- 
ter den Verbrechen, die mit Zuchthaus ersten Grades, der 
bis zu zwei Jahren herabsteigt (Art. ltf.) geahndet wer- 
den, manche, die an sich und manche, die im concreten 
Falle und mit Berücksichtigung der Person des Strafbaren 
ohne Verletzung der Forderungen der Gerechtigkeit und 
der Sittlichkeit keineswegs körperliche Ahndung nach sich 
ziehen dürfen, und wir würden jeden Falls die unbedingte 
Androhung entfernt wünschen oder, sollte man diesen Zu- 
satz für unentbehrlich halten, ihn nur als Schärfung für 
besondere Fälle zulassen, gegen welche, sowie gegen die 
durch öffentliche Ausstellung , ich mich freilich an anderen 
Orten bereits erklären zu müssen geglaubt habe 2r ). 



**) Vergl. noch Herrin an n S. 64. 

»*) Kritik des würtemb. Entwirft S. 29. 
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OIi iic iIjis er dienst tlt i Fortschritte zu verkennen, 
welches die Abfassung dieses Capit eis bekundet, kann ich 
doch nicht umhin, eine Üieilweise Umarbeitung nach Ord- 
nung, Inhalt und Fa*Bung der Artikel für wunschenswerih 
au erklären. Im Uebrigen besiehe ich mich auf Das, bes ieh 
selbst über den Inhalt der entsprechenden Capitel einiger 
anderen neuen Entwürfe 28 ) weiter ausgeführt nahe, sowie 
auf die meist übereinstimmenden Erörterungen von Herr- 
mann 29 ) mit denen noch die neuerlich gegen den wür- 
temb. Entwurf von einer andern Seite 3 °) aufgestellten 
Bedenken wenigstens Theilweise zu vergleichen seyn dür& 
t>6i)# Den JVXflii^^d ciäCsT B c ^ r€ n zun ^ der Cj^ldsd^äfen ^ dss 
Bedenkliche der Bestimmung und Fassung des Art. 14., 
ferner des Art. 22. wollen wir, um nicht weitläufig zu 
werden , nur andeuten 3 x ). * . b'j 

Den Bestimmungen über die Straf Verwandlung 
widmet der würtemb. Entwurf ein eignes Capitel. Der 
sächsische verbindet dieselben mit der Aufzahlung der 
Strafarten. — Es könnte eleichriltig scheinen« wie man 
die Sache darstellt. Doch spricht für die Trennung nicht 
nur die Rücksicht, dafs es ganz verschiedene Lehren , son- 
dern auch verschiedene Functionen sind, da bei der Ver* 
w cii i d 1 u xi dem z*i 1 1 t^irl 1 cJi rx rxii § *^ g n tiiiKi ^i u Ii r^? 1 1 d 
Freiheit gelassen werden mufs, der Inhalt des andern Ca- 
pitels aber vests teilende Normen in sich fafst.\ . 

Umgekehrt sind, um für die folgenden Capitel noch 
eine Bemerkung über die Stellung vorauszuschicken, in 
dem säehs. Entwürfe, den Lehren von Vollendung 
— . — 

Kritik des nor weggeben Entwurfs S. SO fg. Des wür- 
temb. Entwurf S. 24 fg. * • »r . ■ 
*•) a. a. Q. S. 23 fg. *• . . % > 
so ) Bemerkungen über den Entwurf eines Strafgesetzbuchs für 
das Königreich Würtemberg. Stuttgart und Tübingen 1836. 

**) Dafs in Art. 15. Statt „den Bestrafenden" zu lesen sei 
„dem zu Bestrafenden " hat schon Herr manu S. 44. erinnert. Zu 
Art. 22. vergl. meine Kritik des würtemb. Entwurfs S. U fg. 
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und Versuch, von dem rechtswidrigen Vorsatze 
und der Fahrlässigkeit, von der Beihilfe und der 
Begünstigung, drei besondere Capitel gewidmet, wäh- 
rend andere Entwürfe und Gesetzgebungen die hierauf 
sieh beziehenden Bestimmungen zusammenstellen. Will 
man einen Werth hierauf legen und offenbar mufs man au* 
nehmen, dafs die sächs. Gesetz -€ommission mit gutem 
Grunde- von dem Beispiele der Vorgänger abgewichen sei, 
so kann man eine solche Trennung mir gutheifsen. Weni~ 
ger zu büligcn ist aber die Ordnung, in welcher der 
sächs. wie der würtemb. Entwurf die Momente dar- 
stellen , die das Wesentliche einer verbrecherischen Hand- 
lung enthalten. Was hier in Betracht kommt, ist ein In- 
dividoum oder es sind mehrere, diu als Thäter, Urheber, 
Gehilfen u. s. w. eine Gesetzesübertretung hervorbringen, 
welche, wie die Handlung überhaupt, die beiden Seiten 
des Innern und Aeufsern an sich hat, so dafs ersteres 
vorausgeht und die durch den Verbrecher bewirkte Aeu- 
fserung bestimmt. Warum soll nun die natürliche Ord- 
nung verlassen und die entgegengesetzte befolgt werden, 
wonach von dem, was der Anfang und Ausgangspunkt ist, 
von, dem Thäter u. s. w. zuletzt (Cap. V.), von den 
Folgen aber zuerst und hier wiederum in der Anord- 
nung die Rede ist, dafs die Wirkung des zur Thätig- 
keit sich bestimmenden Willens (Vollendung — Ver- 
such) an die Spitze (Cap. III.) gestellt und die Ursa- 
che, der Vorsatz oder die Fahrlässigkeit dann erst 
(Cap. IV.) in Betracht gezogen wird? Dazu kommt, dafs 
dann schon bei der vorausgeschickten Lehre von dem Ver- 
suche diejenige des Vorsatzes vorausgesetzt wird. Letz- 
tern Mifsstand hat das würtemb. Project vermieden, wel- 
ches auch zweckmäfsig den in demselben Capitel (III.) zu- 
sammengefaßten drei Lehren in Art. 49. unter der Ueber- 
schrift: „Bedingungen der Strafbarkeit überhaupt" eine 
allgemeine Vorschrift vorausgehen läfot: „Strafbar ist, 
wer. den Vorschriften dieses Gesetzbuchs mit Vorsatz 

2* 
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oder aus Fahrlässigkeit zuwiderhandelt? — 
mung, die hier au der Spitze der Gesammtlehre von Ver- 
brechen und in solcher positiver Form mehr am Orte ist, 
als die im sächs. im vierten Capitel Art 21). ersichtliche, 
weit eher in ein Lehrbuch passende Bemerkung , die nicht 
eine Sanction enthält, „eine dem Strafgesetze zuwiderlau- 
fende Handlung kann entweder mit Vorsatz oder aus Fahr- 
lässigkeit begangen werden," und welcher, wenn man auf 
aufsere Conseduenz sieht, für das dritte Capitel eine 
ähnliche, „dafs gesetzwidrige Handlungen entweder die 
Vollendung oder den Versuch eines Verbrechens be- 
gründen," entsprechen mutete, die jedoch mit Recht un- 
terblieben ist 

Wir unterwerfen nun diese Satzungen näherer Be- 



Drittes Capitel. 

» •» . * * 

Von Vollendung und Versuch verbrecherischer 

Handlungen. 



Die Bemerkungen, mit welchen Herrmann 32 ) die- 
ses Capitel begleitet hat, scheinen mir gröfsten Theüs Be- 
rücksichtigung zu verdienen, nicht minder dürften ver- 
gleichungsweise diejenigen zu erwägen seyn, die Hepp 
unlängst in unserem Archive des Criminalrechts 33 ) 
über diese Lehre mit Berücksichtigung des würtemb. Ent- 
wurfs vorgelegt hat. Ich enthalte mich eines weitern Ein- 
gehens über diese wichtige Frage, die jetzt eben in zwei 
Monographieen 34 ) ausführlicher bearbeitet und auch in 
den früheren Schriften über Gesetzgebungspolitik u. s. w. 
fleifsig uud umsichtig erörtert worden ist 


■ •») S. 66 fg. 

83 ) Neue Folge Jahrg. 1836. St. I. S. 31 fg. IL S. 230 fg. 

* 4 ) Die Lehre vom Versuche der Verbrechen von Dr. H. A. 
Zachariä. Erster Theil. Güttingen 1836. Eine andere Schrift von 
Dr. Luden in Jena habe ich rm neuesten Mefskatalog angezeigt ge- 
funden, aber noch nicht gesehen. 
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*> Der Entwurf sucht , gleich seinem Vorganger, die 
Sache zu vereinfachen, insbesondere indem für den Ver- 
such keine Grade, demnach auch keine eigenthüralichea 
technischen Bezeichnungen bestimmt, sonst aber. und in 
den Falten, wo unter den Rechtsgelehrten und: Praktikern 
verschiedene Meinungen über die Straflosigkeit des Ver- 
suchs oder das Gegeutheil und über die Grenze der Straf-, 
barkeit herrsehen, sind hier meist strengere Grundsätze 
aufgestellt, die sich vielleicht eher, aus politischen Rück- 
sichten, als aus Gründen des: Rechts vertheidigen lassen. 
Ich nehme nämlich an, wozu die Motive berechtigen, dafs 
die Gesetzgebung nicht durch eine einseitige, einer* s. g. 
relativen Theorie angehörige Rücksicht geleitet und da Ts 
namentlich das von angesehenen Sachs. Juristen und Ver-i 
fassern der früheren Entwürfe z. B. von Tittraa nn auf- 
gestellte Praeventionsprincip , als solches, nicht anerkannt 
sei, so wenig, wie die von S tu bei durchgeführte, hier- 
mit verwandte Ansicht. : « j 
Nach Allem, was hierüber vorliegt, wordenes über- 
flüssig seyn, von Neuem die Controverseu zu erörtern. 
Man kann aber darüber Zweifel hegen, ob es rathsam und 
gerecht sei, dafs der Entwurf nicht mir in Art. 24. neben 
unleugbar strafbaren Versuchshandlungen auch solche mit 
zum Theü schwerer Ahndung bedroht, die wohl eher aus- 
zusch lief sen und höchstens Veranlassung policeiticher Maß- 
regeln wären, sondern auch Art 25. für den Fall, wo es 
unmöglich war, an dem Gegenstande eine Verletzung . 
zu begehen, dennoch eine Strafe bis zu 4 Jahren Arbeits- 
haus verhängt 3*), ja sogar, was weder rechtlich noch po- 
litisch gebilligt werden kann , die früher allgemein ange- 
nommene Straflosigkeit Dessen, der freiwillig von dem 

Vorhaben der Ausführung und zwar zu einer Zeit absteht, 

, • ■ 

as ) Die hier vorkommende Erwähnung des Grudes des ao den 
Tag gelegten gesetzwidrigen Willens (vergL auch Art. 24. 27.) und 
im Art. 28., die Verbindung Mehrerer bestätigt Das, was ich vor- 
hin über die Stellung dieser Lehre erinnert habe. 
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wo auch durch die begonnene üutcrnchtaung noch keine 
sonst «trafbare Handlung verübt ist, aufhebt und eine 
Strafe, die bis zu einjährigem Arbeitshause steigen kann, 
androht. *« i ' >•»• 

in Noch, bleiben einige Worte über die Fassung der Salze 
zu sagen. Der Art. 23., welcher die Ueberschrift hat x 
,, Vollendung des Verbrechers , ,f und also eine Definition 
des Verbrechens vennuthen läfot, gibt diese nicht unmit- 
telbar , sondern mittels einer Straf bestimraung, wogegen 
sich Nichts einwenden läfet; passender ist hiernach die 
freilich wieder nicht correspon dir ende Ueberschrift des 
Art. 24 M die aber den Iiihai* besser andeutet: „Strafen 
des Versuchs." Jener Artikel lautet: „ Die voller gesetz- 
liche Strafe einer gesetzwidrigen Handlung ist nur dann 
zu erkennen y wenn diese Handlung völlig beendigt und im 
Falle ein bestimmter Erfolg zu den gesetzlichen Erforder- 
nisseh 3 0 ) des Verbrechens gehört , auch dieser eingetre- 
ten ist." Diese Bestimmung scheint dem! würtemb. Entw. 
Art. 55. nachgebildet, welche übrigens zwar weitläufiger 
und in zwei getrennten Sitzen Das sagt, was der sächs. 
Entwurf äosammenfafet, aber das Wort „ firfordernif»" und 
damit die hieraus hervorgehende Bedenklichkeit, aufwei- 
che Herrinann aufmerksam macht, vermetdet-Hier heifst 
es: „Die volle gesetzliche Strafe eines Verbrechens findet 
nur dann' Anwendung, wenn dasselbe vollendet ist. Ein 
Verbrechen i zu dessen Begriffe nach dem Gesetze ein be- 
stimmter Erfolg gehört, ist erst nach dem Eintritte die- 
ses Erfolgs als vollendet anzusehen. " nb rriwr r 1 

In beiden Artikeln könnten die Worte „die volle ge- 
setzliche Strafe" wenigstens auf einen Augenblick, zu der 
Ansicht führen, als solle auf die Vollendung das Maxi* 
mum der nicht absolut bestimmten Strafe gesetzt seyn, 
eine Ansicht, die sich freilich sofort durch ihre Unhalt- 1 

-r in ■ — 

8 «) Statt „Erfordernisse" empfiehlt Herr mann S. 66. den im 
banne v. Entwürfe gebrauchten Ausdrückt „Merkmale." 
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barkeit und durch den Inhalt des sechsten Capitels, sowie 
des ganzen zweiten Theil« widerlegen rnufs , die aber durch 
die Bestimmung über den Versuch Art. 24. Not. 4. „so 
ist auf eine verhältnifsmäfsig geringere Strafe, als die auf 
die vollendete verbrecherische Tliat gesetzte zu erkennen*' 
nicht genügend entfernt wird 3r ). Offenbar ist der Sinn, 
dafs die gesetzliche Strafe erst im concreten Falle ihre 
nähere Bestimmung, wo nämlich dem richterlichen Ermes- 
sen ein gewisser Kaum gestattet ist, erhalten und dafs 
nach dieser die Berechnung der Strafe des Versuches er- 
folgen soll, die, wie man aus dem Schlüsse des Art. 24. 
ersieht, unter das Minimum der für das Verbrechen überhaupt 
bestimmten herabsinken kann. Da nun das Verbrechen z. K. 
Tödtung, Raub eben dieses nur als vollendetes ist, der 
Versuch desselben aber nicht auch dieses Verbrechen, 
so könnte überhaupt eine einfachere Fassung Statt finden. 
In beiden Entwürfen würde ich die Worte „ nur dann " 
streichen. Sie drücken eine Beschränkung, etwas {Negati- 
ves aus, während das Gesetz sich kategorisch und positiv 
aussprechen soll; jeden Falls sind sie überflüssig. Es ge- 
nügt: Die — Strafe ist zu erkennen oder ist verwirkt, 
wenn u. s. w. Da aber das Gesetz , wie es nothweudig 
ist, bei der Unterscheidung von Vollendung und Versuch 
eine Abstufung von den höheren zu den niederen macht, 
so scheint mir die Fassung in dem würt. Entwürfe vor- 
zuziehen zu seyn, nach welchem (Art. 5(i — <i2.) auch bei der 
Strafe des Versuchs das „Herabsinken" ausgedrückt und 

3T ) Als etwas Aeulserlichcs, die Einrichtung des Abdrucks be- 
treffend, bemerke Ich, dafs, da in Art. 24. vier Fälle unterschieden 
werden, es passender war, die für diese am Schlosse verordnete 
rechtliche Folge in einem eignen Salze und nicht in Verbindung mit 
dem vierten allein darzustellen, wodurch die einlache Ucbcrsichr, 
wie die Svminetrie, erschwert, wird. Schon die unter 4. vorkom- 
mende Bestimmung „in den vorgedachten Fällen unter Nr. 2 u. 4." 
— bekundet, dafs mit den Worten „so ist auf eine verhältnilsmä- 
feig geringere Strafe u. s. w." ein neuer, auf die 4, Nummern ge- 
meinschaftlich sich beziehender Salz beginnen sollte. 
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nur angegeben ist, unter welchen Grad in gewissen Fällen 
nicht herabgegangen werden dürfe, — der des sächs. Ent- 
wurfs, da Art. 24. N. 4. von einer Steigerung spricht 
Praktisch mag es freilich einerlei seyn, wie das geringere 
Mafs der Versuchsbestrafung bezeichnet werde ; u uch 
spricht für die Weise, wfe sich der saclis. Entwurf aus- 
drückt, der Umstand, dafs überhaupt nicht, wie im- wür* 
temb. Entwürfe geschehen , für gewisse Stufen des Ver- 
s } i s CK t rj t j^jä ^^l) ti j n in u 11 1 1 ^3 0 sin d ^ v 1 1 

mehr dem richterlichen Ermessen rolle Freiheit , nur mit 
Beschrankung auf ein nicht zu überschreitendes Maximum 
gelassen ist Aber so wenig kh die Vortheile verkenne, 
die hier durch Vermeidung einer ängstlichen Casuistik und 
eines oft unangemessenen Mifstrauens gegen das Richter- 
amt erreicht werden, so wenig vermag ich das hier ange- 
nommene Princip in seinem ganzen Umfange in Schutz zu 
nehmen. Die Strafzuraeasungsgründe (Cap. VL) können 
nicht hinlänglich einer, möglicher Weise bis zur Willkür 
gehenden Verschiedenheit der Beurtheilungen in den ein- 
zelnen Gerichtshöfen begegnen. Vielleicht würde diese zu 
einer crofsen Gelindigkei* führen. Eher aber steht zu 

• Wm * • mw m*m m m* mm mm ■ M mm ^^m^mr » mm mm m mm w ■ ^w^^ w ™ — m> mm mm 

besorgen, dafs nach Analogie der Bestimmungen Art. 24. 
N. 4. Art 25 und 26. sieh eine Härte behaupten werde, 
die um so mehr hervortreten würde, da mehrere Fälle für 
strafbare Versuchshandlungen erklärt sind, welche wenig- 
stens nach einigen nicht unwichtigen gesetzlichen und wis- 
senschaftlichen Autoritäten nicht in diese Classe gehören. 

Obgleich nun in Ansehung des Versuchs keine Grade 
unterschieden sind , sondern die Strafzumessung nach der 
besondern Eigenthümlichkeit jedes Falles erfolgen soll, so 
ist doch zwischen „dem begonnenen verbrecherischen Un- 
ternehmen" (Art. 26.) und „Handlungen, wodurch die 
Ausführung eines beabsichtigten Verbrechens erst vorbe- 
reitet, aber noch nicht angefangen ist" ein Unterschied 
von praktischer Wichtigkeit angenommen, dessen nähere 
Bestimmung das Gesetz sich für berechtigt hält, voraus- 
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zusct/en. Solche Handlungen nämlich „ „nterliejren , in 
sofern sie an sich Selbst nicht strafbar sind, keiner Strafe" 
— was cewifs aus mehrereu Bücksichten und aus Gründen 
des Rechts gebilligt werden kaiyi. „ Es kann jedoch nach 
Beschaffenheit der Umstände die Stellung des Thäters un- 
ter, polieeiliche Aufsicht angeordnet werden 38 )." 

rf Bedenken erregt aber wieder der Art .'28., , t w^ede 
Verbindung Mehrerer zu einem gesetzwidrigen Zwecke 8 •) 
ist nicht als nur vorbereitende Handlung anzusehen, son- 
dern als Versuch des beabsichtigten Verbrechens zu be- 
strafen." Hierin liegt, abgesehen davon, dafs der Ver- 
such selbst leicht zu hart angerechnet werden könnte, 
da das Gesetz nichts Näheres bestimmt , efne grofse 
Strenge, zumal wenn man hinzu nimmt, dafs nach Art 
26. selbst das freiwillige Abstehen die Straflosigkeit nicht 
bewirkt nnd so ein Moüv für dasselbe den Wengen, ent- 
zogen wird. Zwar enthält der würterab. Entwurf Art. 74, 
eine ähnliche Bestimmung, die, wie ich glaube, passender 
unter die Rubrik des Complotts und zu der Lehre von 
den Thätern u. 8. w. gestellt ist f als im sächs. zu der 
vom Versuche, Sie ist aber auch darum vorzuziehen« 
well sie auch hier die freiwill ige Unterlassung als Grund 
der Straflosigkeit anerkennt (vergl. Art. 67.) und im Falle, 
der Strafbarkeit den Grad näher bezeichnet. Dieser Art. 
lautet: „Ist das Verbrechen gauz unterblieben, so wird, 
wenn die Unterlassung nicht aus freiem Willen geschähe 
(Art. 67.), die blofse Eingehung des Complotts als nicht 
beendigter Versuch bestraft 

Auf mehrere Widersprüche, zu denen die Art 26 u. 
68. in Verbindung mit Art 63. und einigen Bestimmungeil 



ae ) Vergl. würtenib. Entwurf Art. 57, r 

ao ) Warum nicht bestimmter, zu einer Gesetzesübertretung oder 
zu einem Verbrechen? Denn darauf, nicht auf den Zweck und die 
letzte Absicht, zu deren Erreichung das Verbrechen as Mittel " 
dienen soll , kommt es für die strafrechtliche Würdigung an. 
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des besoiiilern Thelta führen, tat Hertiatin *») aof- 
rtiurksajn. gerahchfc: - ,•;.:"!•»•,'- i -bin t, 'h? rf. : < :-ü »U k /!o* 

<' -'TTÄ» ' recttswiariffM Vortat** Und i&i äeJ"* 

Nur drei Artikel sind ' dieser * Lehre' gewidmet. Des 
ffiair-; ddctirinalen Ärt/^^der bemerkt v : da& die (fem 
fetf afgesetze n zuwiderlaufende Handlung* eine dölose oder 
cnlpose 'seyn* ' könne ', ist bereits gadacht worden. Daran 
schliefst sich Art. 31.': \, Eine bei dem Mangel rechtswidri- 
gen ' Vbrsa&es äiis Fahrlässigkeit entstandene ' Rechtsver- 
ietztufc ist nur" in den im Gesetze bestimmten Fällen mit 
Strafe zu 'belegen. " Mit Beziehung auf das oben über die 
#assurt£ ^elnerkfe mochte Icli 'den entsprechenden wür- 
Ä ÄeiA 40 und' iS^Sen'\o^0tiu h ts<U " "* 

Bleittk'^nii; da efne Angabe Wen, $ä*%olü* U± 
t^rnliiWt Wird **) ," : J l a"' < si4fD8t ' was «ufere 'l&esctzgebiingen 
»od, sonst zur" Begegnung ''Von* 'MirsVtrständnissen 1 nälier 
eMuter^), hfer Wöhr _ JW| Wissenschaft "ü^rMen, ge- 
itöfs abeV a^h angenommen 'Wfrd — nur noch cler Art. 30.' 
übrig" der sich auf s.' g. alternativen dolus zu beziehen 
scheint. ; Eine ^Sriere MsfenrHchkett i die auch den jn- 
t'ellectuaieti dolus und das terhaitnifs zur culpa bestimmte, 
durfte \Vbhi zu wünschen,' sonst aber gegen die Grundsätze, 
rffe der Elitwurf ausspricht oder voraussetzt, Nichts zu er- 
innern styh. "Von der culpa ist gar nicht gehandelt, es 
grlv:*, als ■ wm*i\ % ■ • ,f, > 

• ei. * . iii !-,. 

S. 79 f. 

«) Meine Kritik des Wurf fön! Entwurfs S. 36. ^., des aor- 
#ey''««MI. Entwurfs S. 4& 44. • 1 

4a ) z. B. würtemb. Entwarf Art. 60.: „ Der rechtswidrige Vor- 
satz wird weder durch den Wahn, als ob die durch das Gesetz ver- 
botene Handlung nach dem Gewissen oder der Religion erlaubt ge- 
wesen, noch durch die Unwissenheit über die Art und GroTse der 
Strafen »och «iure!» die Besdiaffeiihsit des Beweggrundes oder End- 
zweckes, um dessen willen der fcntschlufs zur That gefafst worden, 
ausgeschlafsen/' n-i.. < 
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sind daher auch hier keine technischen Unterscheidungen 
nach Graden gemacht und wohl mit Hecht der richterli- 
chen Würdigung des besondern Verhältnisses , nach Anlei- 
tung von §. 41. (bei der Lehre von der Zumcssung der 
Strafe Cap. VI ), die gebührende Freiheit gelassen. Den- 
noch scheint auch hier die Gesetzgebung noch einige Lü- 
cken aussufullea au haben 4 *); .jp«: • • «.-i 1ia*niti 

Fünftes Capitel. 

I on der Theil 'nähme an einem Verbrechen 9 der 
- ,V . Beihilfe und H egün*tigwng;. ifb'l 

Auf wenige Bestimmungen, Art. 32— 39/, "ist diese 
wichtigeren eigentlichen Mittelpunkt bildende Lehre zu- 
rückgeführt. Die Vereinfachung 'derselben, das ^muerflenj 
der Chsüistfk tf. s. w. mufs man mit Beifall anerkennen. 
Dennoch scheint man hier zu weit gegangen zu setn- und 
fch möchte weder das Umgehen einiger' 1 unentbehrlichen 
Definitionen, in Girier 1 der ''-Sprache eines ! Gesetzbuchs an-, 
gemessenen weiüei noch den lnfnilt ^er *hier getroffenen 
Bestimmungen durchgängig billigen.' ' Auf die nur zum Theil 
dem wurtetnb. Entwürfe sich anschlief sende Fassung (Tgl. 
*. : ». ' dessen Art.W. mit Ar*. 85: des sachs.)V : In dei» 
Hauptsache wesentlich ton den fast allgemein angenomme- 
nen Grundsätzen abweichende Darstellung — das Verlassen 
der Begriffe von Urheber, Miturheber, Crehilfeit 
ti. s. w. , wogegen die Rede von gleicher und unglei- 
cher Thei In ahme ist, hat ohne Zweifel die von dem 
verdienstvollen Sachs. Rechtsgelehrten Stü hei aufgestellte 
Theorie Einflute gehabt. Die Ausdrucke BegVinsti güiig 
und Begünstiger brauchen jedoch Art. 3? —39.; und der 
Art. 36. | dessen Ueberschrift lautet : „ungleiche Theil- 
nähme" hat im Texte doch auch den Ausdruck „Bel- 
li 1 1 f e " nicht umgehen können. 



43 ) Wächter im neuen Archive XIV. S. 328. Not. Motive 
zum wortemb. Entwürfe S. 39 fg. und Herr mann S. 89 fg. 
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Da ich Inders bereits früher die S t ü b e 1 ' «che Aus- 
führung! einer genauen Prüfung unterworfen meine An- 
sichten * über, die legislative Fassung dieser Lehre an die 
Kritik des wü r t e in l). Entwurfes angeknüpft habe 46 ), der 
im Ganzen auch Hcrrraann 46 ) in einer sehr beach tungs- 
wertlien Aufstellung von mancherlei Bedenken gegen den 
säehs. Entwurf beistimmt, so würde ich eine umfassendere 
Wiederholung hier nicht rechtfertigen können. 

.,,„ Sechste« CapHel. . .. 

VtM Oer Zumessung Oer Strafe und von Schär- 

..„» Eine *nf difi A^rduung «ich beziehende Bemerkung 
glaube iih vorausschicken zu müssen. ^ Die Bedingungen 
der Strafbarkeit überhaupt, über die Zurechnung, so- 
wie, die Angabe der Gründe, welche dieselbe ausschliefsen, 
sind notwendige Voraussetzungen und müssen zuerst in 
jedem zur Beurteilung yoxUegendea,. fWJ^ erörterter« 
den, bevor die Rede yD^j^jumess^ng u,s.w. 4 seynkann. 
Es, sp^eclieil .daher nich^ , rowder Gründe der auch in ei- 
nem GeseUeswerke auf dem Standpunkte der heutigen Bü- 
«Umg,, nicht, aus ..ihr. Acht zu lassenden Methpde, als die 
Hück sichten auf die Anwendung für die im würiemb. Gut- 
wurfe befolgte Ordnung, nach welcher zuerst (in Cap. IV.) 
„von der Zurechnung,^ dann ferner (Cap. V.) „von 
der Zum essung der Strafe" gehandelt wird. Der- 
hs Kntwurf hat aber die Ordnung umgekehrt, indem 
die .Zurechnung, so weit f on derselben die Rede ist, (auf 
wejche dann z.B. beim Art. 61. -als erst spater Art 64. be- 
stim nur, \ erwiesen wird) erst in dem folgenden siebenten 
Capitel gesprochen wird, welches zwei wesentlich un- 
terschiedene, auch ^ sonst getrennt abgehandelte Lehren, 
nämlich Ansschliefsnng der Straf fca.rkeit und Kr~ 

««) Jahrb. der jurist. Liter. Bd. IX S. 48 fg. 
*•>*.<■. O. S. 41 fg. rw ^ > » 

4Ö ) S. 92 fg. i .u . 

\ . ■ . 
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löschung derselben in Verbindung dargestellt. Etwas 
Anderes ist es, dafs überhaupt wegen mangelnder Zurech- 
nung und Handlungsfähigkeit eine Handlung überhaupt 
öder eine verbrecherische gar nicht Torliege, 
oder dafs zwar eine Handlung da sei, auch ihr Erfolg äu- 
f serlich eine sonst zu ahndende Wirkung sei, die aber aus 
besonderen Gründen, nicht Verbrechen, nicht strafbar 
ist, wie bei Verletzungen im Nothstande, der Noth- 
wehr — und etwas Anderes, ob eine wirklich straf- 
bare Handlung wegen bereits erlittener Strafe, Verjah- 
jrung u. s. w. für den Schuldigen spater nicht mehr eine 
criminale Verantwortlichkeit begründen soll. 

Demnach möchte ich eine Sonderung in mehrere Ca* 
pitel und eine Anordnung derselben , wie in dem angeführ~ 
ten Entwürfe vorschlage«* -j*t; , , 

Bleiben wir nun aber bei dem Inhalte des sechsten 
Capitels stehen , so finde ich in Anerkennung der Beifalls- 
würdigkeit mancher Bestimmungen und in Erwägung, dafs 
da, wo man Etwas vermifst, die Hinweisung auf die Wis- 
senschaft und ein richtig verstandenes Gerechtigkeitsprincip 
zur Norm diene, nur wenig den Bemerkungen Herr- 
mann's hinzuzufügen. Zumal da ich auch die Genug- 
thuung habe, dafs er meinen früher für die Aufstellung von 
Strafzumessungsgründen vorgetragenen Gründen**) bei- 
stimmt 48 ). Möchte doch überhaupt dessen Betrachtung 
des gegenwärtigen Capitels, wo er die verschiedenen, in 
Theorie und Gesetzgebung herrschenden Ansichten neben 
einander stellt, nicht onerwogen bleiben. Dem sächs. Ent- 
würfe , der von dem einem Extreme wie von dem andern 
sich entfernt und durch das in Art* 40. aufstellte Prin- 
dp sich der gewifs richtigen Ansicht anschliefst , kann man 
also nur eine theil weise LJn Vollständigkeit zur Last legen, 
da Manches offenbar nicht lediglich als consequente Fol- 
— , • ,. . . 

4r ) Kritik des norweg. 'Entwurfs S. 49. 
Herrmann a. a. O, S. 109. 110. 
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^eruii^ Bicii . tr^iui , was uüiii uic \icrt*i,ini^Keii zu uerucKr 

sichtigen gebietet. Ueber anderes Einzelne, besonders da, 
wo positive Bestimmungen der Schärfungs- und Milderungs«- 
grande getroffen sind, mag man rechten, aber man /kommt 
hier anf eine Grenze, wo dem Concreten und endlich auch 
der letzten Entscheidung Etwas nothwendig zu überlassen 
ist. Doch bleibt es auch hier die Aufgabe, näher zu be- 
stimmen, wo diese Entscheidung als eine dennoch allge- 
meine der Gesetzgebung und wo sie , als mehr besondere, 
dem Richter anheimfallt, also wo die Grenze ist, zwischen 
einer zu weit ausgedehnten Thätigkeit der Gesetzgebung 
und zwischen der Möglichkeit der aus dem Princrp * g. 
allgemeiner Ermächtigungen hervorgehenden Willkür der 
Richter. Am Meisten bezieht sich dieses auf das Milde- 
rungsrecht. Vielleicht ist der sonst so sehr zur Gelindig- 
keit sich neigende Entwurf hier dennoch theil weise härter, 
als es gebilligt werden kann , während der Schärfung ge- 
buhl ende Schranken gesetzt sind. Wir wollen aber über- 
haupt und mit Bezugnahme auf die sonst aufgestellten For- 
derungen hinsichtlich der Grundsätze gerechter Straf zu* 
messung, welche alle, die allgemeinen« und besonderen Mo* 
mente der einzelnen Tfcat, zusammenfassend würdigt und 
jedem sein Recht widerfahren läfst *•),-«§■ anerkennen, 
dafa die Gesetzgebung des Landes unter Anderem auch 
durch Erfahrung und besonderes Bedürfnifs geleitet wer« 
den müsse, obschon hier, wie oben erinnert, nicht wohl 
eine wesentliche Abweichung in den einzelnen Lönderh 
Deutschlands wahrzunehmen seyn durfte. Das Allgemeine 
dieser Lehre, auch in dem Entwürfe richtig anerkannt, 
findet nur zunächst durch die Aufnahme der Theorie der 
hier. s. g.- gleichen und ungleichen Theil nähme 
eine Modifikation, die, wie die Theorie selbst, bedenklich 
erscheint «V ! : iMa \«.,v.V 

Der Art. 60. „Sicherung gegen besonders gefährliche 




49 



) Meine Strafrecrhtstheorieeir S/ 03 fg. 56— 73. 




Digitized by Google 



Verbrecher," gegen dessen Inhalt sieh auch Hernntan »<) 

wohl nicht in die Lehre der Strafzumessung, indem 
auch der Umstand, dafs die Gefährlichkeit zu einer läu- 
tern Aufbewahrung berechtigen soll — welche die. „Ver* 
waltungsbehörde" verfügen solle -> nicht diese Stellung 
vertheidigen läfst • . s * . . . .i . 

Auf die Widersprüche, zu denen der Art. 63. mit 
Art 26. fuhrt, hat gleichfalls Herr mann aufmerksam 
gemacht 61 ). V. * .* 

f * 1 * Siebente« Capitel. t l 

• * * »• *• .* * ••■•.% • ^ . > > • 

FVm Gründen , weiche die Strqfbarkeit 

ttussehliessen oder fügen. 



f Auf den Inhalt dieses Capiteis und auf die Anordnung 
der Lehren desselben in ihrem gegenseitigen Verhältnjsse 
und in demjenigen zu dem vorigen Capitel habe ich her 
reits bei Gelegenheit des letztern ^ aufmerksam gemacht 
Es werden nämlich hier Theiis Fälle erwähnt, wo eine 
Zurechnung nicht Statt findet (d. h. wo gar keine 
im Sinne des Strafrechts der Verantwortung zu untersteif 
lende Handlung vorliegt) Art. 64 — 01. oder wo die wt 
leugbar mit den Erfordernissen der Zurechnung vorgenom- 
mene Handlung nicht eine strafbare, nicht ein Verbre-j 
chen ist, Art. 68— TO., Theiis solche, wo die wirklich 
vorhandene Strafbarkeit getilgt oder ausgeschlossen 
wird. Was letztere anlangt, so bedürfte die bereits er- 
littene Strafe, Art. 71., kaum einer besondern Anfuhr? 
rung, wie denn auch andere Entwürfe dergleichen über- 
gehen oder in die Procefs - Ordnung verweisen. Ob man 
diese Gründe hier oder dort erwähne, oder eine Tr 
derselben veranstalte, mag zufällig erscheinen, 

schon angedeutet habe **). Wenn das gauze Straf, 

1 — _ ■ ■ — ^— 

*°) a. a. O. S. 30 fg. 
* l ) a. a. O. S. 80. 

") Kritik des würte'afb. Entwurfs S. 51. «vi 



Gesetzbuch davon handelt, 'däfs Verbrechen, und welche 
und wie sie gestraft werden sollen , se ergibt sich von selbst 
die Unstatthaft igkeit einer nochmaligen Bestrafung, die 
wohl eher, wenn sie besonders zu erwähnen ist, dem Pro« 
cesse angehört . Uebrigens, da, wie wir oben bemerkt 
haben, der aächs Entwurf seine Strafbefugnifs so unge- 
mein hinsichtlich der Ausländer und der im Auslande be- 
gangenen. Verbrechen ausdehnt, so darf man wohl anneh- 
men, date nnter der in Art. 11. gedachten „ in Folge rich- 
terlicher Untersuchung erlittenen Strafe" auch mein» Aua- 
lande verhängte zu verstehen und nicht noch ein Mal, 
selbst nicht gegen Inländer, eine Untersuchung einzuleiten 
sei; selbst nicht, um, wie Tittmann meinte*, wenigsten« 
den Uebersctiufs zu vollstrecken, der nach sächs. Rechte, 
im Falle die ausländische Strafe geringer gewesen wäre, 
den Frevler treffen müfste. Zn welchen Collisionen und 
Ungerechtigkeiten die entgegengesetzte Ansicht fuhren 
wurde, darf hier nicht erst auseinandergesetzt zu werden. 
' Was Art. 72. über die Erlöschung der Strafbarkeit 
durch den Tod des Verbrechers, insbesondere der 
Haftung des Nachlasses für nicht alternativ zuerkannte 
Geldstrafen, sowie über die Befugnifs der Erben die noch 
übrigen gesetzlichen Rechtsmittel zu ergreifen verfügt, ge- 
hört gewifs eher in die Strafprocefsordnung zn der Lehre 
von der Vollziehung des Unheils und den Rechtsmitteln; 
Hierher würde nur, und nicht einmal unbedingt, der Fall 
zu rechnen seyn, wo der Tod schon die Untersuchung 
hindert. - 

Die in Art. 6. getroffene Verfügung in Betreff der 
Ablieferung der Leichname der Hingerichteten an anato- 
mische Lehranstalten, wo dieses thunlich ist, wird hier 
auch auf die zur Todesstrafe verurteilten Verbrecher, . 
welche der Hinrichtung durch frühern Tod — wohl ohne 
Unterschied, ob sie ihn selbst herbeigeführt haben oder 
nicht, bezogen; gegen die Sache selbst läfst sich weniger 
erinnern, auch erscheint es mehr als eine policeüiche Mafs- 
v regel, 

» • 
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regel, dann als eine Strafe am Leichnam*, wie es nach 
Art 6. erscheint, wogegen ich mich schon oben erklärt 
habe. • »» * » 

Endlich, um diese Fälle in Verbindung zu betrachten, 
die in Art. 73. getroffene richtige Bestimmung, dafs bei 
solchen Verbrechen, die nicht von Amtswegen geahndet 
werden, die Bestrafung hinwegfalle, wenn die zum" An- 
trage berechtigte Person ihre Anzeige zurücknimmt, möchte 
wohl auch dem Procefsgesetzbuche zu überweisen seyu, 
wo dann auch der Begnadigung Erwähnung geschehen 
wird, die wir hier nur defshalb vermissen, weil die ande- 
ren , doch nicht mehr berechtigten Fälle gerade im Ent- 
würfe mit aufgenommen sind. Zwei Ausnahmen stellt aber 
der Art« 73. auf, wo, unerachtet der Zurücknahme der 
Anzeige, dennoch die Strafe — beziehungsweise die Un- 
tersuchung über die Strafe nicht ausgeschlossen wird. Die 
eine, ganz zu billigende, die sich schon aus einer richti- 
gen Interpretation, wie aus allgemeinen Gründen ergibt, 
ist, wenn eine andere ebenfalls beiheil igte (d. h. zum An- 
trage auf Bestrafung berechtigte) Person eine 
Anzeige gemacht hat oder noch macht, die andere, wenn 
über die That, auf Grund der Anzeige, bereits erkannt ist; 
Letzteres unbedingt anzunehmen, scheint mir bedenklich. 

Es ist jedoch Zeit, zu dem Anfange des Capiteis und 
der Lehre von der Zurechnung u. s. w. uns zu wen- 
den, indem wir einige Bemerkungen über die Verjäh- 
rung, welche noch in die so eben betrachtete Kategorie 
gehört, zum Schlüsse vorbehalten. 

Wie bemerkt , wird diese Lehre unter den Gesichts- 
punkt der Ausschließung der Strafbarkeit nicht so selbst- 
ständig, wie im würtemb. Entwürfe, gestellt. Was zuerst 
den in Art. 64. erwähnten „ Mangel der Zurechnungsfähig- 
keit bei Kindern" betrifft, so ist hier die Grenze bis an 
den Ablauf des zwölften Jahres gestellt, während jener 
Entwurf das zehnte Jahr annimmt. Für den sächs. Ent- 
wurf scheint mir nicht blofs die Rücksicht der Milde, sou- 
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dem auch der* Sitte und der Erziehung u. t. w. zu spre- 
chen, wie denn auch das, was ich bei der würtemb. Ver- 
ordnung, — welche policeiliche Besser ungsmittei gegen 
Kinder unter sehn Jahren vorbehält, vermifat habe 6S ), 
hier die nöthige Beachtung gefunden hat, dafs nämlich 
die unter Umständen dennoch auch gegen solche jugend- 
liche Frevler — (die also doch auch nicht stete für 
gans zurechnungslos iu halten sind, besonders ubi mali- 
tia supplet aetatem) in verhängende Züchturune nicht aus* 
schlief slich von der Obrigkeit, sondern von den Aeltern 
oder anderen Personen veranstaltet werde*). Da aber 



- •») S. 45. und Kritik des norwegischen Entwurfs S. 41 fg. 

*) Den einsichtsvollen Verfassern des Entwurfes konnte es bei 
ihrem Streben, mit der noth wendigen Rücksicht, weiche die Gerech« 
tigkeit fordert, diejenige der Schonung des Ehrgefühls und der Milde 
$0 verbinden , nicht entgehen , welche Nachtheile es für die künftige 
Stellung eines jugendlichen Verbrechers, an dessen Besserung man 
doch nicht zweifeln darf, haben müfste, wenn unbedingt eine ver- 
wirkte körperliche Ahndung am Gerichtsorte und durch den Criminal- 
gerichtsdiener vollzogen und sie haben mit Recht das Princip der 
Familie und häuslichen Zucht anerkannt, welcher manche Vergehen 
allein zur Ahndung überlassen werden oder doch so, dafs deren Voll- 
ziehung, sofern der Richter die Strafe erkannt hat, anderen Perso- 
nen — mit Ausschliefsung der Criminal - Executoren , anheimgestellt 
wird. Der Art 64. sagt, nachdem er verordnet, dafs Kinder unter 
zwölf Jahren nicht für zurechnungsfähig als Verbrecher gelten, 
„es ist jedoch in einem solchen Falle von dem Richter nach Befin- 
den eine angemessene Züchtigung derselben durch die Aeltern (ich 
hätte vorgeschlagen, Vater oder Vormund u. s. w., denn die 
Mutter ist wohl nicht hierzu geeignet) oder, sofern dieses nach den 
Verhältnissen nicht thunlich ist, durch andere Personen zu verfügen." 

— Ich würde dieses nicht hervorheben, wenn ich nicht fand, dafs 
Herr Grohmann einen Vorschlag dieser Art, der offenbar auf sitt- 
lichen Gründen beruht, unlängst auf eine unwürdige Weise lächerlich 
zu machen Gesucht, denselben als komisch" und den Gedanken * 
als einen „ leeren" bezeichnet hätte. Selbst die, welche anderer Mei- 
nung sind, werden dem Entwürfe und meiner Ansicht gewifs mehr 
Gerechtigkeit widerfahren lassen. Vergi Wächter Abb. Th. I. S. 
144 oben. 
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hier nur von Gründen der Ausschliefsang, nicht blols der 
Herabsetzung criminaler Strafbarkeit die Rede ist, so ist 
es nicht inconsequent , wenn eine Bestimmung , wie sie der 
würtemb. Entwurf Art 90. über Verbrecher zwischen 10 
und 16 Jahren aufstellt, hier nicht, sondern im vorigen 
Cap. Art. Ol. Ihre Stelle erhalten hat, wo sich die Milde 
des Sachs. Entwurfs darin bekundet, dafs die Grenze, wo 
die Jugend aufhört, ein Miiderungsgrund zu seyn und ins- 
besondere Todes- und Zuchthausstrafen ausgeschlossen 
sind, erst mit dem vollendeten achtzehnten Jahre be- 
ginnt. 

Der Art. 65. führt, gleich dem würtemb. Art OL, die 
Ueberschrift : „Bei mangelnden Vernunf t gebrauche. " 
Gegen den Ausdruck hat man Manches nicht ohne Grund 
erinnert, weil die Imputation allerdings auch aufgehoben 
werden kann bei Krankheiten und Störungen, 'die „Ver- 
wirrung der Sinne oder des Verstandes," wie sich 
der würtemb. Entwurf Art. 91. ausdrückt, zur Folge ha- 
ben oder die sich auf den Wille o beziehen. Lidefs dürfte 
doch diese , jetzt ziemlich allgemein angenommene Bezeich- 
nung in Schutz genommen werden können. Denn wie ver- 
schieden auch die Terminologie der Philosophen und ins- 
besondere der Psychologen und psychischen Aerzte über 
die Arten der Störungen und Hemmungen der Geistes- 
und Seelen -Thätigkei ten, der Krankheiten des s. g. Wil- 
lens- und Begehrangs- Vermögens , wie verschieden ferner 
die mit diesen Bezeichnungen verbundenen Begriffsbestim- 
mungen seyn mögen; für den praktischen Gebrauch kön- 
nen wir an der wohl allgemein zugestandenen Wahrheit 
vesthalten , dafs zwischen Denken und Wollen ein not- 
wendiger Zosammmenhang Statt inde, wo noch eine Stö~ 
rung des einen Vermögens nicht ohne Einflufs auf das 
andere seyn kann; ferner dafs Vernunft und Verstand, 
unerachtet ihrer Verschiedenheit — die freilich auch nicht 
von Allen übereinstimmend angegeben wird, in solcher 
Beziehung zu einander stehen, vermöge welcher der, des- 

% ■ 
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sen Verstand gestört, gehemmt u. «. w ist, nicht alt 
vernünftig gelten können. Demnach kann man wohl für 
den praktischen Gebranch iu Straf rechten Alles auf den 
Vernunftmangel zurückfuhren. Nur mors man nicht so 
weit gehen, wie Manche thun, die aber mit Recht von 
den Gesetzgebungen unberücksichtigt bleiben, — ilafs näm- 
lich das Verbrechen als eine' vor |ler Vernunft nicht be- 
stehende und somit unvernünftige Handlung für sich 
als Grund der Annahme der Vernunf tlosigkei t, folg- 
lich <ler Unzurechnungsfähigkeit gelten solle, — 
eine Annahme, welche die Aufhebung alles Unterschiedes 
von Recht und Unrecht und die Straflosigkeit der Verbre- 
chen zur Folge haben mutete. Aus der Vernunftwidrigkeit 
der Handlung folgt nicht, da Ts der Handelnde selbst überall 
rernnnftlos sei und von Verantwortung frei bleibe , sondern 
im Gegentheile, er ist, indem er zur Rechenschaft gezo- 
gen wird, als Mensch und kl seiner Ehre als Vernunft- 
wesen, selbst in der Bestrafung so lange anzuerkennen, 
bis der besondere, doch nicht als Regel , sondern nur aus- 
nahmsweise eintretende Umstand erwiesen ist, der daher 
mit vollem Rechte auch nicht vermuthet wird , dafs er 
sich, wie man es ausdrückt, in einem Zustande der Un- 
freiheit befunden habe» Man könnte daher vielleicht 
diese Bezeichnung oder Mangel der Freiheit vorzie- 
hen, allein T.heils ist dieses nicht nöthig, da unsere ge- 
richtliche Sprache genügend veststeht, um bei dem Aus- 
drucke: „Mangel des Vernunftgebrauchs " etwaige Zweifel 
zu entferneu, Theito scheint es bedenklich, weil in der 
Rechtssprache der „Mangel der Freiheit" in einem 
mehr äufserlichen und materialen Sinne in Betracht kommt, 
nämlich bei der Frage, wiefern Handlungen straflos seien, 
zu denen Jemand durch „unwiderstehliche »Gewalt oder 
Drohungen" genöthigt worden ist, für welchen Fall der 
würtemb. Entwurf Art. 95. und der sächs. Art. 67. eben 
die Ueberschrift „mangelnder Freiheit' gebrauchen. 
Allerdings lassen sich auch diese Fälle, wie die obigen, 
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auf da» aus den Wesen der Handlung sich ergebende Prin 
cip der Zurechnung oder deren Mangels zurückführen — 
aber e* ist gewifs zu billigen, wenn in einer Gesetzgebung, 
die ihre historische Grundlage nicht verleugnen will, nicht 
ohne überwiegende Gründe die herkömmlichen bewährten 
Ausdruckweisen geändert und mit anderen , vielleicht nicht 
durchgängig feststehenden vertauscht werden. ' 

Völlig , richtig ist datier die kurze Bestiramnng des 
Preufs. L.-H. il. 20. §. Mi.: ,,\Ver frei zu handeln unver- 
mögend ist, bei dem findet kein Verbrechen, also auch 
keine Strafe Statt" 

i Nach AHem diesem kann man dem sachs. Entwürfe 
seinen Beifall nicht versagen, wenn er zunächst Art. 65. 
Mr. a. bestimmt: „Die Zurechnung eines Verbrechens fin- 
det nicht Statt bei Personen, welche durch eine Seelen- 
krank hei t des Gebrauchs ihrer Vernunft beraubt sind," 
sich aber hierbei (wo sich allenfalls gegen die Passung 
und den Ausdruck „Seelenkrankheit 1 ' Etwas erinnern 
iiefse, wenn diese als technisch und aussehiiefsend gelten 
sollte) der Aufzählung der besonderen Formen sol- 
cher Krankheiten , der Bestimmung ihrer Unterschiede mit 
rechtlichen Folgen und der Ausschlief sung Anderer gänz- 
lich enthält. Der würtemb. Entwurf , der, wie man aus den 
Motiven ersieht, von demselben Grundsatze ausgeht, hat 
daher, indem er solche Formen erwähnt, dieses nur bei- 
spielsweise gethan, so dafs das Ergebnifs dasselbe ist; 
denn es wird in Betreff anderer jetzt behaupteter z, B. 
matiie saus dilire mit lobenswerlher Vorsicht bemerkt, 
dafs zur Zeit wegen Mangels genügender Aufklärung keine 
Rücksicht von der Gesetzgebung auf sie genommen wer- 
den könne und dürfe, wodurch natürlich nicht ausgeschlos- 
sen wird, dem besondern Falle nach Umständen und wo 
er unter das allgemeine Princip gestellt werden kann , sein 
Kecht angedeihen zu lassen ft4 ). Leicht könnte sich eine 



»«) Motive zum würt. Bntw. S.55. MeincKritik dess. S.64. 
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entgegengesetzte Meinung, über die Notwendigkeit einer 
bestimmten Angabe und Classificirung der Krankheiten 
11. a. w. geltend machen und es ist daher besondere Pflicht, 
bier dem Sachs. Entwürfe das Wort zu reden. Wie ge- 
fährlich wurde es seyn, den ärztlichen Controversen and 
der schwankenden Terminologie hier einen Einflufs zu ge- 
statten? Es hat bekanntlich Mühe genug gekostet, diesen 
Nachtheil bei der Lehre der Tödtung, hinsichtlich der be- 
strittenen Einteilungen über die Verletzungen u. s. w. 
zu entfernen und die Sache auf den Gesichtspunkt zu- 
rückzuführen, auf den es bei der gerechten Beurteilung 
allein ankommt Sollte man es nun bei der Zurechnung 
thun, die das Allgemeine und die Grundlage jeder Beur- 
teilung ist'* Die gesetzliche Aufstellung bestimmt un- 
terschiedener Krankheitsformen ist schon darum praktisch 
nicht zu empfehlen, weil, der richtigen Ansicht nach, der- 
gleichen Unterschiede eben so wenig für sich bestehen, 
als es gegründet ist, eine Sonderung der einzelnen «. 
g. Seelen- oder Geisteskräfte und mit dieser die Mög- 
lichkeit anzunehmen , da Ts eine derselben, bei völligem 
Wohlseyn der übrigen und ohne dafs diese mit afßcirt 
würden, leidend seyn könne. In welche Verlegenheit ge- 
rät man, wenn man an dergleichen Unterschiede und For- 
men besondere praktische Folgen knüpft , andern aber, die 
nicht genannt sind, diese abspricht. Da man hier — 
schon wegen des unleugbar meist vorhandenen somatischen 
Grundes oder Zusammenhangs , das Gutachten der Aerzte 
nicht entbehren kaun, so ist die Folge, dafs gegen die 
Wahrheit Zurechnung abgesprochen oder angenommen wird, 
dafs, wenn man der gesetzlichen Terminologie treu bleibt, 
welche der Wissenschaft keine Grenze setzen kann und 
darf, entweder bei fehlender Zurechnungsfähigkeit diese 
dennoch geleugnet wird, weil sie einer bestimmten Form 
gesetzlich nicht anerkannt wäre, oder unter eine nicht 
entsprechende Form gestellt würde, um die Sache zu ret- 
ten und scheinbar, wenigstens dem Worte nach, dem Ge- 
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vorhanden war, das ist die Frage, die beantwortet wer- 
den soll. Dem Sachverständigen mag as überlassen blei- 
aein Urtheii au 




gen der Gerechtigkeit, ohne Beeinträchtigung der Wisseu- 
sch aft, befriedigt und es bleibt möglich, erst er e gegen et« 
waige Eingriffe sicher an stellen **). , 

Et schien nöthig, dieses zur wiederholten Erwägung 
zu stellen, weil die dem sächs. Entwürfe entgegengesetzte 
Ansicht sehr gewichtige Autoritäten für sich hat und der 
Gegenstand zu wichtig ist, als dafs man nicht annehmen 
sollte, er werde bei den Beratbungen zur Sprache gebracht 
werden. j 

Dafs bei dem Art. 65. N. 5. bei „die Zurechnung 
findet nicht Statt — bei Denjenigen, weiche zur Zeit dea 
verübten Verbrechens — in dem Zustande völliger Be- 
wußtlosigkeit sich befunden haben , in sofern sie sich nicht 
absichtlich in diesen Zustand versetzt haben , um das Ver- 
brechen zu verüben , " der Fall übergangen sei , wo eol« 
ches Versetzen zwar nicht absichtlich,* aber doch über* 
liaupt schuldhaft erfolgt sei, war ein Vorbehalt, dea 
das Preufs. L.-R. IL 20. §. 22. , nicht aber der würtemb. 
Hjntwurl Art. vi. macnt, dessen rassung nier übrigens ge- 
nauer ist (durch die Worte: „um in demselben ein im zu- 
rechnungsiähigen Zustande beschlossenes Verbrechen aus- 
zuführen") hat schon Herrmann 6 *) erinnert und eine 
andere Fassung vorgeschlagen, welche den Fall der ab- 
sichtlichen und fahrlässigen Versetzung in jenen Zustand 
in sich begreift. Welche Grenze der Zurechnung bei der 
. — 

6 ») Ich halte es für Pflicht, auf folgende Schrift aufmerksam zu 
machen: „Die gesetzlichen Bestimmungen über Zurechnung mit he- 
sonderer Rücksicht auf dieselben im Entwürfe eines Strafgesetzbuch! 
für das Königreich Würtemberg , aus dem ärztlichen Gesichtspunkte 
beurtheilt" von W. Laube, M. D. Tübingen 1856. 

*•) S. 137 fg. 
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S traf bernessung hier anzuweisen sei, ist eine andere Frage, 
aber hier genügt es , dafs jede schnldhafte oder nicht un- 
verschuldete Versetzung nicht von Verantwortlichkeit be- 
freie. Demselben trete ich auch bei in Betreff seiner Be- 
merkung zn Art. 67. über die Notwendigkeit der Aner- 
kennung des Familien pr in eips, obgleich man kein Beden- 
ken tragen dürfte, auch ohne ausdrückliche Bestimmung 
anzunehmen, dafs die durch gegenwärtige unabwendbare 
Gefahr für Leib und Leben **) unterdrückte Freiheit auch 
auf den Fall zn beziehen sei , wenn dieselbe nicht unmit- 
telbar :denr Qenöthigte» selbst , sondern auch eine näch- 
sten Angehörigen betrifft und bedroht. 
». Richtig ist Art. 68 fg. der Fall der Noth wehr von 
den Gründen der Zurechnungslosigkeit auch aufserlich ge- 
trennt 5 ö ); nur mochte Art. ?0., der von Nothfälleu 
überhaupt handelt und auch den Nothstand insich fafst, 
weicher zur Nothwehr führt, die nur eine Unterart ist, in 
etwas anderer Fassung voranzustellen, dann aber die 
Lehre der Nothwehr , über deren Bedingungen u. s. w. 
man jetzt meist einverstanden ist, auf eine etwas ausführ- 
licher^ Weise zu bestimmen seyn, um einigen Zweifeln zu 
begegnen , die sich hier ergeben können , obgleich ich nicht 
durch gängig mit Herrmann 56 ) übereinstimme, der viel- 
leicht am ängstlich besorgt, die wissenschaftliche Praxis 
möge durch den Buchstaben des Gesetzes in Geltendma- 
chung der anzuerkennenden rechtlichen Rücksichten be- 
schränkt werden. ' 

Von den Fällen der Erlöschung der Strafbarkeit ha- 



ftT ) Statt Leib und Leben hat der würtemb. Entwurf Art. 95. 
Leib oder Leben, was, wie die Berücksichtigung der „ Blutsver- 
wandten in auf - und absteigender Linie, der Geschwister und Ehe- 
gatten'' demselben zum Vorwurfe gereicht. Vgl. auch Herrmann 
S. 138 fg. und Wächter Abh. Th. I. S. 248. Not. 5. 

••) Meine Kritik des würtemb. Entwurfs S. 47 fg. 

»•) S. 149 fg. 
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ben wir schliefslich , da die anderen bereite oben gelegent- 
lich betrachtet sind, der Verjährung zu gedenken. 

Gleiche Fristen und Bedingungen sind für die Ver- 
jährung der Untersuchung oder gerichtlichen Verfolgung 
und für die der bereits erkannten Strafe eines Verbrechers 
veggesetzt. (Art. 74.) Indem in beider Hinsicht, insbe- 
sondere in Betreff des Laufes, der Berechnung und Un- 
terbrechung einfachere Bestimmungen aufgestellt sind, als 
in einigen anderen neuen Gesetzgebungen, entgeht der 
Entwurf zum Thetl den Erinnerungen, welche unlängst 
gegen den würtemb. (Art. 121— 12&*) vorgebracht sind *°). 
Zu billigen ist es , dafs die Forderung ununterbrochen gu- 
ten, in der Zwischenzeit geführten Lebenswandeis nicht 
gemacht und dafs eine neuere Gesetzübertretung nicht »als 
Unterbrechung8grund der Verjährung betrachtet wird. 
Denn wie Viel sich auch dafür sagen läfst, dafs ein Ver- 
brecher durch neue Uebelthaten sich jener Wohlthat ver- 
lustig mache, so ist doch, anderer Rücksichten zu ge- 
schweigen, nicht aufser Acht zu lassen, einmal, dafs der 
rechtlich politische Grund der Verjähr .mg nicht lediglich 
eine Begünstigung des Thäters sei und dann, dafs, soweit 
diese vorkommt, es nicht angemessen erscheine, irgend 
einer, möglicher Weise gering zu hülsenden Lieber tretung 
den Einflufs einzuräumen , eine lange , vielleicht dem Ab- 
laufe nahe Verjährung zu unterbrechen. Eher läfst sich 
bemerken, dafs die scheinbare Einfachheit der Lehre durch 
Annahme von nur zwei Fristen, nämlich einem Jahre 
für alle nicht von Amtswegen, sondern nur auf Antrag zu 
untersuchende Verbrechen und fünfzehn Jahre für alle 
übrige, zu einer grofsen Härte führe, indem hiernach 
alle Unterschiede der Gröfse der Verbrechen und der dar- 
auf stehenden Strafen, alle Abstufungen u. 8. w. aufser 



*°) In der oben schon angeführten Schrift eines Ungenannten: 
„Bemerkungen über den Entwurf eine« Straf - Gesetzbuchs für das 
Königreich Würtemberg." Stuttgart und Tübingen 1836. S. 79 fg. 

' .** 
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Betracht gelassen und die geringsten, selbst culposen straf- 
baren Handlungen nicht auf gleiche Stufe, wie die schwer- 
«ten Missethaten gestellt werden. Der Art ?8. verfugt: „Bei 
Verbrechen, welche mit Todesstrafe bedroht sind, findet eine 
Verjährung nicht Statt." Ueber die Angemessenheit 
ilieser von allen anderen Gesetzgebungen abweichenden An» 
Ordnung — denn auch das gemeine Recht erkennt nur bei 
einigen, nicht bei allen aolchen Verbrechen eine Ausnahme 
von dem Grundsätze der Verjährbarkeit au, — läfst sich 
j^^Qocli^s bcjxi crlt di • Iiiinc R c il^ic ^ Ott Cji nncldi ^ nofxilidi 
sowohl für als wider , könnte man überhaupt auf das ganie 
Institut der Verjährung, beziehen; von diesen soll hier nicht 
die Rede seyn. Für die Unverjährbarkeit der todeswürdi- 
gen Verbrechen läfst sich anführen die Nothweudigkeit die- 
ser seltenen , aber durch die Gerechtigkeit für manche 
Kalle gebotenen Strafe — die, wie ich sonst schon aus- 
zuführen gesucht habe, mehr ist, als eine biofse äufsere 
Uacitfbetarlichkeit, — die Gröfse dieser Verbrechen selbst, 
und jene dieses um so mehr, je sparsamer die Gesetzge- 
bung mit Androhung der Todesstrafe ist, je mehr sie, 
wie der vorliegende Entwurf, den Forderungen der Ge- 
rechtigkeit und Humanität entsprechend , nur solche Hand- 
lungen mit jener Strafe zu ahnden gebietet, wo es sich 
nachweisen läfst, dafs es noth wendig sei Dieser Gedanke 
eines höhern Gebots der Gerechtigkeit hat ohne Zweifel 
die Bestimmung des Entwurfs veranlafst. Es soll nicht 
die Zufälligkeit, dafs ein Frevler sich dem Arme der Ge- 
rechtigkeit eine Zeit lang zu entziehen wufste , darüber 
entscheiden, ob die notwendige höchste Strafe eintrete 
oder nicht. Allein die Motive zu dem siebenten Capitel 
(S. 93.) drücken dieses auf eine minder überzeugende 
Weise aus und die hier angeführten Gründe scheinen mir 
nicht geeignet, eine so erhebliche Abweichung von den 
übrigen Gesetzgebungen zu rechtfertigen. „Im Uebrigen,*' 
heifst es, „hat man bei den mit Todesstrafe bedrohten 

Verbrechen, wegen der besonder» Gefährlichkeit sei- 

* 
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des unangenehmen Eindrucks, den daher die Straf- 
losigkeit derselben erregen müsse , die Verjährung gänzlich 
ausgeschlossen/' Es ist nicht meine Absicht, hier Alles 
auszufuhren, was sich gegen diese, nur von einem relati- 
ven Gesichtspunkte ausgehenden Rücksichten von einem 
gleichen, vollends, was sich von einem Höhern dagegen 
erinnern Hefte. Man kann z. B. einer Seits einen Prae- 
ventions- und Abhaltungsgrund, der freilich wenig wirksam 
ist, darin finden, dafs der zum Verbrechen Entschlossene, 
wenn er an die Folgen der üebelthat denkt, und der an- 
geblichen psychologischen Abschreckung bei sich Raum 
gibt, es wisse, seine Schuld, könne nie verjähren. Aber, 
hat er die That verübt, so kann man entgegnen, dafs ihm 
dann die Rückkehr zu einem bessern Leben erschwert und 
die Verzweiflung ihn möglicher Weise zu neuen Verbre- 
chen treiben werde, da er ja doch im schlimmsten Falle 
nicht mehr zu furchten hat, als, wenn ihn kein «Zeitab- 
lauf, kein Raum, keine Besserung befreit, — die Todes- 
strafe. Aber, wie gesagt, dergleichen aus relativen Theo- 
rieen für oder wider entlehnte Rücksichten können sich 
um so weniger selbststiüidiff behauuteu. als solche Theo- 
r iecn selbst nicht im Gesetze anerkannt sind. , 

Aber ein höherer Grund, wie gesagt, mufs hier ent- 
scheiden. Spricht dieser für die Unverjährbarkeit der Ver- 
brechen der gedachten C lasse, weil die Strafe das Gebot 
höherer Notwendigkeit ist, so wollen wir uns nicht ver- 
hehlen, dafs dieser Grund bei allen anderen Verbrechen, 
bei jeder Strafe eintritt , folglich nicht nur der Verjährung 
überhaupt in den Weg tritt, sondern auch der sonst su 
rechtfertigenden Bestimmung, in gewissen Fällen Untersu- 
chung und Bestrafung von dem Antrage der Privatperso- 
nen, also von der Willkür abhängig zu machen, die sich 
hier gegen die Notwendigkeit behauptet, ludefs müssen 
bei der bürgerlichen Strafrechtspflege neben der Gerech- 
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tigkeit auch politische Rücksichten beachtet werden, und 
da werden dann die bekannten, die für die Verjährung 
sprechen — und die, wenn auch nicht ihr geschichtlicher 
Grund, doch gewifs nach- einer andern Seite hin richtig 
sind , «ich vorzugsweise auch bei den todeswürdigen Ver- 
brechen, besonders wenn eine lauge Zeit abgelaufen ist, 
behaupten. Vielleicht hat die Sache praktisch weniger 
Bedenken, weil es nach vielen Jahren ebeu kaum möglich 
seyu wird , eine Untersuchung mit dem sichern Ergebnisse 
hinsichtlich aller und jeder Merkmale des That best audes 
und des Beweises zu führen, welche die Voraussetzungen 
eines gerechte* Unheils und' hier eines Todesurtheils seyn 
müssen. So wird es factisch meistens dahiu kommen, dafs 
eine Todesstrafe ausgeschlossen und höchstens eine Frei- 
heitsstrafe zuerkannt wird. Gesetzt aber, es würde nach 
20, SO Jahren ein Individuum, das so lange ulellos ge- 
lebt hat 4 wirklich zum Tode, mit Beobachtung alier un- 
erlafslicben Bedingungen, verurtheilt, würde dann die Voll- 
ziehung nicht gleichfalls, um die Worte der Motive zu 
gebrauchen, einen unangenehmen Eindruck auf die Menge 
hervorbringen ? Ohne Zweifel würde hier die Begnadigung 
das Mifsvethältnifs ausgleichen und somit in der Anwen- 
dung das Bedenken hinwegfallen, zn welchem das Gesetz 
Auials gibt. Freilich mag man gute Ursachen haben , im 
Gesetze nicht zu bestimmen, dafs in solchen Fallen auf 
Gnade ein. Anspruch gewahrt oder dafs von dem Gerichte 
auf dieselbe angetragen werden solle. Dagegen halte ich 
es für unverfänglich, wenn man verfügte, dafs durch Ab- 
lauf einer (allerdings das Maximum der säohs. Verjährung 
anderer Verbrechen von fünfzehn Jahren übersteigenden) 
langen Reihe von Jahren die Todesstrafe, aber nicht 
eine andere, den Umständen angemessene Freiheitsstrafe 
verjähre, wenn man Bedenken tragen sollte, nach dem 
Vorgange anderer Gesetzgebungen völlige Straflosigkeit und 
nach Umstanden selbst die UnStatthaftigkeit der Einleitung 
einer Untersuchung auszusprechen , welche oft, um über 
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das Daseyn der Bedingungen der Verjährung zu entschei- 
den, eintreten müßte, aber freilich auch wieder zn gegrün- 
deten Bedenken Anlafs gibt. 

Bücken wir am Schlüsse des ersten Theils noch- 
mala auf das Ganze zurück, so ergibt sich, dafs der Ent^ 
wurf sich durch Kürze und Einfachheit der Bestimmungen, 
sowie durch die zu Grnndelegung eines richtigen Princips 
durch Milde und ein Anschließen an die jetzt anerkannten 
allgemeinen Forderungen der Rechtspolitik vorteilhaft em- 
pfehle. Indessen scheint die Kürze oft unangemessen , so 
sehr es zu billigen ist, dafs der Wissenschaft und dem 
durch sie geleiteten Ermessen der Richter nicht zu angst^ 
lieh durch Angabe von nicht zu rechtfertigenden Grenzen 
— ihr gebührender Einfluß verkürzt worden ist. Im Ein- 
zelnen dürfte Manches näher zu bestimmen , auch Anderes 
nach Form und Inhalt z« lassen, Manches aber auch gegen 
Anfechtung mehr in Schutz zu nehmen seyn, als es die 
mir kurz abgefaßten Motive thun. Freilich kann man sich 
überall auf die reichhaltigen Vorarbeiten, die unsere Li- 
teratur darbietet, beziehen. Dasselbe mag denn auch für 
die fernere Betrachtung dem Verf. dieser Beiträge gestat- 
tet seyn , die er in regem Antheile für die wichtige An- 
gelegenheit zu geben wagt. 
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Zweiter Theil. 

Van den einzelnen Verlbrechen und deren 

Bestrafung 61 ). 

Krxte« Cftpltel. j' ■ 

Vom Hochverrathe , Staatsverrat he und anderen 
die Sicherheit dem Staats gefährdenden 
v . llantUunaen* 

\ t \ " ~ _ ~" *^^s 

Bekanntlich ist es eine der schwierigsten Aufgaben 
der Gesetzgebung, hier zugleich der Gerechtigkeit, der 
hier sich vorzugsweise geltend machenden Politik und den 
Ansprüchen bürgerlicher Freiheit durch Vestsetzunc der 

iroKiiKron^pn fürpn7Pn vn MiianvookAti Walir^nrl /lio nanara 
CCUUlllCUUCU MICII6CH *U V/lllnJII CL.11CII* TT aJil C11U UIv> IIOUCI D 

Zeit im ganzen Gebiete des Strafrechts, insbesondere aber 
bei den politischen Vergehen zu einer mildern Behandlung 
sich neigt, die sich wenigstens in der häufigen Ausübung 
des Begnadigungsrechts, der Abolitionen und Amnestieen 
und der Anerkennung des Rechts der Asyle in fremden 
Landern und der Nichtauslieferung ausspricht, so hat zu* 
gleich die Häufigkeit solcher, nicht selten durch die gröbste 
Unkenntnifs des Wesens des Staats und der Verfassung 
und ihrer objectiven Berechtigung von Manchen in Schutz 
genommenen oder doch entschuldigten Vergehen die Auf- 



01 ) Ueber das System erklären sich die Motive, aufweiche 
hier verwiesen wird. Dasselbe ist durch Aufgebung aller mehr doctri- 
nalen Classificationen, sowie der zum Theil willkürlichen, sonst be- 
liebten Unterscheidungen sehr vereinfacht und wie verschieden auch 
die Ansichten seyn mögen hinsichtlich einer wissenschaftlichen Anord- 
nung in Lehrbuchern, so wird man doch nicht umhinkönnen, den 
S. 93 — 95. angegebenen Gründen für die Gesetzgebung Gerechtig- 
keit widerfahren su lassen. Freilich mnfs denn doch in den einzel- 
nen Capiteln und Lehren den Forderungen des Systems genügt wer- 
den, die überhaupt, auch ohne gerade äufserlich hervorzutreten , doch 
anzuerkennen sind. Nur hat man sich mit Recht vor der Anknüpfung 
bestimmter praktischer Folgen an gewisse <; rund - Einteilungen ge- 
hütet. 
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merksamkeit mehr als früher wieder hierauf lenken müs- 
sen. Vornehmlich hat sich ein gröfsten Theils ungercch- 
ier Widerwille gegen die gemeinrechtlichen Bestimmungen 
in dieser Lehre gewendet 63 ). Allerdings bedürfen diese 
für unsere Zeit und Sitte gar mancher Modifikationen, 
aber so schlimm, wie Manche die Sache. darstellen, ist es 
doch nicht Jetzt soll die Gesetzgebung alle Theile, auch 
die befriedigen - welche von einer, nicht* den Staaten und 
dessen Oberhaupte, sondern dem Volke zustehenden Sou- 
veränität sprechen , zugleich das Interesse und die Sicher- 
heit des Staates und des Ganzen wahrnehmen und, wer 
weifs. wie viele angebliche Freiheit dem Einzelnen ein- 

w»n«i***ftnn OAinA aiinlA/k4lr All 4 fiAi n|l4fin „ . . knliaiiKi.ii \ /I Ii 

räum eil , bciiic »uujedi>cn /msit-nicu zu UEiinupicJi, ja nuriu 

Handlungen geltend zu machen. Diese in Perioden des 
Uebergangs innerer Gäbrung und Unruhen sich zeigende 
Erscheinung, wo es denn an vesten Grundsätzen, da die 
Basis selbst bestritten ist, gebricht, zeigt sich zwar nicht 
in deutschen , sondern mehr in fremden Ländern , jedoch 
nicht ohne Einflufs auf einen Theil unserer, besonders der- 
jenigen Politiker, die in einer blipden Verehrung des Frem- 
den befangen sind. Unerachtet aller Hemmungen und un- 
günstigen Verhältnisse ist es aber in den deutschen» Staa- 
ten meist gelungen, den rechten Weg, hier nur von der 
Gesetzgebung zu sprechen, einzuschlagen und kein Billiger 
wird den, die Strenge der Gerechtigkeit, die Rücksicht 
der Sicherheit mit derjenigen der Milde, vereinigenden 
Geist verkennen, der sich in den neuen Bestimmungen und 
so auch in denen des vorliegenden Entwurfs ausspricht. 
Auch hier ist gröfsten Theils der würtemb. Entwurf sn 
Grunde gelegt und man rauf», zur Erleichterung der Kri- 
tik, um so mehr die zu demselben erschienenen Motive 
(S. 122 fg.) vergleichen , als der sächs. Entwurf zu den 
beiden ersten Capiteln des zweiten Theils keine Motive 
vorlegt. 



*') Meine Kritik des würtemb. Entwarf» S. 53, 
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Beide stimmen im Ganzen zum Thatbegtande des 
Hochverraths, zu dem auch als Object das Daseyn, die 
Selbstständigkeit und Verfassung des deutschen Bundes ge- 
hört, in den Grundsätzen über Theilnahrae, auch durch 
Nichtanzeige, der Straflosigkeit der Theilnehroer, welche 
eine rechtzeitige freiwillige Anzeige machen , sowie in der 
Strafsatzung überein und schliefsen sich den jetzt bei uns 
fast allgemein anerkannten, zum Theil schon gemeinrecht- 
lich ausgesprochenen Ansichten an. , 

Zu dem Art. 19. des sachs. Entwurfs werden diesel- 
ben drei, nach dem Objecte des hochverrätherischen Au- 
griffs bestimmten Kategorieen aufgenommen, die auch der 
würtemb. Entwurf enthält und die sich aus dem BegrifFe 
des Staats ergeben 63 ), nämlich — Hochverralh an dem 
Staatsoberhaupte, an der Selbstständigkeit und an der Ver- 
fassung des Staats. Der sächs. Entwurf hat mit der ihm 
eigenthümlichen und ihm vielfach zum Lobe gereichenden 
Kürze und Präcisipn die Fälle, die unter jene Katego- 
rieen gehören, meist nur mittels des Princips aufgestellt. 
Vorzuziehen dürfte aber, besonders bei der Wichtigkeit 
und Eigentümlichkeit dieses Verbrechens, die Weise des 
würtemb. Entwurfs seyn, welcher die einzelnen verbre- 
cherischen Handlungen bestimmt aufzählt und überhaupt 
sieb, wie es für ein Gesetzbuch pafst, das für einen cou- 
creten Staat und dessen Verfassung berechnet ist, genau an 
das Concrete gehalten und die abstracten allgemeinen Be- 
zeichnungen vermieden, die der sachs. Entwurf hier ge- 
braucht und die mehr in einem Lehrbuche am Orte sind. 
So nimmt mit Recht der würtemb. Entwurf in diesem und 
in dem folgenden Capitel den König oder Reichs ver- 
weser als Object des Verbrechens, während der sächs. Ent- 
wurf Art T9. N. 1. und bei dem Maj est äts- Verbre- 
chen 



«*) Mein Lehrbuch des Strafrechts. Neustadt a. d. O. 1836. 
§. 426. 



Digitized by Google 



49 

chen (Cap. II.) in den Ueberschriften und Art. 05 — 90. 
diese für den besondern Staat und dessen Regenten an- 
gemessenen und dem Volke weit mehr verständlichen und 
nahe liegenden Ausdrücke gänzlich vermeidet und dafür 
die allgemein unbestimmte Bezeichnung „Staatsober* 
haupt" gewählt hat, während da, wo vom Staate und 
Lande die Rede ist, Art. ?9. N. 2. Art. 86., wenigstens 
abwechselnd auch der Ausdruck „Königreich" gebraucht 
ist. Diefs könnte gleichgültig und ein Wortstreit seyn, da 
ja darüber, wer das Staatsoberhaupt verfassungsmäßig im 
Königreiche Sachsen ist, kein Zweifel obwaltet. Allein wenn ' 
man dieses weifs, warum soll es nicht gesagt, nicht geradezu 
in einem von dem Könige mit Zustimmung der Stände 
(S. 81.) 64 ) publicirten Gesetzbuche ausgesprochen werden? 
Auch ist es nicht überall gleichgiltig. Es genüge unter Aude- 
rem, nur darauf aufmerksam zu machen, dafs in Art. 08. 
„Gemahlin des Staatsoberhaupts" offeubar die 
„Königin" bezeichne, wohl schwerlich aber auf den Fall 
einer Gemahlin in morganatischer Ehe gehen soll. 

< 

Der Art. 19. N. 1. drängt nur die Handlungen , welche 
die entsprechenden Artikel anderer Gesetzgebungen auf- 
zählen 66 ), in die Worte zusammen: „Wer gegen die 
persönliche Sicherheit oder das Regierungsrecht des Staats- 
oberhauptes — einen Angriff unternimmt»" Hier scheint 
mir das Bestreben nach Kürze zu einer Undeutlichkeit und 
möglicher Weise zu Streitfragen zu führen, denen durch 
genauere Aufzählung vorgebeugt werden könnte. Theiis 
kann nämlich über den Begriff und Umfang des „ B e g i e- 
rungsrechts des Staatsoberhaupts" ein Zweifei 
entstehen, Theiis erschöpft das Regieruiigsr echt, we- 
nigstens im engern Sinne , sofern man von der gangbaren, 
keineswegs aber überall richtigen Unterscheidung der Ge- 



64 ) Entwurf zu der Publications - Verordnung S. 81. 
* ö ) z. B. würtemb. Entwurf Art. 130 fg. 
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walten und der ebenso wenig richtigen Ansicht einer durch- 
greifenden Theilung derselben ausgebt — noch nicht das 
Gebiet der Rechte, welche der fürstlichen Gewalt 
nothwendig und verfassungsmäfsig auch An Sachsen eu- 
kommen. 

Derselbe Art. bestimmt N. 3.: „Wer gegen die Staats- 
verfassung in der Absicht, eine gewaltsame Verände- 
rung derselben herbeizuführen, einen Angriff unternimmt 
n. 8. w." Den Ausdruck „gewaltsam" haben auch andere 
Gesetze, auch bekunden die als Beispiele meist angegebe- 
' nen Fälle wirklich Gewalttätigkeiten im engsten Sinne. 
Sonst aber ist zunächst der Angriff nicht lediglich auf 
förmliche Gewalt (vis) beschränkt und so möchte wohl 
unzweifelhaft jedes hochverrätherische Bestreben zur 
Herbeiführung einer Aenderung der Verfassung dem Ge- 
setze verfallen. Ob die Veränderung gewaltsam im 
wörtlichen Sinne seyn solle oder nicht, ist hier gleichgül- 
tig ; denn jede verfassungswidrige, jede auf anderem, 
als dem durch die Verfassung selbst gebotenen und eröff- 
neten Wege zu bewirkende Aenderung ist widerrechtlich* 
Obgleich man nun einwenden könnte, dafs dieses Letztere 
eben der Sinn des Wortes „gewaltsam" seyn solle, dafs 
— was ich zugeben wHl — jede von rechtlichem Wege' 
abweichende Veränderung Gewalt sei, ja dafs auch der 
auf solche gerichtete Angriff eine Gewalt enthalte, ob- 
schon das Verbrechen herkömmlich und seiner Natur nach 
nicht als solche, sondern als Verrath bezeichnet wird, 
so wäre doch zu wünschen gewesen, dafs die Motive durch 
bestimmte Erklärung etwaigen Zweifeln begegneten oder " 
dafs man das Wort „gewaltsam" hinweglasse. Denn die 
Fassung: „Wer gegen die Staatsverfassung in der Absicht, 
eine Veränderung derselhen herbeizuführen , einen Angriff 
unternimmt " scheint hinreichend ; da schon das Merkmal 
der Unternehmung eines Angriffs gegen die Staats- 
verfassung deutlich genug bekundet, dafs hier nicht 
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ton verfassungsmafsigen Aenderungen im organischen Wege 
die Rede sei. 

Ob der Hochverrath nur von solchen Personen verübt 
werden könne, die dem in Rede stehenden Staate zur Un- 
terthanentrene verpflichtet sind, oder auch von fremden, 
und was damit in Verbindung steht, ob nur das eigne Va- 
terland des Schuldigen oder auch ein fremder Staat als 
solcher Gegenstand des Verbrechens sei, ist bekanntlich 
bestritten. Dafür, dieses Verbrechen nicht zu weit aus- 
zudehnen, sprechen gewichtige Gründe. Nach dem Art. 2. 
würde man die gröTste Ausdehnung annehmen dürfen. Der 
Art. 81. schlägt einen Mittelweg ein, indem „auswärtige 
Regenten oder Staaten^" nur in sofern sie „verbündete" 
sind, als Gegenstand eines „gleichen unternommenen An- 
griffs" bezeichnet werden, worauf zehn- und zwanzigjäh- 
rige Zuchthausstrafe ersten Grades gesetzt ist. Diese Be- 
stimmung dürfte weni^tens so weit zu billigen seyn , als 
dergleichen von Einheimischen oder von Fremden in Sach- 
sen gegen das mit dem Königreiche verbundene Ausland 
sich selbst mittelbar unter den Gesichtspunkt eines Ver- 
brechens an dem Königreiche u. s. w. stellen lassen. 

In Art. 82. in Betreff der bochverrätherischen Verab- 
redung und Verbindung, die nach dem herkömmlichen, 
fetzt nicht mehr passenden Sprachgebrauche als „Ver- 
schwörung" bezeichnet wird, sind weit geringere Stra- 
fen, als in anderen Gesetzgebungen angenommen und die- 
ses ist wohl zu billigen, da dabei vorausgesetzt wird , dafs 
der hochverräterische Angriff nicht wirklich erfolgt sei. 
„Bei besonderer Gefährlichkeit der Verbrecher ist nach 
Vorschrift des Art. 60. zu verfahren." Gegen diesen habe 
ich mich schon oben erklärt. L." überhaupt auch andere 
entfernte , auf jenes Verbrechen sich beziehende Handlun- 
gen, Art. 83., ahndet der Entwurf gelinder. Dagegen hat 
der Art. 85 , welcher die Unterlassung der Anzeige mit 
Strafe bedroht, demFamilienprinclpe nicht die gebührende 
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Rücksicht erwiesen, die dasselbe z. B. im würtemb. Ent- 
würfe Art. 133. gefunden hat 6 *). 

Der Staatsverrath., worunter Art 86 (g. das ver- 
stehen, was sonst auch Landes verrath und besser so 
genannt wird, weil die als Hochverrath zu betrachtenden 
Handlungen eher Staatsverrath im engern Sinne sind , wird 
näher nach den besonderen hierher gehörigen Handlungen, 
jedoch nicht so genau als im würtemb. Entwürfe Art. 135. 
136. bestimmt. Die Strafe kann auch hier bis zu lebens- 
langer Entziehung der Freiheit steigen, es ist jedoch auch, 
und mit Recht, ein niedriger Grad, als in jenem Gesetze 
fiir zulässig erachtet worden. 

Unter der Rubrik „staatsgefährliche Handlun- 
gen" sind Art 88 — 91. körperliche Verletzungen , andere 
Thätlichkeiten , Bedrohungen und ehrverletzende Aeufse- 
rungen gegen auswärtige Regenten, deren Familie und öf- 
fentliche Bevollmächtigte hervorgehoben nnd in dem zwei- 
ten Capitel entsprechen diesem die Art 98 — 101., wel- 
che eben diese Frevel in Beziehung auf Glieder der kö- 
niglichen Familie (der Entwurf sagt: „des Staatsober- 
haupts") verpönen. Die Strafen sind für einige Fälle 
gleich, für andere höher bestimmt, wenn das Verbrechen 
an der königlichen Familie, als wenn es gegen auswärtige, 
verübt wurde. Auch ist, und mit Recht, der Gesichts- 
punkt verschieden , dort nämlich — als staatsgefährliche 
Handlung, hier als Das, was man gewöhnlich zu dem s. g. 
Majestäts- Verbrechen rechnet. 

Noch werden in die genannte Classe gestellt, staats- 
widrige und überhaupt unerlaubte Verbindungen 
Art. 92. und absichtliche Verbreitung falscher, für den 
Staat nachtheiliger oder die öffentliche Sicherheit beun- 
ruhigender Nachrichten, welche wohl nicht zu schwer be- 
drohten Handlungen, eher hieher gehören, als die Art 93. 



6Ö ) Vergl. auch Art. 169. und die Motive S. 273. 301. Meine 
Kritik de* würtemb. Entwurfs S. 44. und Herrmann S. 105. 
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erwähnte Verleitnng einer Militarper«oii zur Desertion odei 
Begünstigung der letztern. 

Zweites Capitcl. 

Von Beleidigung der Person des Staatsober- 
hauptes und seiner Waniitie. 

Eine auffallende uud nickt ganz richtige Umschrei- 
bung Dessen, was man als Majestätsbeleidigung 
oder Maj es tä ts verbrechen bezeichnet, und was der 
Entwurf selbst auch in der Ueberschrift zu Art. 95. so 
nennt. Schon bei Gelegenheit des vorigen Capitels ist er- 
innert worden, dafs Statt Staatsoberhaupt — König 
zu setzen seyn dürfte. Man sieht nicht ab, wefshalb mau 
so absichtlich die hier auch in der Wirkung auf die Staats- 
bürger keineswegs gleichgültige richtige Bezeichnung ver- 
meidet, da doch diu Person des Königs, welcher die Ma- 
jestät zukommt, an sich und nach der Verfassung unver- 
letzlich ist r wie sie denn auch der Art. 95. als „ge- 
heiligte" bezeichnet 67 )* Spricht man, wie ia der Titel- 
rubrik und im Texte geschieht, von „Beleidigung der 
Person" so könnte man feicht versucht seyn, die Grundr 
sätze der Injurien mit Unterscheidungen anzuwenden, 
die hier nicht am Orte sind und wogegen sich die MotUe 
zum würtemb. Entwürfe treffend erklären ° 8 '). Auch das 
Wort „ Familie " weist auf einen mehr privatrechtlichen 
Gesichtspunkt hin, der hier aber schon durch die Stel- 
lung, die diesem Verbrechen angewiesen ist, entfernt wird. 
Dem Verhältnisse angemessener erscheint die Rubrik des 
gedachten andern Entwurfs: „Von Beleidigung der Ma- 
jestät und der Mitglieder des königlichen Hauses." Ohne- 
hin weicht hinsichtlich des Thatbestandes der sächs. Ent- 
wurf nicht ab. Die Liberalität und Majestät, die, eben 
weil sie unverletzlich ist, auch eher gewisse Angriffe ver- 

6r ) Ebenso der würtemb. Entwarf« Art. 1*0. und die Mu- 
tive S. 135., welche sich auf die Verfassuugsurkujide berufen. 
*•) a. a. O. S. 135. 
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zeihen kann, über die sie erhaben ist, hat andere Wege, 
sich kundzugeben. Dahin gehört, was man anerkenne» 
mufs, die verhältnifsmäfsig gröTsere Milde der Straf be- 
8timniuugen , welche diesen Entwurf vor anderen auszeich- 
net, wie denn z. B. der schwerste Fall, den derwürtemb. 
Entwurf in Uebereinstimmung mit älteren und neueren Ge- 
setzgebungen mit dem Tode bedroht, nach dem vorlie- 
genden Art. 95. nur lebenslange Zuchthausstrafe nach sich 
ziehen soll. Ferner das Begnadigungsrecht, zu weichem 
hier besondere Gelegenheit gegeben ist 69 ). Eine Unter- 
suchung auf Anzeige (d. h. wohl nicht, wie in anderen 
Stellen — der Betheiligten) soll nur nach beifälliger Ent- 
schließung des Jastizministerii eingeleitet werden. Ob 
nicht die Bemerkungen, die ich an einem andern Orte 70 ) 
für eine, freilich etwas abweichende Bestimmung gemacht 
habe, auch hier einige Berücksichtigung verdienen, stelle 
ich der Prüfung anheim. 

Im Uebrigen ist des Inhalts dieses Capitels schon bei 
Gelegenheit des vorigen gedacht worden. 

Drittes Capltel. 
Von Auflehnung gegen die OhrigkeiU 
Wenn hier weniger Fälle hervorgehoben werden, als 
in dem würtemb. Entwürfe , so gründet sich diese auf die 
beschränktere Rubrik im Gegensätze zu der dort in dem 
entsprechenden dritten Capitel gewählten „Von Handlun- 
gen gegen das obrigkeitliche Ansehen. " Dagegen sind ei- 
nige theilweise Erweiterungen unter den Gesichtspunkt 
„Öffentlicher Gewalt" in Art. 103, 105. (wozu die Motive 
zu vergleichen) aufgenommen. Die Selbstbefreiung der Ge- 
fangenen ist von der Reihe der Verbrechen ausgeschlossen. 
Zu billigen ist es, dafs man die, wie ich glaube, auch 
gemeinrechtlich nicht begründete 71 ), aber freilich vielfach 

«) Vergl. L. unic. Cod. si quis imperatori maledixerit. 

T0 ) Kritik des norweg. Entwurfs >S. 61. 

Tl ) Mein Lehrbuch des S tra frech ts §. 4T5 fg. 

♦. 

V 
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und auch in anderen Gesetzgebungen angenommene Theo- 
rie den Tbatbestaud des Aufruhrs w» der Vereinigung vou 
mindestens zehn Personen abhängig zu machen, in Art 
110. aufgegeben hat 72 ); und dafs hier im Ganzen einfa- 
che, auch nicht zu strenge Grundsätze für die Fälle auf- 
gestellt sind, die sich als von Aufruhr wesentlich verschie- 
den ergeben, vorbehaltlich der Concurrenz anderer Ver- 
brechen 73 ). Eine Bestimmung, wie der würtemb. Entw. 
Art. JÖ3. sie, aber nicht für den Aufruhr, vestsetzt, die 
iii keiner Weise gerechtfertigt wird, „die Strafe der Wi- 
d er Setzung ist innerhalb ihrer gesetzlichen Grenzen zu 
mildern, wenn solche gegen ein gesetz- und ordnungswi- 
driges Verfahren oder ihrer Diener gerichtet ist," wird 
vermifst. Ob mau sich deu Fall. nicht als möglich denkt, 
oder ob man den Milderungsgrund gar nicht anerkenne» 
will, oder ob man die Berücksichtigung eines solchen mil- 
dernden lim stand es, als sich nach Art. 40 41. von selbst 
verstehend, betrachte und eine ausdrückliche Verfügung 
für überflüssig oder vielleicht für bedenklich hielt, ver- 
mag ich, da die Motive sieh hierüber nicht erkiä>e<h nicht 
zu entscheiden: glaube aber, dafs die in demCapitel über 
' die Zumessung der Strafen aufgestellten Grundsätze eine 
Rücksicht auf jenen gewifc zu beachtenden Umstand nicht 
ausschliefsen, wenn schon zu wünschen und gewifs unbe- 
denklich wäre, dafs das Gesetz «ch hier deutlich erklärte. 

Viertes Capltcl. 

Van den Verbrechen wider das Mteben, 

Die hierher nach dem Vorgänge anderer Gesetzge- 
bungen gerechneten Verbrechen, Theils wider das Leben, 
Theils die damit in Verbindung stellen, ohne dafs der Le- 
bensverlust die nothwendige (oft nicht eintretende oder nur 
zufällige) und jeden Falls nicht beabsichtigte Folge der 



7i ) Meine Kritik de« würtemb. Entwurfs S. 56. 
r *) Meine angef. Kritik S. 58. 
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Handlung Ist, wie bei der Aussetzung hilfloser Personen 
(Art. 120.) sind in wenigen Strafbestimmungen , meist den 
jetzt anerkannten Grundsätzen gemäfs zusammengefaßt und 
geben mir zn wenigen Erinnerungen Anlafs. Die Rubriken 
entsprechen nicht ganz den Forderungen, die man hier 
machen könnte. Statt Alfs z. B. zuerst des Verbrechens 
der Tödtung als solchen und als des wichtigsten gedacht 
würde, eröffnet die Lehre der Art. 115. „Th atbe stand 
des Verbrechens der Tödtung" mit einer zwar richtigen, 
aber den Thatbestand nicht erschöpfenden, vielmehr le- 
diglich „auf die rechtliche Beurtheihing der Tödtlich- 
keit einer Verletzung" sich beziehenden Bemerkung. Um 
nicht frühere Erinnerungen zu wiederholen, erlaube ich 
mir, sowohl hierüber, als über die fast wörtlich aus dem 
würt. Entwürfe beibehaltene Definition des Mordes* Art. 116. 
auf meine Kritik dieses Entwurfs mich zu beziehen 

Der Art liT.* welcher mit Verweisung auf Art. 32. 
verfügt, dafs wenn mehrere Personen sich zur Verübung 
einer Mordthat vereinigt und solche gemeinschaftlich aus- 
geführt haben, diese insgesammt (d. h. jeder einzeln) mit 
der Todesstrafe zu belegen seien, hatte, da hier eine un- 
mittelbare Anwendung des im allgemeinen Theile aufge- 
stellten Princips vorliegt, weggelassen, dagegen der Ver- 
giftung gedacht werden können, welche als solche weder 
in diesem Capitel, noch in dem folgenden von Verbrechen 
wider die Gesundheit selbstständig hervorgehoben ist. Ohne 
Zweifel hielt man die Bestimmungen über Tödtung und 
Gesundheitsstörung, welche auch die durch das Mittel des 
Giftes bewirkten mit in sich begreifen, für hinreichend, 
indem man diesen Fall, abgesehen etwa von Dem, was bei 
Strafzumessung im besondern Falle in Berücksichtigung 
gezogen wird, nicht durch eine höhere Strafe auszeichnen 
wollte. Dennoch verdiente derselbe, schon aus Rücksicht 
auf die Volksansicht, die solche Handlungen mit Recht als 



71 ) Daselbst S. 69. 70. 
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ganz lesonders frevelhafte betrachtet, nicht Tollig mit 
Stillschweigen übergangen zu werden ; auch, wenn man nicht 
eitle Bestimmung , wie sie andere Gesetzgebungen über den 
eventualen dolus bei einer nur auf Beschädigung gerichte- 
ten Vergiftung, die aber den Tod zur Folge hat 7 *), auf- 
nehmen wollte. Hier kann dann auch die Unvollständig- 
keit der oben erwähnten Vorschriften über dolus Schwie- 
rigkeit machen , obschon der Art. 30. wohl in der Regel 
den Zweifel heben wird. 

Die hinter den Tod t schlag gesetzte Bestimmung des 
Art. 120.: „Ist der Thäter durch das ausdrückliche 
und ernstliche Verlangen des Getödteten zu der Töd- 
tung bestimmt worden, so ist auf Gefängnisstrafe von ei- 
nem bis zu drei Jahren oder Arbeitshausstrafe bis zu vier 
Jahren zu erkennen," sollte wohl gleich hinter der Lehre 
von dem Morde stehen, wo sie hingehört und auch von 
dem würtemK Entwürfe (Art. 226.), dessen Worte hier 
meist beibehalten sind, mit Recht gestellt wird. Denn eine 
Tödtung unter den angegebenen Merkmalen hat durchaus 
alle Eigenschaften des Mordes und keine einzige des blo- 
fsen Todtschlags. Das Folgeleisten auf ausdrückliches 
und ernstliches Verlangen (ein schwer zu erweisender Um- 
stand), wonach die Tödtung beschlossen und ausgeführt 
wird, kann nicht anders als mit Vorbedachte und üeberle- 

• 

gung geschehen. Es ist daher Mord, und der Thäter, 
(dessen Strafbarkeit der Entwurf anerkennt, uuerachtet 
jenes Umstandes, der, wenn er wirklich auf das Recht Ein- 
flufs haben dürfte, die Straflosigkeit begründen mühte) 76 ), 
hat von Rechtswegen die Strafe des Mordes verwirkt; und 
nur im Wege der Gnade könnte bei aufserordentlichen Um- 
ständen hier ein Nachläfs Statt finden. Der ganze Artikel 
ist aber wohl als .Ueberrest einer falschen Theorie über 

7ä ) z. B. würtemb. Entwurfs Art. 227. 

76 ) Die mau doch uiclit aufstellt und dadurch die Widerrecht- 
lichkeit einer Handlung zugestellt, die sich dann als solche nicht von 
der strafbaren Tödtung unterscheidet. 
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das Verfiigungsrecht über das Leben , und elnei Mi fsver- 

eben, da das öffentliche Gesetz, das Verbot der Tödtung, 
Nicht Gegenstand des Verzichts und der Verfügung Einzel- 
ner seyu darf. Es ist zu bedauern , dafs auch jetzt noch 
solche , dem Rechte und der Sitte gefährliche Vorurtheilc 
nicht überwunden werden und ich kann nicht umhin, von 
Neuem mich dagegen zu erklären. Eine weitere Begrün- 
dung meiuer Ansicht, die ich an anderen Orten 77 ) ver- 
sucht habe, überhebt mich hier einer nochmaligen Aus- 
iührung. 

Der Todtschlag, — eine Bezeichnung, die der Art. 
118. in der Ueberschrift, aber nicht im Texte bat, was 
nicht wohl zu billigen ist, wird mit Recht nicht mehr am 
Leben geahndet. 

Statt der Worte „Tödtung im Affe et," die der wür- 
temb. Entwurf hat , mit dem der sächs. übrigens in der 
Angabe der Merkmaie übereinstimmt, braucht letzter die 
Worte: „in aufwallender Leidenschaft" ohne Zwei- 
fei , um die fremden Ausdrücke zu vermeiden. Allein was 
Iiier Affect sei, ist allgemein auch in der Gerichtsspra- 
che anerkannt, wogegen Leidenschaft etwas Anderes 
ist und an sich nicht hinreicht, selbst nicht .durch dea 
Beisatz „aufwallend" den Thatbestand des Todtschlags für 
eine Tödtung dieser Art zu begründen , wogegen freilich 
zuzugeben ist, dafs die negative Bestimmung „ohne Vor- 
bedacht" den Mord aussen lief se. 

Den Biilderungsgrund , weun der Thäter durch den 
Getödteten zum Zorne u. s. w. gereizt worden war, über- 
haupt wenn er von demselben widerrechtlich behandelt wor- 
den — den die neueren Gesetzgebungen übereinstimmend 
anerkennen hat der Entwurf nicht besonders angefahrt 

77 ) Meine Unter» uc Ii ungen aus d. Gebiete d. Straf -R.-W. 
S. 62 fg. 72 fg. Meine Kritik des norwegischen Entwurf» S.71fg. 
des wuTtemherg' selten Entwurfs S. 71 fg. 

»•) Meine Kritik des würterab. Entwurfs S. 73. 
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Man darf jedoch annehmen, dafs dieser Umstand, nach 
den allgemeinen Grundsätzen über die Strafzumessung, nicht 
aufser Berücksichtigung hätte bleiben sollen, da auch der 
sächs. Entw. eine nur relativ bestimmte Strafe für den Tod t- 
achlag überhaupt vestsetzt. Dennoch wird dadurch eine 
möglich zu grofse Strenge nicht entfernt; denn das Maxi- 
mum sind doch acht Jahre Zuchthaus; während der würt. 
Entwurf Art. 120. bis zu vier Jahre Arbeitshaus herabzu- 
gehen den Richter ermächtigt. • 

Auch der Art. 109. „über Tod tun- in Raufliändeln" 
schliefst sich den Vorgängern an 79 ). 

Der Art. 121. „Kindesmord" bestimmt in ange- 
messener Kürze gleichfalls in Uebereinstimmung mit ande- ' 
ren neuen Entwürfen den Thatbestand , setzt jedoch ein 
weit geringeres Strafmafs vest und schliefst gleichfalls die 
Todesstrafe aus. Auch , was für die Abmessung der Strafe 
bemerkt wird , verdient Beifall. Hingegen die Verfügung: 
„Ist jedoch mitGewifsheit oder grofser Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen, dafs das lebend geborneKind nicht lebens- 
fähig war, so ist die nach vorstehender Bestimmung ver- 
wirkte Strafe (acht bis fünfzehn Jahre Zuchthaus zweiten 
Grades) auf die Hälfte herabzusetzen," — scheint als 
Wachklang einer altern , nicht gerechtfertigten Behauptung, 
die iu die Praxis vielfach übergegangen ist, gemifsbilligt 
werden zu müssen, wie denn auch die richtige Ansicht 
ausdrücklich in dem würtemb. Entwürfe 80 ) anerkannt ist. 
Zum Begriffe der Tödtung gehört in objectiver Hinsicht 
nur, dafs einem lebenden Wesen das Leben genommen 
wurde; es kann keinen Unterschied machen, ob der Ge- 
tödtete ohnehin in kurzer Zeit hätte sterben müssen. Ein 
Todtkrauker , ein tödtlich Verwundeter bleibt Gegenstand 
einer an sich voll strafbaren Tödtung und es gibt keinen 

ro ) Meine angef. Kritik S. 74. vergl. mit Wächter im neuen 
Archive des Crim.-.R. XIV. S. 102 fg. und meiner Abh. in dem- 
selben Ar ctii ve neue Folge Jahrg. 1836. 2. St. S. 171 fg. 

eo ) S. die Motive zu dem Art 132. S. 218. 
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Rechtsgrund bei neugeuornen Kindern einen Unterschied 
aufzustellen , den das Gesetz selbst in allen anderen Fällen 
nicht gelten läfst. Auch die Rechtspolitik unterstützt nicht 
jene Meinung, die vielmehr als eine gefährliche zuniMifs- 
brauche führt. — Der Art. 125. „ V erh eimlichung 
der Geburt" hätte vielleicht gleich an den über Eindes- 
mord sich anschließen oder wenigstens nach dem Art. 122., 
der von „Tödtung aus Fahrlässigkeit" handelt, gesetzt wer- 
den können. Letzteres empfiehlt sich, Weil dann ein un- 
mittelbarer Zusammenhang hergestellt ist, da die Ver- 
heimlichung eine fahrlässige Tödtung zur Folge haben 
kann , wie der Art. 125. selbst bei. der Strafbestimmung 
anerkennt. Es wird aber nun dieser Zusammenhang durch 
Art. 123. 124. von „Abtreibung der Leibesfrucht " unter- 
hrochen, — denn wenn gleich diese unter Anderem auch 
jene Folgen haben kann, so ist dieses doch nicht der al- 
ieinige oder vorherrschende Gesichtspunkt nach der jetzi- 
gen Ansicht. 

Die Strafe der Tödtung aus Fahrlässigkeit kann nach 
Art. 122. höher steigen, als nach dem würtemb. Entwürfe 
Art. 234. und in der That dürfte bei sehr grober Ver- 
schuldung in Erwägung der Wichtigkeit eines Menschen- 
lebens 80 ) und im Verhältnisse zu aeti sonst befolgteu 
Priucipien über die Strafwürdigkeit eine bis zn drei Jah- 
ren steigende Arbeitshausstrafe nicht zu hart erscheinen. 
Auch der sächs. Entwurf bedient sich der Ausdrücke: 
„Machlässigkeit, Unvorsichtigkeit oder Ungeschicklichkeit*' 
läfst aber die schon im prenfs. R. und in anderen Gesetz- 
gebungen hervorgehobene „ lieber tretung der poüceilichen 
Vorschriften " hinweg; ich weifs nicht, ob mit Grund, wo- 
gegen es gebilligt werden kann, dafs der culpa der Aerzte, 
Wundärzte , Geburtshelfer^ Hebammen, Apotheker u. s. w. 
hier nicht namentlich gedacht ist, da dieselbe unter die 
allgemeinen Grundsätze fällt; die Entziehung aber derBe- 

. 

•») Martin Lehrbuch des Crim.-K. §. 113. Not. 6.| 
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fugnifs zur Ausübung ihrer Kunst auf immer oder auf ei- 
nige Zeit nicht sowohl Strafe als eine nothwendige admi- 
nistrative Mafsregel ist. 

: Auch erlaube ich mir den Wunsch , dafs Statt der 
Worte: „Wer durch eine — sich zu Schulden gebrachte 
Handlung" die nicht sprachrichtig erscheinen, eine andere 
Fassung gewählt würde. 

Bei der Abtreibung der Leibesfrucht Art. 12:3. 
124. ist des Falles, wo dritte Personen diese gewerbmä- 
fsig treiben, nicht besonders gedacht worden. Zum Theil 
nur helfen die Bestimmungen über Rückfall aus, dessen 
Voraussetzungen aber nicht überall eintreten; und wenn 
auch die Strafzumessung, vom Rückfalle abgesehen, das 
Maximum der in Art. 124. gedrohten Strafe erreicht, so 
" dürfte doch nicht stets damit der Gerechtigkeit Gnüge ge- 
leistet und ein richtiges Verhältnifs zu anderen Bestrafung 
gen hergestellt werden. Ueberhaupt setzt Art. 124. 'mit 
dem Maximum von sechs Jahren Zuchthaus ersten Grades 
mehrere Falle auf gleiche Stufe, die so verschieden in v 
ihrer concretcn Gestaltung seyn können, dafs die Zumcs- 
sung innerhalb des hier gelassenen Raumes von vier bis 
sechs Jahren nicht für hinreichend zu erachten ist, um 

9 • i 

ein gerechtes Verhältnifs herzustellen. So ist z. B. der 
Fall einer ohne oder wider Willen der Schwangern durch 
eine dritte Person verübten Abtreibung, welche den Tod 
der Mutter verursacht, auch nur mit jener Strafe be- 
droht. Nach allgemeinen und auch von unserem Entwürfe 
sonst anerkannten Grundsätzen würde dieser Fall, sofern 
nicht eine besondere Bestimmung vorläge, unter den 
Gesichtspunkt der Tödtung, mindestens mit eventualem do- 
lus, zu ziehen seyn. Und so wenig ich für die häufigere 
Anwendung der Lebensstrafe und für eine Vermuthung des 
dolus bin, — wogegen ich nicht nöthig habe, mich zu 
verwahren , so mufs ich doch hier dem würtemb. Entwürfe 
Art. 138. N. 1. beistimmen, dessen besondere Anordnung 
sich als nothwendige eines auch von dem sächs. Entwürfe 
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anerkannten Grundsatzes ergibt. Tragt man auch Beden- 
ken, hier so unbedingt auf den Tod zu erkennen, so 
dürfte doch nicht nur für diesen Fall eine längere Frei- 
heitsstrafe zu setzen , sondern auch die in gedachtem Art. 
23a N. 2. erwähnte Zufügung eines dauernden Nachtheila 
an der Gesundheit als schwerer zu ahnden hervorzuhe- 
ben seyn. 

Bei der Aussetzung hilfloser Personen sind 
die gewöhnlich angenommenen Unterschiede der gröfserii 
oder geringem Wahrscheinlichkeit der Rettung oder dea 
gänzlichen Mangeis einer Gefahr für Leben oder Gesund- 
heit in Art 126. beibehalten, die Strafe aber geringer, 
als sonst, und so bestimmt worden, dafs auf die Verschie- 
denheit dea Erfolgs , wenn z. B. dennoch der Todn. s.w. 
eintrat, gar keine Rücksicht genommen ist; man müfste 
denn das Maximum der allgemein gedrohten Strafen für 
genügend halten , was allerdings der überall sichtbaren 
Gelindigkeit dieses Entwurfs entspricht. 

Fünftes Capitel. 
J on dem Verbrechen wider die Gesundheit» 

Durch die Wahl dieser Rubrik sind die Erinnerungen 
beseitigt, die ich gegen die sonst gewöhnliche „Körper- 
verletzung" vorgebracht habe 82 ), da auch die geistige 
Integrität Gegenstand eines Angriffs seyn kann , wenn schon 
meist, nur doch nicht aussen liefsend, mittels Einwirkung 
auf den Körper. Der Vergiftung ist, wie gesagt, hier 
nicht besonders gedacht. Der „Körperverletzung" Art. 
127. werden in Art. 131. gegenüber gestellt: „Zerrüttung 
der Geisteskräfte und Verhinderung der Eatwickelung der- 
selben.** „Wer mit Absicht einen Andern in den Zustand 
eines dauernden Wahnsinns versetzt, oder die Aus- 
bildung der Geisteskräfte eines Kindes unterdrückt, ist 
mit Zuchthausstrafe ersten Grades von vier bis zu zwanzig 

Jahren zu belegen." Gegen die erste Hälfte dieser Be- 

- — _ — — — — — — — ■■- ■' * 

• Ä ) Meine Kritik des würtemb. Entwurf* S. Tft. 



Oigitized by Google 



Stimmung bemerke ich, dafs selbst bei der Absicht, 
Wahnsinn hervorzubringen, der Erfolg nicht so in der 
Gewalt des Frevlers steht, wie bei allen anderen Verbre- 
chen, wo die bestimmte beabsichtigte Wirkung an sich 
dnrch gewisse Mittel immer möglich ist nnd ferner, dafs 
darüber, ob ein eingetretener Wahnsinn dauernd sei, 
" sich kaum mit der Gcwifsheit, die zu einer dieses Erfor- 
dernis des Thatbestaudes voraussetzenden gerechten Beur- 
theilung erforderlich ist, entscheiden lasse, am Wenigsten 
dann , wenn nicht erst etwa gegen das Ende der Verjäh- 
rungsfrist, wenn der Wahnsinn also wirklich lange gedauert 
hat , sondern wenn bald nach der That die Untersuchung 
geführt wird. Legislativ ist daher zu rathen, was ich frü- 
her vorgeschlagen 83 ) und auch in dem würt. Entwürfe ge- 
schehen ist, diesen Fall als möglichen und selbst beabsich- 
tigten Erfolg überhaupt unter den allgemeinen Gesichts- 
punkt der Gesundheitsstörung zu stellen, wie denn 
selbst der sächs. Entwurf in dem Art. 127., der den we- 
sentlichen Forderungen entspricht, unter N. 4. des Falles 
der Versetzung in eine „anscheinend unheilbare Gei- 
steskrankheit" freilich nur unter Voraussetzung körper - 
licher Einwirkung gedenkt. Der Ausdruck: „anschei- 
nend" will mir nicht zusagen — es ist damit die Wahrschein- 
lichkeit gemeint; aber auch die Sache selbst hat ihr Bedenk- 
liches. So wenig wie Art. 131. darüber, dafs der Wahnsinn 
ganz unheilbar, dauernd, so wenig läfst sich hier darüber, 
dafs er „anscheinend unheilbar" seyn werde, entscheiden, 
nnd es könnte sich laicht erst in der Folge nach gesproche- 
nem Urtheile nähere Gewifsheit oder das Gegentheil, die 
Heilbarkeit und Genesung , ergeben , wo es sich dann fra- 
gen würde, ob und wiefern dieses den Schuldigen, wenn 
noch Zeit wäre, zu Statten kommen solle'? Es scheint ge- 
nügend , bei der Beurtheiiuug , an der Thatsache vestzu- 

83 ) Meine Abh. über .die s. g. Verbrechen gegen die Gei- 
steskräfte in meinen Unters. N. III. S. 379 fg. 
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halten, dafo jetzt eine Geisteskrankheit hervorgebracht 
sei. Dieser in Art. 127. gewählte Ausdruck dürfte auch 
in Art. 131., wenn man dessen erste Hälfte beibehalte« 
sollte, Statt „Wahnsinn" angenommen und dadurch, 
wenn die Aerzte nicht solchen, sondern eine andere Form 
der Seelenkrankheit erkennen , dem Zweifel begegnet wer- 
den , ob auch hierauf das Gesetz anzuwenden sei, wofern 
nicht Art. 1. zur Beseitigung hinreichend erscheinen sollte. 
V Ob die zweite Hälfte des Art. 131. „Unterdrückung 
der Ausbildung der Geisteskräfte eines Kindes" die kaum 
ohne Concurrenz anderer Verbrechen möglich ist, unter 
die gewählte Rubrik stets passe , könnte man fragen ? 

Sonst gibt auch dieses, wie die früheren, umsichtig 
ausgearbeitete Capitel nicht Stoff zu eigenthümlicben Er- 
innerungen. Der würtemb. Entwurf unterscheidet in mehr 
systematischer Weise bei der Körperverletzung, Vorbe- 
dacht, Art. 243. 245. und Affect Art. 246 — 248. und 
stellt genauere Unterschiede der Bestrafung auf. Der 
sächs. Entwurf schliefst aber zu Folge seiner allgemeinen 
Principien auch diese wesentlichen Unterschiede nicht aus, 
und dafs, obgleich es nicht gesagt ist, dennoch bei der 
Strafzumessung nicht aufser Acht zu lassen sei , wenn 
„Pttegeältern, Erzieher oder Vormünder, überhaupt solche 
Personen, denen der Thäter vorzügliche Achtung schuldig 
ist, oder eine Schwangere, deren Zustand ihnen bekannt 
gewesen" Gegenstand des Verbrechens waren, folgt aus 
den allgemeinen Gründen. Der würtemb. Entwurf Art. 
255. nimmt hier und bei Blutsverwandten in auf- 
steigender Linie einen „Erschwerungsgrund" an. Der 
Sachs, nennt Art 128. nur letztern, will aber dann die 
Strafe nach Mafsgabe der Art. 8 und 12. „geschärft" 
wissen. Ich würde vorziehen, auch hier, da ich jene Ar- 
ten der Schärfung nicht zu billigen vermag, einen Grund 
höherer Zumessung anzunehmen, wo dann wohl das Maxi- 
raum der ohnehin auch hier nicht zu hoch bestimmten 
Strafen im Gesetze Etwas höher zu setzen seyn dürfte. 

Ueber 
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lieber die Gründe, wefshalb hier des Schmerzengel- 
des Art 183—135. gedacht ist, sprechen sich die Motive 
8. 98. ans. 

Noch ist hier der Selb s Verstümmelung, Art. 136., 
sofern sie strafbar ist, gedacht und dann mit Recht die 
mit Einwilligung des Andern durch einen Dritten vor- 
genommene Verstümmelung auf gleiche Stufe gesetzt wor- 
den, ohne dafs hier dieser Einwilligung ein so falscher 
Einflufs auf Herabsetzung der Strafe, wie in Art. 120. bei 
der Tödtung, eingeräumt wird. 

Sechstes Capltel. 
Von Verletzungen der personlichen Freiheit* 

Unter diesen Gesichtspunkt werden gestellt Men- 
schenraub Art. 137 fg., Entführung Art. 140. und 
Nothzucht Art. 149., letztere, meiner sonst schon aus- 
geführten Ansicht zu Folge , gewifs mit Recht hier und 
nicht bei dem s. g. Unzuchts- Verbrechen, wodurch das 
wahre Verhältnifs und Hauptmoment der Strafbarkeit ver- 
kannt wird ; die zwischen die beiden zuletzt genannten Ver- 
breeben in Art. 147 fg. verpönte widerrechtliche Ge- 
fangenhaltung würde vielleicht richtiger gleich hinter 
dem Menschenraube ihre Stelle erhalten. Ferner Erpres- 
sung, Nöthigung und Drohungen Art 157 — 160., 
sowie Raub Art. 156 fg., der zwar einer Seite nach al- 
lerdings hierher gehört, aber doch wesentlich, wie schon 
das Wort rauben lehrt, bei den Eigentumsverletzungen 
seine Stelle hat, die denn auch andere Entwürfe demsel- 
ben anweisen. I 

Die gelungene Darstellung lafst nur wenig wünschen. 
Hinsichtlich der in Art 137. von dem „Menschenratt- 
be" getroffenen Bestimmung des vi er zehnten Jahres als 
Grenze einer Unterscheidung, wo der Wille des -den Sei- 
nigen Geraubten ohne Einflufs seyn soll oder nicht,. miifs 
ich mich auf die Bemerkungen beziehen, die ich dem 

5 
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würtemb. Entwürfe entgegengesetzt habe 84 ). Cebrigens 
ist dieser letztere hier weniger streng, wenn man erwägt, 
data er die Strafe von der Vollendung des Verbrechens in 
der Art abhängig macht, dafs erfordert wird, dafs der Ge- 
raubte in entfernte Weltgegenden geführt worden — in 
auswärtigen Schilfs- oder Kriegsdienst gebracht wor- 
den u. s. w. (Art. 237.) wogegen der sächs. Entwurf 
bei an sich minderen Strafen nur erfordert, dafs der Ge- 

t 

raubte dem Schutze des Staates oder Denjenigen, die 
ihn in rechtmäfsiger Gewalt haben, entzogen wird, wenn 
dabei die Leibeigenschaft oder Sklaverei beabsichtigt 
worden ist, wenn er zum auswärtigen Kriegs- oder Schiffs- 
dienste gebraucht werden soll u. s. w. Richtig ist es 
zwar, die Vollendung des Menschenraubes von der wider- 
rechtlich vollführten Bemächtigung abhängen zu lassen und 
nicht erst von der Erreichung der weitern Absicht des 
Menschenraubes wenn aber diese letztere Statt fand und 
dadurch, sowie durch die möglicher Weise lange Daner 
des bewirkten Zwanges der Schade und das dem so Ge- 
mifshandelten zugefügte Unrecht weit gröfser und uner- 
setzlich ist , so dürfte wohl eine höhere Strafe , als hier 
gesetzt ist, verwirkt seyn, wie denn dieser Fall offenbar 
über die Bestimmung des so gefafsten Gesetzes hinausgeht. 
Gesetzt, der in fremden Kriegsdienst Gelieferte käme in 
die Lage, gegen sein Vaterland zu fechten, so würde- der 
Räuber hier gelinder wegkommen , als wenn er intellectua- 
ler Urheber zum Uebertrftte des Andern, zum Feinde, 
wäre, wo er nach Art. 86. zweijähriges bis lebenslanges 
Zuchthaus zu gewärtigen hat. Und doch erscheint unser 
Fall strafbarer, ohne dafs man, da der Art. 131. sich 
hierüber selbstständig erklärt, berechtigt wäre, eine Con- 
currenz anzunehmen. Defsgleichen dürfte zwischen Art« 
137. N. 2. a. E., wo Landstreicher, Gaukler u. s.w., wel- 

— uj-t, , — _ ^ : 

' Meine Kritik 8. T6 fg., s. auch Kritik des norwegischen 

Entw. 8. 77 fg. ','«"• " *, i 
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che Kinder unter vierzehn Jahren rauben, mit sechs- bis 
zehnjähriger Zuchthausstrafe zweiten Grades bedroht wer« 
den , nicht ganz im richtigen Verhältnisse zu Art. Hl. ste- 
hen, wonach der, welcher „die Ausbildung der Geistes- 
kräfte eines Kindes unterdrückt, mit Zuchthausstrafe er- 
sten Grades von vier bis zu zwanzig Jahren zu belegen 
ist." Der Entwurf spricht hier nicht, wie in den oben 
angeführten Fällen, von einer weitern Absicht, sondern 
davon, dafs der Raub von diesen Leuten selbst verübt 
und somit auch deren Absicht erreicht sei. Geht diese 
nun nicht etwa auf vorübergehende Bemächtigung z. B. 
um em Lösegeld zu erpressen, sondern, wie in der Regel, 
darauf, sich des geraubten Kindes bei der vagir enden Und 
Unsittlichen Lebensweise zu bedienen, in der es aufwach- 
sen soll und möglicher Weise aufwächst, so liegt hierin 
nicht nur jene Unterdrückung, von welcher Art. 131. han- 
delt und zwar nicht als blofs fahrlässige, sondern es wird 
die Verführung zum Laster und Verbrechen, jeden Falls 
die Entsittlichung die Folge einer FreveRhat seyn, die 
unwid erherstellbare Nachtheile und Unglück für den Ge- 
raubten und unnennbaren Schmerz über ihu und die Sei- 
nigen bringt und von Rechtswegen höherer Ahndung unter- 
liegt. Wie ich schon oben andeutete, werden es meist 
Handlungen dieser Art oder ähnliche seyn, in denen sich 
das Art. 131. mit erwähnte Verbrechen Wirksam zeigt und 
^uch dieses kann rücksichtlich der Stellung im Strafsysteme 
geltend gemacht werden. Wenn auch die in Art. 137. 
N. 2. gedrohte Ahndung dann hinreicht, wenn der Ge- 
raubte alsbald und ehe jene höchsten Nachtheile eingetre- 
ten sind, wieder frei gemacht und den Seinigen oder än- 
deren rechtlichen Persotien u. s. w. übergeben wird, so 
scheint doch auch die unleugbare Möglichkeit eines grö- 
fsern Schadens nicht aufser Berücksichtigung bleiben zu 
dürfen. 

Die Grundsätze über Zumessung reichen auch liier 
nicht aus, weil der Richter an das Maximum gebunden ist. 

' •» Digitized by Google 



In Art. 143. wird zwar bei der widerrechtlichen Gefangen- 
haltung auf die Dauer und Art der Freiheitsberaubung 
Rücksicht genommen, was denn auch in den anderen Fäl- 
len natürlich geschieht; aber wie, wenn jene länger als 
sechs Jahre gedauert hätte? Der Entwurf setzt als höchste 
Strafe sechs Jahre Arbeitshaus» Freilich wird der Fall 
nicht leicht vorkommen, aber unmöglich ist er gewifs nicht» 
/zumal da das Gesetz selbst, neben der durch den Thäter 

> 

selbst vorgenommenen Einsperrung auch anführt: „wenn er 
die Inhaftirung oder Einhaltung in einem Gefängnisse (man 
könnte hinzusetzen: Irrenhause n. s. w.) durch wissentlich 
falsche Angaben oder sonst auf gesetzwidrige Weise ver- 
anlafst. " Wohl liefse sich hier noch ein anderer straf- 
rechtlicher Gesichtspunkt für solche Handlung auffinden, 
aber es wäre wohl nicht überflüssig, darüber im Gesetze 
neuen Vorbehalt zu machen. 

Bei der Entführung dürfte Art. 110. Statt: „wer sich 
einer Person" zu setzen seyn: „Frauensperson" oder 
„Person weiblichen Geschlechts" — bemächtigt. Ohne 
Zweifel will man nicht von der Ansicht abgehen , dafs nur 
eine solche, nicht auch Mannspersonen Object dieses 
Verbrechens seien und die Worte Ehefrau und Entführer, 
Entführte in Art. 141, 142. , Frauensperson in Art. 144 
145. soll wohl nicht blofs hier auch hinsichtlich des Ob- 
jects, sondern nur der anderen Merkmale der Handlung 
etwas Ausschliefsliches bezeichnen. Aber defshalb dürfte 
es angemessen seyn, durch genaue Angabe in den an der 
Spitze der Lehre stehenden Artikeln 140. 141., welche 
von Personen überhaupt sprechen, dem Zweifel zu begeg- 
nen 86 ), den eine wörtliche Auslegung und das Vesthalten 

r 

85 ) Oder sollte ^ie Absicht des Gesetzes hier dennoch die seyn, 
auch Mannspersonen hierher zn rechnen? Bei dem Anschliefsen 
an den würt. Entwurf möchte man es fast glauben. Die auch hier 
nur sehr kurz gefafsten Motive übergehen diesen Punkt, wie über- 
haupt das ganze Verbrechen.« hr den würtemberg'schen Motiven aber 
heifst es S. 234. zu Art 801. 262.: „Die Worte: »„einer Per« 
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an der in den einzelnen Artikeln verschiedenen Bezeich- 
nung um so eher erregen könnte, als es bekanntlich doch 
nicht an Vertheidigern der andern Meinung fehlt. 

Die Not Ii zu cht, Art. 149., wird, wie gesagt, mit 
Recht hier als Angriff auf die Persönlichkeit betrach- 
tet; So Jätet sich denn auch, gleich dem würtemb. Ent- 
würfe, der den ebenfalls treffenden, jedoch nicht allein 
hinreichenden Gesichtspunkt einer Verletzung der Sittlich- 
keit aufstellt 86 ), die Ausdehnung auf männliche Personen 
als Object (Art. 150.) eher vertheidigcn. Die Strafen sind 
auch hier und in den folgenden Artikeln über verwandte* 
Verbrechen geringer, als sonst; ich weifs nicht, ob in den 
Fällen, wo der Tod der gemifsbrauchten Person eintrat, 
Art. 161. 168., besonders wo diese Folge als mögliche 
oder wahrscheinliche vorhergesehen werden konnte , müfstQ 
oder würde, nicht eine höhere Strafe nach Art. 30. ver- 
wirkt seyn sollte 88 ). 

Zu dem sonstigen Inhalte dieses Capitels finde ich 
Nichts zu erinnern, als was oben in Betreff der Stellung 
des Raubes gesagt ist, wie denn auch die in Art. 158. 
erwähnte Art der Drohung und Erpressung vielleicht zu 
den Handlungen gerechnet werden dürfte , denen 

das siebente Capitel 
von gemeingefährlichen Handtungen 

* 

gewidmet ist. 

Einfacher wäre es wohl, wenn man die im neunten 

Capitel abgehandelten Verletzungen der Ehre gleich nach 

. — ■ — — - ■ ■ — ■ 

son"" wurden gewählt, um auch die Entführung einer Person männ- 
lichen Geschlechts zum Zwecke wideruatürücher Unzucht unter die 
Strafdrohung zu bringen." 

• 6 ) Meine Kritik S. 80. 

* 7 ) Vergl. noch zu Art. 152. Herr mann S. 38. 

ÖB ) Art. 151. ist „vier - bis sechsmonatlicher" ein Versehen und 
ji iiifs geleseu werden: ein- bis sechsmonetlichcr, wie Gesetzsamm- 
lung von 1835 S. 99. unter dem 3. Febr. bekannt gemacht hat. S, 
Wächter Abhandlungen u. s. w. TU. L S. 225. Not. 2T. 

• 

\ 
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dem sechsten Capitel und so die vier Classen von Verbre- 
chen, welche an der Person unmittelbar verübt werden, 
gegen Leben, Gesundheit, Freiheit, Ehre 89 ), wie 
in anderen Entwürfen zusammengestellt würden. 

Als gemeingefährlich werden hier bedroht die „Brand- 
stiftung," wobei denn freilich auch der nicht gemein* 
gefahrlichen Art. 164. 165. gedacht wird, die Vergib 
tung von öffentlich verkäuflichen Waaren oder anderen 
Gegenständen mit Gefahr für das Leben oder die Gesund- 
heit anderer Personen, in sofern nicht dabei ein schwere- 
res Verbrechen vorliegt." Art. 168., die Verursachung 
einer Uebersehwemmung, Art 169. und die Ver* 
breitung von Viehseuchen, Art. 170.; und auch die 
„f ah r 1 ä s s i g e " Verübung der Art. 161 — 170. angegebenen 
Verbrechen wird in Art. 171. hervorgehoben. 

Ueber die Stellung der Brandstiftung, die so viele 
verschiedene Seiten darbietet, sind bekanntlich die Ansichten 
sehr getheilt 90 ). Die hier gewählte Stellung nach der 
Rücksicht der Gemeingefährlichkeit scheint mir, obgleich 
diese nicht die ausschiiefsende ist, doch, weil sie die 
wichtigste und für die Strafbarkeit einflußreichste ist, der- 
jenigen vorzuziehen, die der würtemb. Entwurf annimmt, 
weicher mit ihr die Lehre der „Beeinträchtigung des Ei- 
genthums" (Cap. XL) eröffnet, was auch nicht durchgrei- 
fend ist 91 ). 

Der in Art. 161. 162. gebrauchte Ausdruck „Feuers- 
brunst" scheint auf mehr hinzuweisen, als der Art. 166. 
besagt, nach welchem „das Verbrechen der Brandstiftung 
für vollbracht zu achten ist, sobald der von dem Verbre- 
cher augelegte Brandstoff audere Gegenstände ergriffen 



80 ) Meine angef. Kritik S. 68. und mein System der Crim.- 
R.-W. §. 173. 174., auch mein Lehrbuch des Strafrechts. 
Neustadt a. d. O. 1836. §. 218. 

» 0 ) Hepp im neuen Archive Bd. XIV. S. 322 fg. 460 fg. und 
meine Abh. das. J. 1835. S. 389 fg. 

91 ) Meine Kritik des würt Entwurfs S. 87. 
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hat" Letzteres igt richtig, aber doch hoch nicht noth- 
wendig eine Feuersbrunst, und doch wird die so eben 
bezeichnete Brandstiftung nach Art. 168. gleichbedeu- 
tend mit der Erregung der Feuers brunst genommen. 
Diese soll unter den Art. 161. N. 1 — 5. angegebenen Um- 
ständen mit dem Tode gehülst werden , was wenigstens 
nach dem sonst in dem sächs. Entwürfe aufgestellten ge- 
linden Mafse der Strafe und der weisen Sparsamkeit mit der 
Todesstrafe nicht in allen Fällen vertheidigt werden kann. 
Zwar ist es gewifs, dafs diese Strafe verdient sei, wenn 
durch die Handlung Jemand ums Leben gekommen (nicht 
auch unbedingt, wenn er, wie der Entwurf hinzusetzt, le- 
bensgefährlich verwundet oder verstümmelt worden ist) 
und dieser Erfolg vorausgesehen werden konnte; aber wir 
haben oben bemerkt, dafs in ähnlichen Fällen der Entwurf 
solchen Erfolg, wie z. ß. bei der Nothzucht, wohl mit 
Unrecht, nicht für hinreichend hält, um jene höchste 
Strafe zu rechtfertigen und finden hier eine Inkonsequenz, 
da, wenn jene objective Rücksicht sonst nicht so weit be- 
achtet wird, auch die Gemeingefährlichkeit nicht hinrei- 
chend erscheint, um die Todesstrafe eintreten zu lassen, 
die auch sonst nicht verhängt wird. Art. 162. Vollends, 
wenn man Art. 166. zu Grunde legt 92 ), scheint es für 
manche Fälle zu hart, wenn nach Art. 161. N. 4. die To- 
desstrafe eintritt , „ wenn sich mehrere Personen zu der 
Ausführung des Verbrechens zusammenrottirt haben " 93 ). 

Im Uebrigen scheint der Inhalt des ganzen CapiteU 
Beifall zu verdienen, vielleicht dürfteu noch einige andere 
gemeingefährliche Handlungen hieher zu ziehen seyn z. .13. 
der oben erwähnte Fall gemeingefährlicher Drohungen und 

* 

— . 7?r 

02 ) Das heilst, wenu mau eineiFeuersbrunst in dem Sinne nimmt, 
den, wie ich glaube, das Gesetz aufstellt. 

93 ) Ueberliaupt ist hier der Entwurf oft sehr strenge. So macht 
z. B. Art. 162. N. 2., welcher lebenslanges Znchthaus verhängt, die- 
ses Mal keinen Unterschied zwischen Wiederholung und Rück- 
fall, der vielmehr ausdrücklich untersagt wird. ■ 
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Erpressungen, Art. 158. und die Verbreitung von anste- 
ckenden Krankheiten, mittels Uebertretuug der Vorschrif- 
ten über Sanitatscordons und Contumazen, wenn derglei- 
chen Einrichtungen nämlich überhaupt bestehen sollen, 
worüber die Ansichten der Sachverständigen allerdings sehr 
getheilt sind **). . . ' . > 

■ 

Achtes Capttel, 

Von Verletzung der Ehrerbietung gegen die 

MeUgion. 

1 Meineid Art. 112., leichtsinniger Eid Art. 176., 
Gotteslästerung Art. 118., Störung gottesdienst- 
licher Handlungen Art. 1T9., öffentliche Herab- 
setzung der Religion Art. 182. sind die hier gebrauch- 
ten Rubriken. 

Die Aufstellung eines eignen Capitels für Religions- 
Verbrechen und damit die bestimmte Erklärung, dafs die 
Heiligkeit der Religion auch selbstständig anerkannt und 
in Schutz genommen, dafs diese, wenn sie Gegenstand eines 
widerrechtlichen Angriffs werde, nicht ungestraft verletzt 
werde, mute man mit Beifall hervorheben. Früher hat man 
darüber kaum gezweifelt, bis in einer unlängst vorübergegan- 
genen Periode zuerst von Seiten der Doctrin , die steh bald 
Eingang in die Praxis verschaffte, dann auch der Gesetz- 
gebungen ein Bestreben sich zeigte, das wesentliche reli- 
giöse Moment, wo möglich auch das sittliche, aus dem 
Strafrechte zu entfernen, und so mufste, da gewisse, auf 
religiöse Voraussetzungen sich gründende Pflichten, wie 
die Eidesleistung, nicht ungestraft verletzt werden durf- 
ten,' irgend ein anderer Gesichtspunkt aufgesucht werden, 
unter welchen dann, gezwungen genug , die Verbrechen 
mittels Verletzung der Religion gestellt wurden. Zu leug- 
nen ist zwar nicht, dafs es nOthwendig war, gegen die 
kirchliche Seite, welche sich früher mit Deberschreitung 

■ 

1 ' — " ■ ■ - ■ ■ - 

•«) Vergl. jedoch die Motive S, 100., welche dergleichen als 
aufoerordentliclie pohceüiche Maßregeln betrachten. 
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ihrer Grenze dem Staate gegenüberstellte, auch die- 
sem und dem weltlichen Standpunkte das gebührende 
Recht zu verschaffen; aber man ging dabei im andern Ex- 
treme zu weit und gröfser, als der Nachtheil für das in 
seiner wahren Stellung verkannte Strafrecht, war derjenige, 
den diese Herabsetzung der Religion auf das Volk zu einer 
Zeit ausüben mufste , wo die religiöse Grundlage überhaupt 
bei Vielen erschüttert war. Wie oft ist schon über den 
Mifsbrauch des Eides geklagt worden und wie sehr wird 
dieser begünstigt, wenn man in der Eides - Verletzung — 
der Verletzung einer religiösen Betheuerung, einer Pflicht, 
die nur durch das religiöse Moment, mittels dessen sie 
übernommen wird, ihre Bedeutung erhält, Nichts weiter sah«, 
als eine ausgezeichnete Betrügerei, unter der Gottes- 
lästerung eine Injurie der Gesellschaft." In der 
neuern Zeit hat man, gleich entfernt von den beiden frü- 
heren Extremen, angefangen, auch in neueren Gesetzge- 
bungen den richtigen Standpunkt' mehr anzuerkennen. Der 
würtemb. Entwurf nennt z. B. in Art. 179. „ Vergehungen 
gegen die Religion" und wenn ich auch nicht ganz hin- 
sichtlich der weitern Stellung der einzelnen Fälle und der 
Unterordnung dieser ganzen Rubrik unter die Friedens- 
störungen einverstanden bin 95 ), so ist es doch schon 
wichtig, dafs hier überhaupt die Religion als Object von 
Vergehen angesehen wird. Die Aufstellung aber einer um- 
fassenden selbst ständigen Rubrik von Seiten des säe Iis. 
Entwurfs bedarf keiner Verteidigung — sie rechtfertigt 
sich durch die Sache selbst und durch das wahrhafte Be~ 
dürfnifs. Nur . gegen .die Fassung — die wohl einfacher, 
wie in dem würtemb. Entwürfe, lauten könnte, — ,, Ver- 
brechen (oder Vergehen) gegen die Religion" möchte sich 
Etwas erinnern lassen. Es ist nicht überall in den hier 
genannten Handlungen eine blofse Verletzung der Ehrer- 
bietung gegen die Religion, obschon auch diese mit 

•») Meine Kritik des würtemb. Entwurfs S. 60 fg. u.S.65. 
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dar in liegt und der Meineid z. U. ist mehr als eine ün- 
ehrerbietigkeU gegen die Religion. ; 

Die über den Meineid (von dem Eidesbruche spricht 
hier der Entwurf nicht) getroffenen Bestimmungen, wobei 
die Strafen zum Theil gelinder, als in dem würtemb. Ent- 
würfe angeordnet sind, geben mir zu keinen Bemerkungen 
Aula Ts , da ich schon bei anderer Gelegenheit einige legis- 
lative Gesichtspunkte auszuführen gesucht habe 96 ). Nur 
Einzelnes der weitem Prüfung zu unterstellen, möge mir Ter* 
stattet seyn. In Art. 174. a. E. heilst es,: 

„Ist an einem Unschuldigen in Folge des meineidigen, 
hl der Absicht, ihm die Todesstrafe zuzuziehen , abgeleg- 
ten Zeugnisses diese Strafe wirklich vollstreckt worden, so 
findet Todesstrafe Statt." i 

Diese Sanction steht nicht nur mit dem sonst (ob* 
schon: nicht ohne Ausnahme) angenommenen Grundsätzen 
des Entwurfs über die mittelbar herbeigeführte Tödtung 
im Widerspruche, sondern sie ist überhaupt nicht zu recht* 
fertigen, wie ich schon bei der Würdigung einer gleichen 
Bestimmung des norweg'schen Entwurfs ausgeführt habe 97 } f 
Nach der jetzt angenommenen Beweistheorie, die die Stichs. 
Gesetzgebung in dieser Beziehung wohl schwerlich verlas* 
sen und bei Fragen, wo es sich um Todesstrafe handelt, 
gegen eine minder strenge vertauschen wird , kann auf das 
eidliche Zeugnifs eines einzigen Zeugen auf den Tod, 
überhaupt in der Regel auf Strafe nicht erkannt werden. 
Sollte daher das eidliche Zeugnifs eines testis singularU 
die Strafe eines Unschuldigen gebaut worden seyn , so 
muteten noch andere Beweisgründe, Umstände, für welche 
dieser Meineidige nicht verantwortlich gemacht werden 
kann, vorhanden gewesen seyn, und es kann daher de» 
Tod des Unschuldigen, auch wenn er von dem Frevler 



Meine Abh. im neuen Archive neue Folge J.1834. S. 5T9 fg. 
Kritik des würtemberg' sehen Entwurfs S. 64 fg. 

,r •») Meine Kritik des aorweg'schea Entwurfs S. 68. 

> 
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beabsichtigt war , ihm doch nicht allein ^gerechnet wer- 
den, wenigstens nicht so weit, dafo hier die Gerechtigkeit 
die Todesstrafe erforderte. Selbst wenn zufällig zwei 
solche Schändliche, unabhängig von einander, in einer Ca- 
pitalsadie falsches Zeugnifs mit dem erwähnten Erfolge ab' 
legten , würde noch nicht jene äafserste Strafe für verwirkt 
zu achten seyn, sondern erst, wenn, wie es andere sich 
hier der gemeinrechtlichen Theorie anschliefsende Ent- 
würfe annehmen, Mehrere sich zur Ablegung des 
falschen Zeugnisses vereinigt haben, weil hier 
Theils Jeder in Beziehung auf den Falsch -Eid des An- 
dern als Miturheber oder gleicher Theilnehmer anzusehen 
ist, Theils Jeder weifs, welches ganz andere Gewicht jetzt 
seine Aussage durch die Verbindung mit derjenigen seiner 
Schuldgenossen erhält. Sonach empfiehlt sich eine Bestim- 
mung, wie die des würt. Entwurfs Art. 218. N.3.: „ wenn 
ein Unschuldiger auf falsches meineidiges Zeugnifs Meh- 
rerer,, welche sich zu solchem Zeugnisse mit einander ein- 
verstanden haben, den Tod (besser: die Todesstrafe) 98 ) 
erlitten hat, so ist auf Todesstrafe zu erkennen " »»). 
. < Mit Recht wird in Art. 1?6. auch auf den „leicht- 
sinnigen Eid," vielmehr — da ein solcher auch wahr 
seyn kann, auf den leichtsinnigen Falsch-Eid, eine 
Strafe gesetzt, die Gefängnifs von einem Jahre nicht über- 
steigt. Ebenso verdient es Billigung, dafs Art. Iff., über- 
schrieben „Widerruf" — der Reue bei dem Meineide und 
dem s. g. leichtsinnigen Eide grofsen Raum läfst, indem dem 
Schuldigen dazu so lange Zeit gelassen wird, als noch kein 
Rechtsnachtheil für einen Andern daraus entstanden ist, 
obgleich hier weder, wie in anderen Entwürfen, Straflo- 
sigkeit, noch die Strafe des blofsen Versuchs und diese 
mit Hecht nicht verordnet ist, denn das Verbrechen ist 
. . . . 

••) Vergl. dazu die Motive S. 198. 

") Denn der Unschuldige konnte sich ja auch in Gewärtigung 
seines Schicksals selbst entleibt haben. 
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wirklich vollendet, sondern nur die Hälfte der sonst (Art 
112. 173.) bestimmten Strafe eintreten soll. Möglich, dafs 
aber auch diese , welche doch noch immer hart ist , man- 
chen Meineidigen oder Leichtsinnigen abhält, sich als sol- 
chen kund zu geben und dafs er lieber bei der Unwahr- 
heit beharrt und es darauf ankommen läfst, ob seine 
Schuld entdeckt und er mit der vollen Strafe belegt oder 
im Gegentheile ganz straflos ausgehen werde; und mau 
kann fragen, ob es nicht, um von Anderen und dem Staate 
Unheil abzuwenden, räthiieh erscheine, ein noch gröfseres 
Motiv für die thätige Reue hinzustellen? 

Der leichtsinnig falsch Schwörende hat nach Art. 170. 
höchstens ein Jahr Gefängnifs zu gewärtigen ; widerruft er 
reuig unter den Bedingungen des Art 177 , so kann nach 
Beschaffenheit der Umstände seine Strafe, auch wenn sie 
nur die Hälfte der in Art 173. vestgesetzten ausmacht, 
jene Ahndung weit übersteigen. Widerruft er nicht, was 
er leichtsinnig falsch geschworen, so wird seine Schuld, 
nachdem er den Irrthum innegeworden , bei dem er nach- 
her verharrt, weit gröfaer und er kann dann für Unschul- 
dige die Folge herbeifuhren , die das Gesetz Art 172. 
173. viel härter ahndet, als es nach Art. 176. der Fall 
6evn würde. Diese Bestimmungen scheinen einer Revision 
zu bedürfen. 

Hinsichtlich des weitern Inhalts dieses Capitels liefse 
sich etwa noch bemerken, dafs die in Art. 181. erwähnte 
»Verhinderung gottesdienstlicher Versammlun- 
gen oder Verrichtungen durch Gewalt oder Drohun- 
gen" wohl auch einen andern und mehr hervortretenden 
Gesichtspunkt, als den einer Verletzung der Ehrerbie- 
tung gegen die Religion darbiete; indefs mag es nicht 
gemifebilligt werdeti, die unter einander doch verwandten 
Lehren nicht zu sehr zu treuneu. 
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, Neuntes Capltel. 

Eine der schwierigsten Aufgaben für die Gesetzgebung, 
wobei der Wissenschaft und Praxis noch Manches zu er- 
gänzen bleibt 

Hier ist diese Lehre sehr vereinfacht , die Erfahrung 
mufs entscheiden, wiefern die Bestimmungen angemessen 
und ausreichend sind. Es ist einleuchtend, wefshalb diese 
auch sonst geltende Bemerkung sich vorzugsweise bei den 
Ehr enkr anklingen darbietet. 

Der Entwurf stellt die Verleumdung Art. 1 83 fg., 
falsche Denunciation Art. 186., der Beleidigung 
Art. 187. voran; umgekehrt und, wie ich glaube, natürli- 
cher ist die Ordnung im würtemb. Entwürfe. Schmäh- 
schriften machen den Schlufs Art. 189., wobei die „Ano- 
nymität" als Merkmal des Tatbestandes aufgestellt ist. 
In Art. 185. sind die Voraussetzungen, unter denen die 
8* g. Einrede der Wahrheit nicht nur von dem Vorwurfe 
der Verleumdung, sondern auch von dem der strafbaren 
Beleidigung befreit, in einer Fassung gegeben , welche die 
Bedenken beseitigt, die ich dem entsprechenden Artikel 
des würtemb. Entwurfs geglaubt habe, entgegenstellen zu 
müssen *<>o). Auch enthält Art. 18*. a. E. in Betreff der 
irrigen Mittheilung von ehrenrührigen Gerüchten über 
Dritte an dabei betheiligte Personen eine beachtenswerthe 
Beschränkung. 

In Art 181. bedürfte wieder die Fassung: „sich zn 
Schulden gebrachte Thätiichkeiten" einer Aenderung z. B. 
ganz einfach: „verübte Thätiichkeiten." 

Mit Recht sind durch Art. 191. Abbitte, Ehren- 
erklärung und Widerruf und zwar ausdrücklich abge- 
schafft, um, wie die Motive S. 101. — die hier sehr tref- 
fend sind — erklären , jeden Zweifel hinsichtlich der frü- 
hem Praxis und der Möglichkeit, deren Fortbestehen als 



l0 °) Meine Kritik S. 79. 
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Civil -Genugthuung zu behaupten, entgegenzutreten. Hin- 
längliche Genugtuung gewährt die Möglichkeit öffentlicher 
Bekanntmachung des S träfe rkenntnisses , die nach Umstän- 
den von dem Beleidigten allein oder von dem Gericht mit 
Zustimmung des erstem vorgenommen werden darf, resp, 
aolle. Für den erstem Fall dürften vielleicht nähere Be- 
stimmungen nicht ganz überflüssig seyn. 

Von Amtswegen sollen nach Art 193. „solche 
Elirenverletzungen untersucht werde» , welche mit Störung 
der öffentlichen Sicherheit, Ruhe oder Ordnung oder an 
Verwandten in aufsteigender Linie verübt worden sind," 
„ andere Ehrenverletzungen sind nur auf den Antrag dabei 
betheiligter Personen in (zur) Untersuchung zu ziehen/' 
Das gem. R. hebt bekanntlich Injurien der Kinder gegen 
A eitern als schwer zu aliud ende neben anderen hervor. 
Sonst nimmt man jetzt meist an, dafs sich, wenn nicht 
ganz besondere erschwerende Umstände eintreten, das Ge- 
richt nicht zu sehr in die Familienangelegenheiten ein« 
mische und ohne Antrag nicht bei Injurien gegen Ascen- 
denten verfahre — und diese notwendige Schonung des 
Famillenprmcips verdient aHe Billigung. Auch der w%rt 
Entwurf Art. 274., welcher die Klage in der Regel als 
Bedingung erfordert, hat nur den Fall concurriren der Stö- 
rung der Öffentlichen Ruhe und Ordnung vorbehalten; der 
sächs. Entwurf geht zu weit, wenn er, ohne nähere Un- 
terscheidung der Beschaffenheit der Elirenverletzung, im* 
bedingt bei Denen, welche an Verwandten in aufsteigender 
Linie verübt sind, das Einschreiten von Amtswegen ge- 



bietet. Zu wünschen wäre hier mindestens eine Beschrän- 
kung, die schon durch Art. 120. (von Gesundheit« Verle- 
tzungen) motivirt werden dürfte. 
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Zehnte§ Capitel. 

■ 

Passend schliefst sich diese Lebre an die im vorigen 
Capitel behandelte an , da der Entwurf eine strenge Tren- 
nung der öffentlichen Privatverbrechen nicht für angemes- 
sen gehalten hat. 

Der Beifall , den der würt. Entwurf in den Bestim- 
mungen über den Zweikampf verdient, mufs auch dem 
sächs. Entwürfe gezollt werden, welcher »war an jenem 
ein gutes Vorbild hatte (wie denn z. B. in Art. 190. die 
vier unterschiedenen Fälle und der Art. 197. beinahe 
wörtlich aus.ersterem entlehnt sind) aber noch einige ihm 
eigentümliche , durchaus gut zu heifsende Sätie aufstellt, 
wohin besonders der in Art. 198; a. E. befindliche gehört: 
„Gegen die zu dem Zweikampfe zugezogenen ärztlichen 
Beistände findet jedoch keine Strafe Statt." Man hätte 
vielleicht, nach de» Beispiele mehrerer academischen Ge- 
setze, noch weiter gehen und diese Zuziehung in sofern 
zur Bedingung machen können , als sie die Absicht der 
Tödtung in der Regel widerlegt, so dafs deren Unterlas- 
sung einen höhern Strafzumessungsgrund darböte; doch 
mag man es für bedenklich gehalten haben, eine Bestim- 
mung zu treffen , die scheinbar den Zweikampf begünstigt. 

Der Art. 196. N: 1. verhängt „Gefängnifs von fünf 
bis zu zwanzig Jahren, wenn unter beiden Theilen ver- 
abredet wurde, dafs der Zweikampf bis zu der Töd- 
tung des einen Theils fortgesetzt werden solle und die 
Tödtung erfolgt" "")• ™« offenbar zu gehud, 
und von besonderen Umständen abgesehen wird sich hier 
bei der Verabredung und dem erfolgten Tode der That- 
bestand eines Mordes defshalb nicht in Abrede stellen 
lassen, weil der Thäter sich selbst gleicher Gefahr aus- 
setzte und auch sein Leben Preis gab. Dafs die Duellan- 
— ' 1,1 - ... 

,01 ) S. auch den würt. Entwurf, womit meine Kritik dessel- 
ben S. 62. zu vergleichen ist. 



Digitized by Google 



ten in diesen Erfolge nicht eventual, sondern so, dafs 
er für einen Theil nothwendig eintreten soll, einwilli- 
gen, kann so wenig, wie die Einwilligung »im Kampfe 
überhaupt (ohne welche derselbe gar nicht zu Stande käme, 
sondern s. g. Attaque und Vertheidigung dagegen wäre) 
hier Etwas ändern. Denn eben diese Einwilligung schon 
zu der rechtswidrigen Handlung an sich und ohne Rück- 
sicht auf den Erfolg ist das Verbotene , wefshalb mit Recht 
auch schon die Annahme der Herausforderung verpönt ist 
(Art. 199.) und ferner ist in Betreff jenes Erfolgs die 
Einwilligung als über einen Gegenstand, der der Privat- 
verfugung nicht unterliegt, geradezu nichtig, sowohl das 
Gesetz, als auch das besondere Object, hinsichtlich des- 
sen das Gesetz hier übertreten wird, das Leben, sind 
dem Frivatwillen entzogen. Jus . publicum privatorum 
p actis mutari non potesU Und so wenig sonst die Töd- 
tung eines Einwilligenden anders denn als eine Tödtnng 
überhaupt beurtheilt werden darf, so wenig läfst sich die- 
ses hier rechtfertigen 102 ). 

Freiwilliges Abstehen begründet mit Recht völlige 
Straflosigkeit, während, wenn der Zweikampf nach ergan- 
gener und angenommener Herausforderung, wegen äufserer 
Hindernisse nicht vor sich gegangen ist, Gefängnifs von 
einem bis zu drei Monaten dem Schuldigen . bevorsteht. 
Diefs möchte unter linständen zu hart und dürfte wohl 
zuweilen eine noch geringere Ahndung zu empfehlen seyn. 
Im Uebrigen erlaube ich : mir auf meine Bemerkungen zu 
dem würtemb. Entwürfe zu verweisen. 

Eilf- 



102 ) Meine Kritik desselben S. 61 — 63. 

~ 03 ) Mindestens wäre das jetzt gedroiite Minimum zu erhöhen, 
wenn man es auch bei dem Maximum belassen will. Man sieht nicht 
ein, was bei einer Verabredung, dafs ein Theil bleiben solle, die 
zur Ausfuhrung kam, für Umstände voa Erheblichkeit eintreten kön- 
nen, die einen Raum von 5— 20 Jahren erfordern. 
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Bilftes Capitel. 

Von Verletzungen der ehelichen Treue. 

In diese Rubrik, gegen die sich Nichts erinnern lafsr, 
obschon gute Gründe auch für die in dem würtemb. Ent- 
würfe gewählte „der Verletzungen gegen die Sittlichkeit 7 ' 
sprechen, der hier weit mehrere Fälle begreiflicherweise 
umfassen mufste, als der Torliegende Entwurf unter die 
angegebene Kategorie zählen konnte, werden Ehebruch 
Art. 201 fg., bösliche Verlassung eines Ehegatten 
Art. 20? fg. und Bigamie gestellt. 

Dieser Theil des Entwurfs zeichnet sich durch meh- 
rere ihm eigenthümliche Bestimmungen und durch die ganze 
Bearbeitung, über die jedoch die Motive gänzlich schwei- 
gen, vorteilhaft aus. In der Vestsetzung der Strafen 
schliefst sich derselbe den Ansichten der Zeit an, die be- 
sonders hei dem Ehebruche nicht sehr streng sind. Ei- 
gentümlich, aber zweckmäfsig und durch besondere Rück- 
sichten für das Land geboten ist dio Unterscheidung der 
Fälle der Sonderung der Ehegatten von Tisch und Bette, 
vor anderen, woran sich praktische Folgen knüpfen 104 ). 
Die Bestimmung, dafs im Falle der Zurücknahme des An- \ 
trags auf Untersuchung, dem Folge geleistet werden mufs, 
und ohne welchen das Verfahren gar nicht eingeleitet wer- 
den darf, der Denunciant alle bis dabin aufgelaufenen Un- 
kosten zu übernehmen habe, ist zwar zu rechtfertigen, 
scheint aber eher in den Procefs zu gehören, Art. 204. 
Ebenso die des Art. 205. Dafs einer Klage des unschul- 
digen Theils auf Ehescheidung wegen Ehebruchs die Un- 
tersuchung Torausgehen müsse, sofern nicht bereits die 
Verjährung des Vergehens eingetreten sei; wie denn end- 
lich die Bemerkung, dafs wenn der unschuldige Ehegatte 

104 ) Nicht als ob diese Unterscheidtrog nach gemeinem Hechte 
und neueren Gesetzgebungen njeht auch sich bei Beurtheilung con- 
creter Fälle wirksam erzeigte. Aber der sächs. Entwurf hat unter 
den neueren her den Anfang mit genaueren gesetzlichen Bestimmun- 
gen gemacht. 

6 
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sich des Rechts bediene , das wettere Verfahren in der 
' Sache zn hemmen und dem schuldigen Ehegatten verzei- 
he , und Zugleich des Rechts, auf Scheidung zu klagen, 
sich begeoe, streng genommen auch nicht in den Straf- 
Cödcx gehört. 

Sehr au loben ist die Bestimmung einer Strafe wegen 
böslicher Verlassung, welche unleugbar eine Verletzung der 
ehelichen Treue ist, Art. 207., und dafs nach Art. 208. 
ein Grund gröfserer Strafbarkeit in dem Umstände aner- 
kannt wird, „wenn ein Ehemann seine Frau oder Kinder 
in einem mittellosen und hilfsbedürftigen Zustande zurück- 
liifst." Zweifelhaft ist mir nur, ob das „oder Kinder" 
auch auf den Fall gehen soll, wenn er nicht die Krau, 
sondern nur die Kinder in jenem Zustande zurückläfst. 
Man könnte entweder an einen Wittwer oder Geschiedenem 
denken, der auf solche Weise seine Pflichten gegen die 
Kinder verletzt; diefs ist ein Unrecht und mag für straf r 
7>ar erklärt werden; aber es ist dann nicht die Art der 
Verlassung, als Verletzung der ehelichen Treue, von 
welcher dieses Capitel handelt: oder an den Fall , wo nicht 
. die FraH, welche vielleicht abgesondertes Vermögen Kurt», 
sondern nur die Kinder durch die Verlassung in jenen mit- 
tellosen Zustand geriethen. Aber diefs läfst sich doch 
kaum dem Gesetze unterlegen, da hier ohnehin , bei dem 
Daseyn der vermögenden Mutter % die Kinder nicht hilflos 
sind und, wenn sie von der Mutter aus irgend einem Grunde 
getrennt waren , so dafs dieser gar keine Pflichten gegen 
sie obliegen sollten, wieder der vorige Fall vorausgesetzt 
werden müfste. Hier scheint mir entweder eine deutli- 
chere Erklärung (z. B. „Frau oder Frau und Kinder") 
oder die theilweise Stellung unter einen andern Gesichts- 
punkt nothwendig. 

• > 

Bei der Bigamie, deren Strafe für den conjnx bi- 
nubus Art. 200. bestimmt, heifst es in Art. 210.: „Die 
Person, welche mit einer bereits verheuratheten Person 
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efne eheliche Verbindung eingegangen ist, wird mit drei-, 
bis mit sechsmonat liebem Gefangnisse bestraft.'' 

Data hier eine ledige Person gemeint sei, ergibt sich 
Theils ans dem Artikel selbst und dem Gegensatze zu 
„einer bereits verh curat beten Person," Theils aus dem 
folgenden Art. 211., welcher, wenn beide Theile schon 
in ehelicher Verbindung leben, die sich des Verbrechens 
der Doppel -Ehe schuldig machen, eine weit höhere Strafe 
Testsetzt. Es mag dahingestellt bleiben, ob es überflüssig 
sei, jenen Umstand, dafs die Person bisher unverehelicht 
war, ausdrücklich zu bemerken. Aber das dürfte wohl 
nicht unterlassen werden, zusagen, dafs dieser Person 
eine Unkenntnifs der bereits bestehenden Ehe des andern 
TbeiJs , sofern diese nicht selbst mindestens als Fahrläs- 
sigkeit zuzurechnen sei, als Befreiungsgrund gelten müsse; 
zwar kann man dieses aus den allgemeinen Grundsätzen > 
üher entschuldbare Unwissenheit schliefsen , auch wohl aus 
Art 212., welcher „einen Ehemann, der unter dem 
Vorgeben, dafs er unverheurathet sei, eine Frauensperson 
zu einer ehelichen Verbindung mit ihm verleitet , mit drei- 
bis vierjähriger Zuchthausstrafe zweiten Grades" bedroht. 
Allein der Art. 210. ist denn doch zu aligemein gefafst, 
und was sollte abhalten, eine wichtige Bestimmung, wenn 
sie auch mittels Induction von dem wissenschaftlich gebil- 
deten Richter aufgefunden werden kann, auch mit einigen 
Worten aufzustellen und dadurch die Arbeit für die Ur- 

theiler zu erleichtern * 

. " • f * . • • 

Zwölftes Capitel. 

Von Diebstahl und Veruntreuung. " 

Man klagt über die Häufigkeit dieses Verbrechens und 
findet , wohl nicht ganz richtig , eine Hauptschuld entweder 
in der Gesetzgebung oder in der Praxis, indem beide zu 
gelind seien , oder mindestens letztere die zu grofse Härte 
der alten Strafgesetze zu mildern, ja ganz bei Seite zu 
setzen gewufst habe. Die neueren Gesetzgebungen, wel- 
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che zum Theil die an sich immer zu verteidigende ge- 
meinrechtliche Grundlage verlassen und eine Reihe von 
Fällen des ausgezeichneten Diebstahls nach Momenten auf- 
gestellt haben, die dazu und zu Anwendung schwerster 
Strafen nicht überall berechtigten, haben ihrem Zwecke 
nicht entsprochen, — wenn man anders einen solchen 
darein setzen will, : dafis durch das Strafgesetz und dessen 
Anwendung die Verbrechen seltner werden. Die Bestim- 
mungen des preufs. und die hiervon völlig abweichenden 
des baier. Strafrechts mufsten bald neuen Verordnungen 
weichen. Die neuesten Entwürfe suchen die Lehre zu ver- 
einfachen, mit weniger Strafraitteln auszureichen und ge- 
bührenden Nachdruck auch zum Zwecke der Sicherung, 
mit einer Milde zu vereinigen, wie sie der Standpunkt der 
Zeit fordert , wonach z. B. jetzt allgemein die Unzulässig- 
keit der Lebensstrafen bei blofsen Eigenthumsverletzungen 
anerkannt wird. Diefs bekundet schon der norwegische 
und würtemb. Entwurf 105 ), um hier nur der neuesten zu 
gedenken. Der vorliegende ist noch einen Schritt weiter 
gegangen und zeichnet sich nicht nur durch gröfsere Ein- 
fachheit im Allgemeinen , sondern auch dadurch aus , dafs 
mehrere Umstände, die man in anderen Gesetzgebungen 
für qualificirend erklärt hat, hier nicht diese Eigenschaft 
haben (Motive S. 103.) und dafs die Straf bestimmungen 
fast durchgängig gelinder sind, sowohl überhaupt , als auch 
mittels „beträchtlicher Erhöhung des Betrags, bis zu wel- 
chem der Diebstahl nur mit Gefängnifsstrafe geahndet wer- 
den kann." (Motive S. 102. und Art. 214.) Strenger 
sind die Grundsätze, von welchen der würtemb. Entwurf 
ausgeht, dessen Motive zu Art. 303. S. 263. folgendes Be- 
merkenswerthe enthalten: „Dafs in Würtemberg der 
Diebstahl (mit Ausnahme des Rückfalls) zu gelinde ge- 
straft werde, ist bekanntlich von Vielen und namentlich 

,05 ) Meine Kritik des norwe g' sehen Entwurf« S. 81 fg., de« 
würtemb. Entwurfs S. 82 fg. 
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auch von Seiten der Stände behauptet und von der Staats- 
regierung anerkannt worden. Diesem allgemein laut ge- 
wordenen Wunsche, die Verbrechen gegeu das Eigenthum 
höher und wirksamer zu verpönen, wird durch die Straf- 
ansätze dea Entwurfs entsprochen." Wenn ein solches 
Bedürfnifs sich iu Sachsen nicht zeigen sollte, so kaun 
sich der Menschenfreund recht von Herzen freuen über 
einen bessern moralischen Zustand. Ich wage nicht zu 
entscheiden, in wiefern man da und dort Recht habe, oder 
dort in dem Mifstrauen, hier in dem Vertrauen zu wei 
gehe. Wer möchte hier ein Urtheil fällen? Die Erfahrung 
mag lehren , was richtig und wiefern die Mittel , die man 
für nöthig hält, hinreichend seien oder nicht. Für jetzt 
wollen wir dem sächs. Entwürfe das Wort reden, der 
überhaupt das von sich sagen läfst, was Livius von der 
bessern Zeit der Römer bemerkt: „nulli gentium mitio- 
res placuisse poenas." Bei dem einfachen Diebstahle, des- 
sen Begriff übereinstimmend mit neueren Entwürfen ande- 
rer Länder aufgestellt und auf Sach- Entwendung be- 
schränkt ist, sind drei Abstufungen, je nachdem der 
Werth zehn Thaler oder fünfzig Thaler nicht über- 
schreitet, oder Letzteres der Fall ist. In dem ersten 
Falle mufs auf Gefängnifs, in dem zweiten kann 
auf Gefängnifs, aber auch Arbeitshaus, in dem 
dritten mufs auf Arbeitshaus erkannt werden (zu 
vergleichen sind hier mit Art. 214. die Art. 33. 49. und 
63.)- Der Ansicht unserer Zeit entspricht es, auch den 
Diebstahl unter Miteigentümern und Miterben nicht blofs 
privatrechtlich zu behandeln, soweit ein wahrer Diebstahl 
vorliegt, also „mit Abzug des dem Diebe selbst zustehen- 
den Theils." Der Art. 215. schliefst sich hier dem würt. 
Art. 300. an. Die Auszeichnung ist entweder durch eine 
objective Rücksicht bestimmt Art. 210 fg., wobei je- 
doch dem Diebstahle an Leichnamen aus Gräbern 
Art. 21X vielleicht eine audere Stelle gebührt (vergl. würt 
Motive S. 259.) oder durch die subjective der Art der 
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Entwendung, — Eröffnen verschlossener Gebäude 
oder Behältnisse — (Einsteigen ist nicht besonders 
erwähnt) — g e werbmäfsige Vereinigung, Waf- 
fen u. s. w. Art. 219. Die Strafe des Erbrechens kann, 
da hier die obigen Unterschiede der Summen gleichfalls 
in Betracht kommen , möglicher Weise gelinder, als die 
eines einfachen Diebstahls seyn — wenigstens nach der 
Dauer, obschon allerdings zwei Monate Arbeitshaus mehr 
sind, als drei Monate Gefängnifs. Art 214. Demnach 
scheint mir bei solcher Qualifikation das Minimum zu 
klein 1 ° 6 ). Gelinder werden als solche, und nur auf An- 
trag des Verletzten, die Diebstähle unter nahen Verwand- 
ten geahndet, Art. 220. und so auch „an Victualien zu 
blofser Befriedigung der Lüsternheit. " Art. 22?. Par- 
tirer und Hehler werden nach Art. 44. beurt heilt] 1 0 r ), 
mit angemessener Beachtung des Familienprincips , Art 

228, Bei der „Vorenthaltung des Gefundenen" stellt Art. 

229. zu billigende Unterscheidungen auf. 

Die „Veruntreuung" Art. 230. ist dem einfachen 
Diebstahle, wie in dem Würtemb. Entwürfe, gleichgestellt, 
wo sie „Unterschlagung" heifst (Art 825 fg.) Hier hat 
der sächs. Entwurf für nÖthig gehalten, von dem frühem 
Grundsatze abzuweichen , wonach man dieselbe im Verhält- 
nisse zu dem Diebstahle in einem geringem Grade für 
strafbar hielt. Die Motive (S. 103.) sagen: „Allein wenn 
auch Derjenige , welcher sich einer Unterschlagung schul- 
dig macht, weniger äufsere Hindernisse zu überwinden 
hat, als ein Dieb, da er sich schon im Besitze der Sache 
befindet, die er widerrechtlich sich zu eigen macht, so 
ist doch zu erwägen, dafs sowohl die vorhandene Leich- 



10 °) üeber ein wahrscheinliches Versehen bei der Strafbestira- 
rnuög in Art. 223. s. Herrmail n S. 38. und das das. Not. 54. ang. 
Programm von Klien P. 11. Not. 

lor ) Die Fassung: „Wer wissentlich Dieben oder Räubern Auf- 
lage bei sich verstattet n. s. w. n scheint von einem Aasdrucke , der 
nicht überall Bürgerrecht hat, befreit werden zu können. 
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tigkeit, das Elgenthurasrecht zu verletzen, eine stär- 
kere Abschreckung erfordert, als auch der Mi IV 
brauch des in den Verbrecher gesetateu Vertrauens 
hierbei als ein erschwerender Umstand erscheint." Hier 
wird also das Frincip der Abschreckung geltend ge- 
macht, und zwar weil die VerÜbung des Verbrechens 
leichter sei; während man sonst die Ueberwindting grö- 
fserer Hindernisse als ein Zeichen bösartigem vestern Wil- 
lens ansieht. Diefe erkennen die Motive hier nur zum 
Theil an, indem sie diesen Umstand, dafs nicht sol- 
che Hindernisse zu überwinden sind, auf einem Umwege 
als Erschwerungsgrund, der gröfsere Abschreckung 
erfordere, aufstellen. Damit findet sich jedoch das Ge- 
rechtigkeitsprineip nicht befriedigt, welches das begangene 
Unrecht zu Grunde legt und es dürfte zur Rechtfertigung 
der gesetzlichen Bestimmung hinreichen, dafs hier eine 
Verletzung des besondern Vertrauens Statt findet. Rich- 
tiger scheinen mir die würt. Motive 108 ) der Abschreckung 
hier nicht zu gedenken und jene Leichtigkeit der Verübung 
als Milderungsgrund zu betrachten, welcher durch den 
andern Erschwerungsgrund aufgewogen wird. 

Die in Art. 231. getroffene höchst zweckmäßige Ber 
Stimmung über „Staatsdiener, Gemeindebeamten, Patrimo- 
nial - Gerichtsverwalter , Advocaten, Notare, Vormünder 

und überhaupt alle Personen, welche zu dem Geschaffte, 

, 

10 *) S. 77. zu Art. 327. „Allerdings hat Derjenige, welcher 
eine Unterschlagung begeht, die Sache schon in Händen und macht 
sich sonach keiner eigentlichen Entwendung schuldig; er hat ei» Hin- 
dernifs weniger zu überwinden, als der Dieb. Dagegen kommt 
jedoch in Betracht, dafs bei Mi Unterschlagung in der Regel Ver- 
letzuug eines Vertrauens Statt findet, somit durch diesen JSr- 
schwerungsgrund jener M i 1 d e r u n g s g r u n d wieder aufgeho- 
ben wird." Ks ist diefs bei sonst gleichem Ergebnisse doch kein 
Wortstreit. Ware die Leichtigkeit der Verübuug für sich ein Grund 
höherer Bestrafung, während doch die Schuld geringer ist, so müls- 
ten einfadie Diebstähle härter geahndet werden, als s. g. subjecliv 
qualihcirte, wo. #9 Schwier^e/t als. Abhaltungsgruad wirkeo kann. 
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in Ansehung dessen sie sich einer Veruntreuung schuldig 
gemacht haben , von einer öffentlichen Behörde besonders 
verpflichtet worden sind," ist, sofern' sie von dem bishe- 
rigen , im Königreiche üblich gewesenen Verfahren ab- 
weicht, in den Motiven S. 104. sehr gut gerechtfertigt 
worden. 

• • • 

Dreizehntes Capitel. 

■ * 

Von betrügerischen Handlunge n. 

Eine Reihe von solchen fallen unter andere Gesichts« 
punkte und es rechtfertigt sich legislativ von dem vielge- 
staltigen Verbrechen des Betrugs und der Fälschung in 
einer angemessenen Beschränkung zu handeln. Zwar darf 
keineswegs hierbei, wie in einigen früheren Gesetzgebun- 
gen, als Hauptgesichtspnnkt die Verletzung der Vermö- 
gensrechte aufgestellt werden , da eine Reihe strafbarer 
betrüblicher Haudlungen uicht unter diese fallen, aber 
man darf im Ganzen wohl dabei stehen bleiben, da Ts der 
Betrug als Mittel der Erreichung irgend eines widerrecht- 
lichen Zwecks der Beeinträchtigung von Rechten des Staats, 
des Gemeinwesens oder Einzelner in Betracht komme 109 ). 
Hiervon geht auch der vorliegende Entwurf aus , soweit in 
dem gegenwärtigen Capitel die Rede von dergleichen Hand- 
lungen ist. Daher stellt auch Art. 232. den einfachen 
Betrug in der Strafe dem einfachen Diebstahle 
gleich, soweit er Gegenstände betrifft, die eine Schätzung 
zulassen; wo dieses nicht der Fall ist, soll „eine will- 
kürliche Strafe eintreten, welche bis zu sechsjährigem Ar- 
beitshause gesteigert werden kann (vergl. Art. 214.). Hier 
finde ich , wenn ich nicht irre , zum ersten und einzigen ■ 
Male die Bezeichnung „willkürliche Strafe, ** welche 
aus mehreren Gründen, deren Ausführung die Be.chr.nkt- 
heit des Raums hier verbietet, in einem Gesetzbuche, wie 
das vorliegende, vermieden werden sollte. Die Verglei- 

■ ■ — ■ i ■ 

iöo) Vergl. hierzu die würt Motive S. 280 fg. 
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• 

chung mit dem einfachen Diebstahle und die Zulassung des 
Maximums der Art 214. N. 3. bestimmten Strafe ist hin- 
reichend, um anaunehmen, dafs auch das Minimum Art. 
214. N. 1. zulässig, also überhaupt der Richter angewiesen 
sei, seinem gerechten Ermessen nach die Strafe im beson- 
dern Falle innerhalb derselben Grenzen, wie bei der ein- 
fachen Entwendung, zu bestimmen; die Strafe ist hier nicht 
mehr willkürlich, als in allen anderen Fällen relativ be- 

i 

8timmter Gesetze und der Richter ist auch hier nicht freier, 
nicht beschränkter, sondern an objective Grundsätze ge- 
bunden, wie sie das Gapitel über die Zumessung u. s. w. 
aufstellt "°). 

Bei der Verschiedenheit der Ansichten, welche sich 
in der Lehre vom Betröge und bei der Frage, was darunter 
zu stellen sei oder nicht, geltend machen, will ich um so 
weniger über Einzelnes hier rechten , als der Entwurf im 
Ganzen dem praktischen Bedürfnisse zu entsprechen scheint, 
die getroffenen Bestimmungen deutlich, erschöpfend und 
die Strafen, wie immer, nicht zu hart sind. 

Passend wird der Betrug bei Verträgen nicht all- 
gemein, sondern nur unter näheren Bedingungen für straf- 
bar erklärt Art. 283. Als ausgezeichneter Be- 
trug werden hervorgehoben: Fälschung und Verfäl- 
schung mit mehreren Unterarten Art. 234 fg., wobei mit 
Recht eine Ausnahme und mildere Bestrafung in Art. 237. 
für die „Fälschung an Reisepässen, Wanderbüchern, Dienst-, 
Geburts- und anderen Zeugnissen" dann verordnet ist, 



"°) Ohnehin ist hier dem Richter, nicht etwa wie bei der sonst 
8. g. willkürlichen Strafe, auch die Wahl einer angemessenen Strafart 
gestattet, sondern er ist an die Freiheitsstrafe gewiesen und hier, 
nach meiner Ausführung, von der ich glauben darf, dafs sie den 
Sinn des Gesetzes getroffen habe, an die Gründe der Strafzumes- 
sung. Sowohl in der Rechtssprache, als in der des geroeinen Lebens 
wird unter „willkürlicher Strafe" etwas Anderes verstanden, als hier 
gemeint ist. 

"») Vergl. dazu die wärt Motive S. 282. 
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^wenn dieselbe nur zu dem Zwecke eines erleichterten 
Fortkommens oder Unterkommens verübt worden," obschon 
im leisten Falle sich der Vorbehalt einer sonst verwirk- 
ten schwerern Strafe, z. B. bei einer durch solche falsche 
Zeugnisse zum Zwecke des Unterkommens begangenen 
Amtserschleichung, zu verstehen scheint. Ob die in Art« 
239. mit höchstens zwei Monaten Gefäugnifs- oder ver- 
. hältnifsmäfsiger Geldstrafe zu ahndende bezügliche Nadir 
machung oder Mifsbrauch fremder Handels - Etiketten u. s. w. 
(die ohnehin nur auf Antrag einer dabei betheiligten Per* 
son untersucht werden soll) nach dem Strafsysteme de« 
Gesetzbuchs zu den ausgezeichneten Betrügereien 
zu rechnen sei, ist mir zweifelhaft. Ferner: „Mifs- 
brauch der Religion" Art. 240., wobei mir die Fas- 
sung: „Wenn die Religion — zur Ausführung des Be- 
trugs gedient hat," aufgefallen ist, sowie in Art. 241. 
„Mifsbrauch amtlicher Eigenschaften" die Be- 
zeichnung: „sich beigelegte amtliche Eigen* 
Schäften;" auch umfafst der Artikel mehr, als diu * 
Ueberschrift besagt, da nicht blofs der Mifsbrauch 
amtlicher Eigenschaften , die also in Wahrheit vor* 
banden sind, sondern auch das fälschliche Bei- 
legen von solchen gerügt wird. Dann; „Gefährdung 
des Lebens oder der Gesundheit anderer Per- 
so neu" Art. 242., womit die Motive S. 104. zu verglei- 
chen Bind, welche einem Zweifel begegnen, zu dem das 
Gesetz Anlafs geben könnte. Nun folgen, nicht wie die 
früheren vier Fälle, die durch Zahlen bezeichnet sind, 
mehrere andere ohne Zählung, die aber unzweifelhaft auch 
z>u den ausgezeichneten Betrügereien gehören, nämlich 
Täuschung des Credits, wobei Art. 213. 244. nach- 
ahmungswerthe Bestimmungen enthalten; betrüg lieber 
Banquerott Art. 245., Betrug in Hinsicht auf Fa- 
milienrechte Art. 246 fg. und Anmafsung öffent- 
licher Dienste Art. 250. Bei dem Art. 248. möchte 
ich mir eine kleine Aenderung erlauben und StaU: „Wer 

i 

» 
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wissentlich mit einem Menschen, welcher über das Seinige 
nicht frei verfugen kann, ohne Einwilligung seines Vaters 
oder Vormunds ein demselben nachtheiliges Geschafft ein- 
geht n. 8. w." — lesen: „ohne Einwilligung des Vaters 
oder Vormundes desselben ein jenem nachtheiliges Ge- 
schafft eingeht u. s.w." — Auf diese Weise wird eine Un- 
deutlichkeit beseitigt und dem Sprachgebrauche sein Recht 
gewährt In dem Art. 249.: „Wer eine Person durch 
Betrug, woiu auch die Verschweigung der ihm bekannten 
gesetzlichen Ehehindernisse zu rechnen, zu einer ungiltigen 
Ehe mit sich (mit ihm) oder einem Dritten verleitet," 
dürfte vorbehalten werden, dafs die Art. 209 fg. von Bi- 
gamie von dieser Bestimmung nicht berührt werden. Denn 
sonst liefse sich erinnern, dafs zu den dem Schuldigen 
bekannten gesetzlichen Ehehindernissen allerdings auch des- 
sen bereits bestehende Ehe gehört und dafs, wie ja selbst 
Art. 209. anerkannt wird, das Verbrechen der Bigamie 
auch so vorkommen kann, dafs der Verheurathete sich 
betrüglich für unverehelicht ausgibt. 

\ ierzolmtes Capitel. 
Von Mün*- Verbrechen. 

rassend schliefst sich dieses an das vorige Capitelan, 
da hier nicht von Anmafsung des Müuzrechts , sondern von 
betrüglichen Handlungen die Rede ist. 

Die wenigen Artikel (251—257.) erschöpfen jedoch 
kaum die Lehre, sofern nicht noch andere Gesichtspunkte 
zu Hilfe genommen werden. Auch scheinen nicht alle 
Streitfragen entfernt zu seyn. In dem Art. 251. mit der 
Ueberschrift „Verfertigung falschen Geldes " ist wohl der 
Inhalt nicht ganz mit der erforderlichen Genauigkeit aus- 
gedrückt Dafs das Geld, welches für echt ausgegeben 
wird, falsch sei, steht nicht im Gesetze, mufs aber 
freilich erschlossen werden, in sofern man annimmt, dafs 
der Verfertiger kein Recht dazu hatte; aber dieses steht 
wieder nicht darin. So, wie der Artikel lautet: „Wer 

i 

m 

0 
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inländisches oder ausländisches Metall- oder Papiergeld 
verfertigt und für echt ausgibt u. s. w." — ist er offen- 
bar zu allgemein und es ist keineswegs überflüssig , wenn 
man nach dem Vorgange anderer Gesetzgebungen (z. B. des 
würtemb. Entwurfs Art. 195.) hinzusetzt: „ unbefugter 
Weise." Denn verfertigt und für echt ausgegeben 
werden nothwendig, und natürlich ohne dem Strafgesetze 
iu verfallen, die Münzen und Papiergeld durch die dazu 
vom Staate beauftragten Personen. Vollends würde, wenn 
man jene Artikel im wörtlichen Verstände, sicher gegen 
die Absicht der Gesetzredactoren , nehmen wollte, ein ei- 
gentümliches Mifsverhältnifs hinsichtlich der im Auslande 
dergestalt gefertigten ausländischen Münzen und Papiere ent- 
stehen (vergi. Art. 3. 4.), sofern diese nicht etwa im In- 
» lande eingebracht und in Curs gesetzt wären. 

Fünfzehnte* Capltel. 

Von anderen Beeinträchtigungen fremden 

JKigenthum*. 

Es ist interessant, wie die beiden neuesten Entwürfe 
hinsichtlich der Fälle abweichen, die in diese, freilich 
gleichsam eine generalis clausula enthaltende Rubrik ge- 
stellt werden, wefshalb wir die üeberschrift des sächs. 
Entwurfs „von anderen Beeinträchtigungen" der würt. 
„von Beeinträchtigung" vorziehen. Unter letztere werden 
gerechnet: „Brandstiftung" — gewifs nicht ganz mit Recht, 
dann „andere Beschädigung oder Zerstörung 112 ) frem- 
den Eigenthums * mit verschiedenen , zum Th eil selbst wie- 
der unter andere, für die Strafbarkeit erhebliche Ge- 
sichtspunkte fallenden Unterarten z. B. Vergiftung von 
Weiden oder Teichen, umThiere zu lödten, Beschädigung 
oder unbefugte Eröffnung von Gräbern oder Grabstätten, 
Nachdruck, worüber jedoch auf ein „abgesondertes Gesetz 11 
verwiesen wird. Der strafbaren Verletzung des Jagdrechts 



Meine Kritik S. 86 fg. 
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ist, wohl nicht ohne guten Grand, ein eignes Capitel (das 
zwölfte) gewidmet. 

Der sächs. Entwurf hingegen eröffnet gerade mit letz- 
terem die Reihe der genannten Beeinträchtigungen, wobei 
er sich Theils genöthigt sieht , einige rein policeiliche Be- 
stimmungen aufzunehmen z. B. über das Abschrauben des 
Schlosses einer Flinte oder Büchse," welches denen zur 
Pflicht gemacht wird, die auf fremdem Jagdreviere, ohne 
Erlaubnis des Jagdberechtigten , gehen (mit Angabe not- 
wendiger Ausnahmen) , deren Nichtbefolgnng unter Anderen 
mit einer, in der Reihe der gesetzlichen Strafen nicht auf- 
geführten 1 1 3 ), — näraJich mit dem Verluste des Gewehrs, 
geahndet werden soll (vergl. Thl. I. Cap. II. und die Mo- 
tive S. 85.); Theils kommen Art. 259. Handlungen zur 
Ahndung , die zwar im Zusammenhange nicht zu überge- , 
hen sind, aber nicht eine Beeinträchtigung des Eigen- 
thums enthalten, als Drohungen, Widersetzungen des 
Frevlers, Gebrauchmachen von dem Gewehre durch An- 
schlagen oder Abschiefsen wider Solche, welche berech- 
tigt sind, ihn anzuhalten. Zwar finden sich diese auch 
im würt. Entwürfe, aber derselbe hat eine eigne allge- 
meine Rubrik als Verletzung des Jagdrechts auf- 
gestellt und diese nicht unmittelbar zu den Eigenthums- 
beeiiiträchtigungen gerechnet. Erst Art. 260 — 263. wird 
von dem einfachen und gewerbmäfeig und in Vereinigung 
mit Mehreren verübten Wilddiebstahle gehandelt, welcher, 
wie andere Arten des einfachen oder durch die angegebe- 
nen Umstände- erschwerten Diebstahls zu bestrafen ist. 



"») Confiscation ist dort und gewifs mit Recht, nicht als zu- 
lassige Strafart anerkannt und kommt auch hinsichtlich specialer Gegen- 
stände, wo sie gemeinrechtlich Statt findet, z B. der zu einem Münz- 
verbrechen gebrauchten Werkzeuge, nicht vor. Vielleicht ist sie in 
solchen Fallen als policeiliche, durch höhere Rücksichten zuweilen 
gerechtfertigte Mafsregel nicht ausgeschlossen, und unter diesen Ge- 
sichtspunkt könnte auch unter Umständen die Confiscation des Ge- 
wehrs gestellt werden. ' - 



■ 
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Art. 264. spricht von „unbefugter Ausübung der 
Jagd in fremdem Reviere, oder Ueberschreitnng des 
Jagdbefngnisses auf eignem Reviere, ohne Anma- 
ßung dea erlegten oder eingefangenen Wildes," welche auf 
Anzeige des Bereehtigten mit Geldstrafe bis zu fünfzig 
Thalern zu ahndende Handlang gleichfalls nicht unter die 
für das fünfzehnte Capitel gewählte Ueberschrift pafst 
Wie aber einmal die Sache aufgefaßt ist, läfst sich dann 
die Art. 265 fg. gewählte Stellung der ähnlich behandel- 
ten Beeinträchtigung der Fischerei-Gerechtigkeit 
nicht mißbilligen. Der Art. 267. verpönt „Vernichtung 
oder Verrückiins der zttr Scheidung vonPrivat- 
grundstücken errichteten Grenzzeichen," eine 
Handlung , die zum Theil auch einen andern Gesichtspunkt 
darbieten kann (vergl. würt. Entwurf Art. 215. N. 2. , der 
hierin ein Vergehen wider öffentliche Treue und Glauben 
erkennt), und jeden Falls dürfte Art. 268. „bei Vernich- 
tung oder Verrückung eines L an de sgr enzzeich ens kann 
die Strafe bis zu sechs Monaten Gefangnifs gesteigert wer- 
werden," — einen Vorbehalt für hochverriitherische Un- 
ternehmungen voraussetzen. 

Hinsichtlich der ungebührlichen Anmafsung 
fremden Grundeigentums Art 269., der wider- 
rechtlichen Benutzung einer fremden Sache 
Art. 270., der Beschädigung fremden Eigenthums 
Art. 211 fg. finden wir Nichts zu erinnern und müssen 
Dem , was die Motive. S. 105. zu den letzten Artikeln über 
die Notwendigkeit , dem Richter hier einen grofsen Raum 
der Strafermessung zu gestatten , völlig beistimmen. . Das- 
selbe gilt von dem „Baumfrevel" Art 273., indem zwar 
die in Art. 274. verheifsene Belohnung für die Anzeige 
eines Frevlers vielleicht, strenggenommen, nicht in das 
Strafgesetzbuch gehört, aber doch, auch nach dem Bei- 
spiele anderer Gesetzgebungen, hier und in ähnlichen Fäl- 
len die Verbindung vertheidigt werden kann. 

Ausführlicher, als sonst, ist endlich die Lehre vom 

« 

- 
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Wucher behandelt. Einfacher Wucher, durch Ueber- 
schreitung des gesetzlichen Zinsfufses, wie versteckter, 
soll von dem Wucherer selbst und Unterhändlern an Gel de 
gehütet werden Art 215 fg., während der würt. Entwurf, 
wenn kein Betrug concnrrirt, nur die bestehenden privat* 
rechtlichen und policeiHchen Folgen vorbehält (Art 230.)» 
Der* be trüg Ii che Wucher soll (wie nach dem würt R.) 
nach den Grundsätzen des einfachen Betrugs beur* 
theilt werden Art 2TO. Der hierauf folgende Art 280. 
überschrieben „Rückfall,*' bezieht sich nicht, wie man 
auf einen Augenblick nach der Stellung anzunehmen ver- 
sucht ist ** 4 ), auf den vorhergehenden, denn für den 
Rückfall des Betrugs, dessen Strafe nach Art 279. 
verwirkt ist, müssen die allgemeinen Bestimmungen zur 
Anwendung kommen; auch wird der Betrug nicht mit 
Gel de gebüfst (Art, 232.) sondern geht wohl auf die * 
anderen Arten des Wuchers (Art 215 fg.), wie aufser die*- 
feer Argumentation der Inhalt deutlich zu erkennen gibt 
„Wenn Jemand bereits wegen wucherlicher Handlungen 
bestraft worden ist und sich eines solchen Verbrechens 
(Vergehens) wiederholt (vielleicht, weil die Wiederholung 
vom Rückfalle verschieden ist, besser: „von Neuem") 
schuldig macht, so ist, aufser der OeldbufSe, auch auf 
verhältnifsmäfsige Gefängnisstrafe zu erkennen.'' 

Ist meine Ansicht über den Sinn dieses Gesetzes nicht 
irrig, so dürfte demselben seine Stelle nach dem Art Zt9. 

anzuweisen seyn. - ' 

. , — — , ; : 

* 14 ) Ueberhaupt würde zu empfehlen, seyn , die Rubriken TheHs 
genauer zn bestimmen, .auch, wo sie häufig sind,, mit entsprechenden 
Abtheilungen und Nummern zu verseilen und einzelne bestimmter zu 
fassen , da manche , wie- ich im Laufe der Betrachtung zn bemerken 
nicht umhin gekonnt habe, dem Inhalte der Artikel nicht Völlig ent- 
sprechen. Dafs jene üeberschriften eine praktische Bedeutung haben 
sollen, ergibt sich in mehreren Fällen daraus, dafs die Artikel ein 
Moment nicht besonders hervorgehoben haben, weil es sich aus der 
Rubrik ergibt. Um so strenget mufs dann auch die Bezeichnung 
seyn. 
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Einer kleinen Aenderung scheint mir auch Art. 281. 
„gewerbmäfsiger Wacher 1 ' zu bedürfen. „Perso- 
nen, welche den Wacher gewerbmäfsig betreiben, sind 
aufser der Geldbufse mit Gefängnifs bis zu zwei Jahren zu 
bestrafen. Im Wiederholungsfalle kann die Strafe 
auf Arbeitshaus bis zu zwei Jahren gesteigert werden." 
Hier finde ich Etwas undeutlich. Eine blofse Wieder- 
holung, Welche die Steigerung begründet, kann kaum ge- 
meint seyn, denn diese liegt schon im Begriffe der Ge- 
werbmäfsigkeit. Sollte aber, wie man sonst anneh- 
men müfste, ein Rückfall, also eine bereits vorausge- 
gangene, wenigstens theilweise Bestrafung gemeint *eyn, -r- 
was dann bestimmter auszudrücken wäre, so würde nach 
diesem Gesetze der rückfällige Wucherer gelinder behan- 
delt, als nach den Art. 58 fg., die für den Rückfall eine 
Strafe verhängen, welche das Doppelte der frühern aus- 
machen kann und also härter ist, als die hier Art. 281. 
gedrohte. Denn wenn auch awei Jahre Arbeitshaus härter 
sind, als eine gleiche Zeit Gefängnifs, so ist doch dieses 
immer gelinder; als nach Art. 58, Ob man Grund habe, 
den Rückfall bei gewerbmäfsigem Wucher geringer, als 
bei anderen Uebertretungen zu ahnden, ist zu bezweifeln. 



Sollte dieses nicht die Absicht seyn und hier Wieder- 
holung etwas Anderes als Rückfall bedeuten, so bleibt 



obiges Bedenken stehen; und wenigstens für die Fälle, wo> 



schon die erste gewerbmäfsige Betreibung mit zwei Jahren 
Gefängnifs gebüfst würde, entsteht ein Mifsverhältnifs. 
— Zweckmäfsig ist die in Art. 282. getroffene, mehr frei- 
lich dem Privatrechte an gehör ige Bestimmung, wie weit ein 
wucherliches Geschafft ungiitig sei, und die Untersagung 
einer Confiscation wucherlich ausgeliehener Summen (vergl. 
Motive S. 105.). Ebenso wird Art. 283. „die Strafbe- 
stimmungen gegen den Wucher leiden auf kaufmännische 
Geschaffte keine Anwendung n in den Motiven (a. a. O.) 
genügend erläutert und auf eigentlich kaufmännishe 
Geschaffte beschränkt; so dafs keineswegs Kaufieote 



als 
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als solche und nnbe-t'ngt von den Gesetzen über Wu- 
cher frei sind „und dem Richter in jedem concreteu Falle 
das Ermessen über die Beschaffenheit der zu seiner Kennt- 
nifs gebrachten Handlung überlassen bleiben mufs." 

Sechzehntes Capltel. 
Von Pflicht v€ri€tzun ff cn in Jbesontteren V€T m 

• Hier wird in den Art. 284 — 297. vorzugsweise , je- 
doch nicht ausschliefsend, von den Verletzungen der Amts- 
pflicht öffentlich angestellter Personen gehandelt. Ver- 
nachlässigung der Amtspflicht, pflichtwidrige 
Annahme von Geschenken, Bestechung (hierbei 
auch von Pflichtwidrigkeit bei Besetzung von Stellen), 
Mifsbrauch der Amtsgewalt und d es öffentlichen 
Vertrauens, Verletzung pf lieh tmäf siger Ver- 
schwiegenheit, wahrheitswidrige Aussage (so- 
fern keine Eides Verletzung coneurrirt) sind die Hand- 
lungen , welche hier verpönt und säramtlich (Art. 297.) „nur 
auf Antrag der dabei Betheiligten oder in Ansehung der 
in öffentlichen Pflichten stehenden Personen, auf Antrag der 
Dienst- oder Aufsichts- Behörden "untersucht werden. 

Die Strafen sind im Ganzen auch hier nicht streng 
zu nennen. „ Neben Geldbufsen kommen Gefängnifs 
bis zu zwei Jahren, Arbeitshaus bis zn einem Jahre 
vor. Dienst-Entlassung, Entsetzung u. 8. w. sind 
nicht genannt; der Art. 9. bestimmt diese zwar als unmit- 
telbare Folge wirklich erlittener Zuchthaustrafe, al- 
lein diese finde ich auf keines der erwähnten Verbrechen 
gesetzt; und hinsichtlich der Arbeitshausstrafe, die hier 
auf höchstens zwei Jahre eintreten soll, enthält das Gesetz 
keine nähere Bestimmung llft ). Einigermafsen erledigt sich 

11 *) Die Motive bemerken jedoch S. 87., dafs, „wenn auch 
eine besondere Folge erlittener Arbeitshausstrafe in Beziehung auf 
die bürgerlichen Verhältnisse nicht ausgesprochen sei, doch dadurch 
die Bestimmungen der Städte -Ordnung, des Wahlgesetzes und des 
Gesetzes über die Verhältnisse der Civilstaatsdiener hinsichtlich der 
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sich 4er Zweifel , in sofern durelf die Pflichtwidrigkeit des 
Beamten eine höhere Strafe wegen Concnrrenz eines ge- 
meinen Verbrechens oder des Ucbergehens der Handlung 
in ein solches verwirkt ist. Diefs mnfs man um so mehr 
annehmen, als durch solchen notwendigen Vorbehalt al- 
lein sich die Kürze dieses Capitels erklärt und mindestens 
theiiweise rechtfertigt. Sollte aber, da die Amts -Ent- 
setzung überhaupt nicht in der Reihe der Strafen ge- 
nannt ist {Martin S. 85.) dieses lediglich als Administrativ- 
Malsregel betrachtet werden, so scheint es mir nicht un- 
bedenklich, und eine gerichtlich auszusprechende Amts- 
Entsetzung aus rechtlichen und politischen Gründen zu 
empfehlen, wo sie verwirkt ist, während die blofse Ent- 
lassung wohl der Verwaltungs- Behörde — selbst der 
Justiz - Administration überlassen bleiben kann. 

Ob die wenigen hier getroffenen Bestimmungen aus- 
reichend sejn werden, mufs die Erfahrung lehren. Der 
würtemb. Entwurf, welcher „den Vergehungen wider die 
Pflichten des öffentlichen Dienstes" einen eignen Titel wid- 
met, hat nicht nur nach einem Capitel, welches „allge- 
meine Bestimmungen" enthält, «in anderes „von Verle- 
tzung aligemeiner Dienstpflichten der öffentlichen Diener,** 
worin nicht weniger als vierzehn verschiedene Verbre- 
chen mit Strafen bedroht werden, sondern auch noch ein 
ein Capitel „von Verletzung besonderer Dienstpflichten der 
Justiz -Beamten" und «in anderes „der Verwaltungs- und 
Gemeinde -Beamten," ferner eines „von besonderen Dienst- 
pflicht. - Verletzungen der Kirchen- und Schuldiener,** end- 
lich eines „von besonderen Pflichtverletzungen der zu öf- 
fentlichen Verrichtungen aufgestellten Personen (Tit. III. 
Gap. 1 — IV.) womit noch, in Betreff der Vergleichung mit 
dem sächs. Entwürfe, zu verbinden ist Tit. II. Cap. IX. 
„von der Untreoe in besonderen Pflichtverhältnissen und 

von Verletzung fremder Geheimnisse." 

■ — 

Folgen begangener Verbrechen und Vergehungen keineswegs aufge- 
hoben werden sollen." 



* 
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Da nun der wnrt. Entwurf vor allen anderen bei dem 
sächs. benutzt ist, so kann dieses Alles nicht unberück- 
sichtigt geblieben und nicht anders als wohlüberlegt 
auf so wenige Bestimmungen zurückgeführt seyn, wie sie 
der vorliegende Entwurf aufstellt. Die Motive S. 106. 
rechtfertigen dieses auch theil weise, indem z. B. der Art. 
293. auch auf richterliche Beamte bezogen wird, 
welche sich „Mifshandlungen gegen die in Untersuchung 
befindlichen Angeklagten oder gegen die unter ihrer Auf- 
sicht stehenden Gefangenen erlauben oder sonst in solcher 
Beziehung die ihnen zukommende Gewalt mißbrauchen, " 
und Art. 294. sich auch von Rechtswidrigsten der Sach- 
walter versteht. Wohl dem Staate, der in der Sittlich- 
keit, Rechtlichkeit und Religiosität seiner Beamten eine 
gröfsere Schutzwehr gegen mögliches Unrecht derselben 
hat, als die strengsten Strafgesetze je zu gewahren ver- 
mögen. So mag denn hier die sich kundgebende Milde und 
selbst die sonst unter Umständen bedenklich erscheinende 
Bestimmung des SchlufsartikeU vertheidigt werden, daft 
*lle in diesem Capitel genannten Vergehen nicht von Amts- 
wegen untersucht werden. Die Aufsichtsbehörde wird es 
begreiflicher Weise überall an dem erforderlichen Antrage 
nicht fehlen lassen, wo das Interesse des Staats, die Würde 
des Dienstes und Amts und das aufrecht zu haltende öf- 
fentliche Vertrauen, wo Recht und Pflicht es gebieten, 
einzuschreiten. Einige allgemeine Bemerkungen, die sich 
darbieten, habe ich in der Kritik des würt. Entwurfs 
niedergelegt und indem ich mich auf dieselben beziehe, 
verlasse ich dieses Capitel , dessen besondere Bestimmun- 
gen, in Verbindung gesetzt mit denen der anderen, sie 
ergänzenden, Capitel und mit Berücksichtigung Dessen, was 
ich bereits erinnern zu müssen geglaubt habe , zu weiteren 
Betrachtungen wenig Veranlassung geben. 

S. 93 fg. 
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Siebzehntes Capitel. 



Incest Art. 298 fg., Mi fsbrauch zur Unzucht 
Art 800 fg., Verführung zur Unzucht Art, 301., 
Unzucht als Gewerbe Art. 302 fg., Kuppelei Art 
303., unzuchtige, zur öffentlichen Aergernifs 
gereichende Handlungen, zu denen auch Verbrei- 
tung unzüchtiger Schriften oder bildlicher 
Darstellungen gehören, Art. 305. und endlich wider- 
natürliche Unzucht Art. 306. sind die Uebelthaten, 
welche dieses Schlufscapitel des ganzen Entwurfes mit an-* 
gemessenen Strafen bedroht. 

Ueber den Inhalt dieses Capitels und den mit demsel- 
ben verwandten einiger anderen Capitel, welche das Ge- 
setz v. 8. Febr. 1834 „die Bestrafung der fleisch- 
lichen Vergebungen und einiger, hiermit in 
Verbindung stehender Verbrechen betreffend" 
näher bestimmt hat, enthalte ich mich billig aller Bemer- 
kungen. Eine Vergleichung der Bestimmungen in dem ge- 
genwärtigen und den anderen Cepiteln „von Verletzun- 
gen der persönlichen Freiheit (VI. Art. 140 fg. 
149 fg.) und von Verletzungen der ehelichen 
Treue" (Cap. XI. Art. 201 fg.) mit jenem Gesetze ergibt, 
dafs, mit ganz unbedeutenden Abweichungen in Betreff der 
Fassung, dieses letztere wörtlich in den Entwurf aufge- 
nommen sei 11T ). Hierüber haben ständische Berathuugen 



lir ) Wir geben hier für die leichtere Vergleichung eine kurze 
Nachweisung: 



Ges. v. J. 1834. 


Entw. d. Strafgesctzb. 


Ges. v. J. 


1834. Entw. d. StrafgcseUb. 


§• 1. 




Art. 149. 


§. 9. 




Art. 143. 


§2. 




Art. 150. 


§. 10. 




Art. 144. 


§. 3. 




Art. 151. 


§. it. 


* 


Art. 145. 


§• 4. 




Art. 152. 


§. 12. 




Art. 201. 


g. 5. 




Art. 153. 


§. 13. 




Art. 202. 


§. 6. 




Art 140. 


- §. U. 




Art. 203. 


§. T. 




Art. 141. 


§• 15. 




Art. 209. 


§. 8. 




Art. 142. 


§. 16. 




Art. 210. 
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mit der Regierung längst Statt gefunden nnd der damalige 
Vorschlag ist, wie gesagt, zum Gesetze erhoben. Wahr- 
scheinlich hat man gerade defshalb Veranlassung gehabt, 
den Inhalt des Gesetzes, soweit er nicht unter andere Ge- 
sichtspunkte gestellt werden zu müssen schien, an das 
Ende des ganzen , schon während jener Verhandlungen vor- 
bereiteten Entwurfs zu setzen und eben darum mag es 
nicht für nöthig erachtet worden seyn, Etwas in den Mo- 
tiven zu bemerken. Es ist nicht zu erwarten, dafs diese 
schon zum Gesetze erhobenen Bestimmungen jetzt noch- 
mals einer Verhandlung unterworfen werden , da wohl kaum 
die kurze Zeit seines Bestehens genügende Erfahrungen 
geliefert haben kann, auf deren Grund Vorschläge zu Ab- 
änderungen sich rechtfertigen dürften. Auch ist jenes Ge- 
setz sicher schon im Hinblicke auf den das ganze Straf- 
recht betreffenden Entwurf, dessen Strafsystem und 
meine Grundsätze entworfen, so dafs es mit dem 
wie es jetzt vorliegt, im Einklänge steht 

Hierzu kommt, dafs wir von Wächter 11 8 ) eine so 
gediegene Abhandlung über das Gesetz selbst, in Verglei- 
«hung mit den Debatten und zugleich von einem allgemei- 
nem wissenschaftlichen Standpunkte aus, unlängst erhalten 
haben, eine Beleuchtung desselben nach allen Seiten hin, 
welche die Sache darbietet, einen Commentar, wie er für 
*len ganzen Umfang des Entwurfs zu wünschen wäre, dafs 



Ges. v. J 1834. Entw. d. Strafgesetz!). 

§. IT. — Art. 211. 

§. 18. = Art. 212. 

§. 19. = Art. 213. 

§. 20. — Art. 298. 

§.21. =r Alt. 299. . 

§. 22. = Art. 300. 
Die Art. 23. und 29—39. sind als entweder transitorische oder dem 
Processe anheimfallende oder dem allg; Thcile angebörig f nicht in 
den neuen Entwurf übergegangen. 

1 ' *) Abhandlungen aus dem Strafrechte. Erster Band. Leipzig 
1835. 8. 214 fg. 



Ges. v. J. 1834. Entw. d. S(r»rgesctzb. 
§. 24. = Art. 154. 
§. 25. == Art. 302. 
§. 26, = Art. 303. 
§. 27. r= Art. 304. 
§. 28. = Art. 305. 
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es überflüssig und anmafseud erscheinen könnte, hier noch 
Etwas zu bemerken; wie denn die Ausfuhrung abweichen- 
der Ansichten über einzelne Punkte der trefflichen Dar- 
stellung , bei dem Versuche, einige Beiträge zur Kri- 
tik des Entwurfs zu liefern, nicht am Orte seyn 
würde. 

So möge es denn erlaubt seyn, letztere mit einigen 
Schlufsbemerkungen zu begleiten. 

Der Entwurf, hier nur des zweiten Theiles zu geden- 
ken, schlierst sich, wie die Motive selbst erinnern (S.83.), 
den anderen neuen Entwürfen in vieler Hinsicht an, wel- 
che in mehrern deutschen Ländern jetzt zur endlichen ße 
rathung vorliegen, ohne dafs ihm eine, ihn nicht selten 
vorteilhaft auszeichnende Eigentümlichkeit abgesprochen 
werden kann. Was jenes Anschliefsen betrifft, so habe 
ich bereits bemerkt 1 1 •) , dafs dieses , weit entfernt , ge- 
mifsbilligt zu werden, vielmehr ein Verdienst zu nennen 
sei, da es Theils durch das Aufnehmen übereinst i rinnend, 
anerkannter Grundsätze und Wahrheiten und besonderer 
durch gemeinsame rechtliche und politische Bildung und 
geschichtlicher und volkstümlicher Voraussetzungen ge- 
rechtfertigt, ja selbst geboten wird, Theils das Streben 
nach Originalität an jenen objectiven Gründen seine not- 
wendige Schranke findet, endlich auch möglichste Gleich- 
mäßigkeit der deutschen Strafgesetzgebungen wünschens- 
wert erscheint. Eigentümlich aber ist dem Entwürfe, 
wenn man ihn zunächst mit dem jüngst vorhergegangenen, 
dem würtemberg sehen , vergleicht, die gröfsere Kürze, das 
Aufstellen von weniger Rubriken und einzelner strafbaren 
Handlungen und deren strafrechtlichen Folgen. Wir wol- 
len nicht sagen, dafs dieses überall gutgeheifsen werden 
könne, — vielleicht wäre in manchen Lehren doch eine 
etwas gröfsere Ausführlichkeit, genauere Anordnung, selbst 
was nicht blofs etwas Aeufserliches ist, der Ueberschriften 
. 1 1 , — — 

»«•) Meine Kritik des norweg. Entwurf* S. 109 fg. 
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oder Rubriken einzelner Artikel zu wünschen ; aber im 
Allgemeinen ist das Streben nach Einfachheit, die nicht 
zu weite Ausdehnung des Gebiets des Criminalen , die Fas- 
sung, welche der Wissenschaft ihren unabweisbaren Ein- 
flu ('s auf die Anwendung gestattet, ohne die Straf rechts- 
pflege dem Nachtheile unentschiedener Streitfragen Preia 
zu geben, gebührend anzuerkennen. 

Eine gröfsere Eigenthümlichkeit zeigt sich ferner in 
dem angenommenen Strafsysteme und in der fast durch- 
gängigen Vestsetzung geringerer Strafen — namentlich der 
Freiheitsentziehungen, als in anderen Entwürfen. Man 
kann sich darüber nur freuen und darf um so eher hof- 
fen, dafs man auf diesem Wege ausreiche, neben der un- 
erläfslichen Genugthuung für das verletzte Gesetz die mit 
« der Gerechtigkeit vereinbaren politischen Zwecke zu er- 
streben, als man jetzt wohl darüber einverstanden ist, 
dars die Strafrechtspflege weder die Bestimmung habe, 
noch haben könne, selbstständig und für sich allein Ver- 
brechen zu verhüten und dafs dieser angebliche Zweck 
auch weder durch Anwendung härterer Strafen, welche 
zum Theil die Sitte und Gerechtigkeit, zum Hieil eine 
richtige Politik und wohlverstandene Humanität verwirft, 
noch durch deren Androhung und die vergebliche Hoff- 
nung eines ohnehin nicht gerechtfertigten und nicht be- 
gründeten psychologischen Zwanges erreicht zu werden 
vermöge. Auf andere bessere Grundlagen mufs hier ge- 
rechnet werden und nur zuletzt die Strafe, vermöge 
ihrer eignen Notwendigkeit, dem Unrechte, das nicht be- 
stehen darf, entgegentreten und das Recht als heiliges 
gegen die Willkür in Schutz nehmen und aufrecht erhalten. 
Solche Grundlagen, soweit es möglich ist, zu erhalten und 
zu bevestigen, ist eine der Aufgaben des Staats und wer 
weifs es nicht, was gerade in dem Vaterlande des Ent- 
wurfs hiefür von Jeher geschehen ist? Darüber, ob dem- 
nach die unleugbare Gelindigkeit mancher Strafsatzungen 
werde bestehen können, wird die Erfahrung belehren. 
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Ohne Zweifel werden gerade diese Strafbcstimmungen Ge- 
legenheit geben, sehr verschiedene Meinungen auszuspre- 
chen und sie wurden auch, neben den Bestimmungen über 
den Thatbestand, den hauptsächlichsten Stoff einer Kritik 
darbieten. Aber begreiflicher Weise kann der ferner ste- 
hende Beurtheiler eines solchen Werkes hier am Wenig- 
sten Beruf haben , Vorschläge zu Aenderungen zu machen, 
die ohnehin nicht selten das Gepräge subjectiver Ansichten 
haben würden. Wo sie durch allgemeine oder durch die 
besonderen, von dem Entwürfe selbst aufgestellten Rück- 
sichten bedingt erschienen, durfte ich mir solche erlauben, 
weiter vermag der nicht zu gehen, dem unter Anderem 
die Kenntnifs abgeht, wie bisher in der, freilich nicht 
überall gleichen Praxis der dortigen Gerichtshöfe die ein- 
zelnen Uebertretungen geahndet. worden sind. 

Noch könnte Einiges über die subjective Stellang des 
Verfassers dieser Beiträge angedeutet werden. Allein ich 
darf hier wohl auf Das verweisen, was ich kürzlich an an- 
dereu Orten gesagt habe 12 °) und nur wiederholen, dafs, 
wenn die Kritik vorzugsweise sich an die Punkte hält, wo 
sie glaubt, Etwas erinnern zu müssen, und daher öfter 
den Schein des Tadels als des Gegentheils annimmt, sie 
selbst nicht billig beurtheilt werden würde, sofern man 
ihr oder dem Verfasser defshalb einen Vorwurf machen 
würde. Die Frage, auf die es vor Allem ankommt, ist: 
was wahr und recht und den gegebenen Verhältnissen ent- 
sprechend sei. Darüber mufs jene Rücksicht als eine un- 
tergeordnete zurücktreten, wenn Pflicht und Ueberzeugung 
es gebieten, einige Bemerkungen auszusprechen, die zwar 
zum Theil ihrem Inhalte nach sich bei nochmaliger Prü- 
fung von Seiten der zunächst Berufenen auch ihnen selbst 
aufdringen würden, aber defshalb noch nicht für unnöthig 
zu achten sind. Anderer Seits mag Dem, der mit allen 
Verhältnissen, die auch örtliche Kenntnisse voraussetzen, 
, . .. .... 

Kritik des würtemb. Entwurfs S. 98. 
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vertrauter ist, manche Erinnerung unbegründet erscheinen 
und von ihm dem Verfasser, des guten Zweckes wegen, 
verziehen werden. Bei den Schicksalen, welche vornehm- 
lich Criminalangelegenheiten nicht selten in den öffentli- 
chen Verhandlungen erfahren 1 * 1 ), dürfte es immer wün- 
schenswerth seyn , wenn auch Die, welche ihr Leben die- 
ser Wissenschaft widmen, sich durch keine Menschenfurcht, 
keine äufsere Rucksicht, aber auch nicht durch eine zu 
weit getriebene Schüchternheit abhalten lassen , einen Bei- 
trag, der der guten Sache vielleicht förderlich seyn kann, 
au liefern. Der Verf., welcher hier einer wohlwollenden 
Aufforderung entsprochen hat, ist ' sich bewufst, nur in 
diesem Sinne die wenigen Bemerkungen niedergeschrieben 
zu haben , zu denen ihm nur eine kurze Zelt vergönnt 
war; er bittet sie nachsichtig aufzunehmen, zu prüfen und 
seinem Bestreben dieselbe Gerechtigkeit widerfahren zu 
lassen, die er stets bemüht Ist, seiner Seits in wissen- 
schaftlichen Arbeiten und Beurteilungen in Ausübung zn 
bringen. - - :r n - <■ 9 



■«) Wächter a. a. O. S. 243. und meine Kritik des würt. 
Entwurfs S. 98. 
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Von dem Verfasser dieser Schrift sind bei Unterzeichnetem er- 
schienen un<1 in allen Buchhandlungen zu haben: 
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verschiedenen , . . 

M i rafre c Ii ts i h e o r I e en 

..y A) ,; : in ihr/W Verhältnisse, zu eiiiaod«-^.. r :v 
positiven Rechte und dessen Geschichte. 

i crlminalistisehe Abhandlung. 

Preis 81 O r«> . 
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ru das Königreich Würtemlicrs 

vom Jahre 1835. 
Preis 1* €tr. netto. 
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i für, 
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Eine 
kritische Betrachtung. 
Preis 18 «r. 



Von demselben Verfasser erscheint in 14 Tagen: 

■ Ii e b r h u ch 
m traf recht s - Wissensehaft. 

Weltstadt a. </. ©rla, 1887. 

X JT. 0. Wagner. 
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